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Liebe Leserinnen, liebe Leser,

wir starten im BMF in das neue Jahr voller Ta-
tendrang, denn wir haben große Ambitionen für die 
vor uns liegende Legislaturperiode. Es gilt, die Mo-
dernisierung unseres Landes voranzubringen. Auch 
im internationalen Bereich haben wir uns viel vorge-
nommen, denn Deutschland übernimmt in diesem 
Jahr die Präsidentschaft der G7. Bis Ende des Jahres 
werden das BMF und die Deutsche Bundesbank also 
die Treffen der G7-Finanzministerinnen und -mi-
nister und -Notenbankgouverneurinnen und -gou-
verneure ausrichten und den Austausch über lang-
fristige Fragen der internationalen Finanzpolitik 
leiten. Weitere Schwerpunkte sind hier insbesondere 
die Entwicklungen nach der Krise für eine nach-
haltige wirtschaftliche Erholung, die weltweite Ver-
sorgung mit Impfstoffen sowie Digitalisierung und 
Klimaneutralität.

Und diese Aufgabe der Krisenbewältigung ist auch 
im nationalen Kontext entscheidend. Mit dem Ent-
wurf eines Zweiten Nachtragshaushalts  2021, den 
das Bundeskabinett am 13. Dezember 2021 beschlos-
sen hat, will die Bundesregierung die Corona-Krise 
überwinden, ausgebliebene Investitionen nachholen 
und damit auch finanzielle Mittel bereitstellen, die 
für die Transformation notwendig sind. Dabei sind 
Investitionen zur Überwindung der Pandemie und 
die Erholung nach der Corona-Krise zwei Seiten ein 
und derselben Medaille. Denn die zahlreichen Hil-
fen für Unternehmen, Selbstständige und Beschäf-
tigte können langfristig nur wirksam sein, wenn es 

uns gleichzeitig gelingt, die deutsche Volkswirtschaft 
insgesamt zukunftsfest aufzustellen.

Wie im Koalitionsvertrag vereinbart, sollen mit dem 
Nachtragshaushalt rund 60  Mrd.  Euro aus veran-
schlagten, aber nicht benötigten Kreditermächti-
gungen in den Klimaschutz und in Maßnahmen zur 
nachhaltigeren Gestaltung der deutschen Wirtschaft 
fließen – ohne neue Schulden aufzunehmen. Das ist 
ein kraftvolles Signal der Modernisierung und ein 
Booster für die Volkswirtschaft. Denn durch die Co-
rona-Pandemie sind im vergangenen Jahr viele er-
forderliche Investitionen in die Modernisierung un-
seres Landes ausgeblieben.

Wir werden auch in diesem Jahr noch mit den wirt-
schaftlichen Auswirkungen der Pandemie umge-
hen müssen, die weiterhin eine außergewöhnliche 
Notsituation begründen. Ab dem Jahr 2023 wird die 
Neuverschuldung wieder auf den vom Grundgesetz 
vorgegebenen Spielraum beschränkt und damit die 
Vorgaben der Schuldenbremse eingehalten. Mit dem 
Nachtragshaushalt und den noch in diesem Jahr zu 
beschließenden Haushaltsplänen für die Jahre 2022 
und  2023 sowie dem Finanzplan bis  2026 wollen 
wir zugleich ein Signal der Stabilität senden. Hand-
lungsfähigkeit in einer historischen Ausnahmesitu-
ation und die Rückkehr zu soliden Staatsfinanzen – 
das sind die richtigen und wichtigen Ziele für die 
20. Legislaturperiode.

Über die Fortschritte und Neuerungen, die das neue 
Jahr und die neue Legislaturperiode mit sich brin-
gen, werden wir regelmäßig im Monatsbericht in-
formieren. In den Fachartikeln der Januar-Ausgabe 
berichten die Kolleginnen und Kollegen zunächst 
über die wichtigsten steuerlichen Änderungen, die 
im Jahr 2022 in Kraft treten. Zudem geht es um die 
Steuereinnahmen des Bundes und der Länder im 
Jahr 2021 sowie um den vorläufigen Abschluss des 
Bundeshaushalts des vergangenen Jahres.

Ich wünsche Ihnen eine gute Lektüre!

 
Steffen Saebisch	  
Staatssekretär im Bundesministerium der Finanzen
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Die Finanzpolitik als Ermöglichungspolitik

„Wenn man uns also fragt, welchen Zielen sich die Finanzpolitik der neuen Bundesregierung ver-
pflichtet fühlt, so ist die Antwort: Stabilität, Wachstum, Innovation und Fairness“, sagte Bundes-
finanzminister Christian Lindner am 14. Januar 2022 in seiner Rede zur Haushalts- und Finanz-
politik der neuen Bundesregierung im Deutschen Bundestag. Die Erholung der Wirtschaft müsse 
finanziert, die Pandemie überwunden und Investitionen gestärkt werden.
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Stabilität und 
Handlungsfähigkeit

Seit fast zwei Jahren bestimmt die Corona-Pande-
mie unsere Finanzpolitik. Die neue Bundesregie-
rung hat es sich für die kommenden vier Jahre zur 
Aufgabe gemacht, aus dem finanzpolitischen Kri-
senmodus in den finanzpolitischen Gestaltungs-
modus zu wechseln. Dafür arbeitet sie daran, im 
Jahr  2023 zum Regelfall der Schuldenbremse des 
Grundgesetzes zurückzukehren. Das bedeutet, dass 
die deutsche Schuldenquote in den Folgejahren re-
duziert und die fiskalische Handlungsfähigkeit des 
Staats für künftige Krisen dadurch gestärkt wer-
den soll. Aber natürlich werden die Folgen der Pan-
demie noch für einige Zeit sichtbar bleiben. Des-
halb führt die Bundesregierung dem Energie- und 
Klimafonds, der zu einem Klima- und Transfor-
mationsfonds weiterentwickelt werden soll, mit 
dem Zweiten Nachtragshaushalt  2021 zusätzlich 
60 Mrd. Euro aus ungenutzten Kreditermächtigun-
gen des Vorjahres zu, um pandemiebedingt ausge-
fallene Investitionen nachzuholen und um Impulse 
zur wirtschaftlichen Belebung nach der Pandemie 
zu setzen. Investitionen in den Klimaschutz und 
die Transformation der deutschen Volkswirtschaft 
und damit Handlungsfähigkeit einerseits, Rück-
kehr zur Schuldenbremse und damit Stabilität an-
dererseits: eine Verbindung von Investitionen in 
die Zukunft und Disziplin bei Konsumausgaben in 
der Gegenwart. 

Trotz des Zweiten Nachtragshaushaltes wer-
den 24,8  Mrd. Euro weniger Schulden aufgenom-
men als von der Vorgängerregierung geplant. Das 
bedeutet, dass finanzpolitisch solides und ver-
antwortungsvolles Wirtschaften trotz der not-
wendigen enormen Aufwendungen zur Pandemie-
bekämpfung möglich ist. Dank der robusten und 
widerstandsfähigen deutschen Volkswirtschaft 
gab es zudem deutlich höhere Steuereinnahmen 
(+29,5  Mrd. Euro). Denn durch umfassende Maß-
nahmen zur Unterstützung der Beschäftigten und 
Unternehmen in der Krise hat sich die Wirtschaft 
deutlich besser entwickelt als erwartet. Insgesamt 
lagen die Einnahmen des Bundes  – ohne Netto-
kreditaufnahme  – bei 341,7  Mrd. Euro und damit 
9,2 Mrd. Euro über dem Ansatz im Zweiten Nach-
tragshaushalt (332,6 Mrd. Euro). Spiegelbildlich fal-
len die Ausgaben mit 557,1 Mrd. Euro geringer als 
die geplanten 572,7  Mrd. Euro aus und liegen da-
mit auch nach der zusätzlichen Zuführung an den 
Energie- und Klimafonds rund 15,6 Mrd. Euro unter 
den Planungen. Diese günstige Entwicklung führt 
zu einer deutlich geringeren Ausschöpfung an Kre-
diten als geplant und ermöglicht eine Absenkung 
der Nettokreditaufnahme um 24,8  Mrd. Euro auf 
215,4 Mrd. Euro.
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Die Finanzpolitik als Ermöglichungspolitik

Der vorläufige Haushaltsabschluss bietet eine so-
lide Basis für zukünftige Projekte wie die Transfor-
mation der Wirtschaft in Deutschland. Im Jahr 2021 
ist die Schuldenstandsquote weniger als geplant 
angestiegen, voraussichtlich auf lediglich rund 
70,25  Prozent des Bruttoinlandsprodukts (BIP). 
Die Quote liegt damit deutlich unter dem Wert 
in der Finanzkrise von rund 82  Prozent des BIP 
im Jahr 2010. Sie ist auch niedriger als in den an-
deren G7-Industrienationen. Die Investitionsaus-
gaben erreichten im Jahr 2021 mit rund 45,8 Mrd. 
Euro den zweithöchsten Wert überhaupt, nur noch 
übertroffen vom Jahr  2020 (50,3  Mrd. Euro). Noch 
nie vor der Pandemie hat in der Geschichte der 
Bundesrepublik der Bund nominal mehr für Inves-
titionen ausgegeben. Insgesamt liegt der Ausschöp-
fungsgrad der Investitionen bei 77,2  Prozent und 
konnte gegenüber dem Vorjahr um 6,6  Prozent-
punkte gesteigert werden.

Auch die Länder und Kommunen wurden durch 
den Bund im Pandemiejahr  2021 weiter mas-
siv entlastet und unterstützt. Im Ergebnis wiesen 
Länder und Gemeinden im Jahr  2021 weitgehend 
ausgeglichene Haushalte auf, das gesamtstaat
liche Finanzierungsdefizit – und damit die Neuver-
schuldung – wurde allein vom Bund getragen. Ne-
ben den weiterlaufenden bisherigen Programmen 
in den verschiedensten Bereichen schulterte der 
Bund auch im Jahr 2021 erneut zu einem ganz er-
heblichen Teil die Lasten bei der Bekämpfung der 
gesundheitlichen, wirtschaftlichen und sozialen 
Folgen der Corona-Krise. Darüber hinaus beteiligte 

sich der Bund in außerordentlicher Weise an der 
Bewältigung der schweren Folgen der Hochwasser- 
und Starkregenereignisse im Juli 2021, die Teile von 
Rheinland-Pfalz und Nordrhein-Westfalen, Bayern 
und Sachsen betroffen haben. So hat sich der Bund 
im Jahr 2021 mit 121,1 Mio. Euro an den Soforthil-
fen der Länder zur unmittelbaren Bewältigung der 
Hochwasserkatastrophe beteiligt. Für die mittel- 
und langfristige Behebung der Schäden wurde ein 
nationaler Fonds „Aufbauhilfe 2021“ als Sonderver-
mögen des Bundes eingerichtet. Der Fonds erhielt 
im Jahr  2021 eine erste Zuführung aus dem Bun-
deshaushalt in Höhe von 16 Mrd. Euro.

Internationaler Kontext

Auch auf internationaler Ebene ist der Zweiklang 
von Stabilität und Handlungsfähigkeit von Be-
deutung. Am 1.  Januar  2022 hat Deutschland die 
G7-Präsidentschaft vom Vereinigten Königreich 
übernommen. Die Schwerpunkte unter der deut-
schen Präsidentschaft werden insbesondere die 
notwendigen Weichenstellungen nach der Krise 
für eine nachhaltige wirtschaftliche Erholung, die 
weltweite Versorgung mit Impfstoffen zur Über-
windung der Pandemie und die Gestaltung der be-
vorstehenden Transformationsprozesse im Kon-
text von Digitalisierung und Klimaneutralität sein. 
Und auch mit Blick auf Europa und das Wieder-
aufbauinstrument „Next Generation  EU“ vertritt 
Deutschland die Haltung, dass es notwendig ist, 
jetzt neue Wachstumschancen zu eröffnen, zumal 
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Vorläufiger Haushaltsabschluss 2021 im Überblick1

Beträge in Mrd. Euro
Ist

2020
Soll
2021

Vorläufiges
Ist 2021

mehr/weniger 
gegenüber Soll

Ausgaben 443,4 572,7 557,1 -15,6

Steuereinnahmen 283,3 284,0 313,5 +29,5

Verwaltungs-/Münzeinnahmen 29,7 48,5 28,2 -20,4

Nettokreditaufnahme 130,5 240,2 215,4 -24,8

Gesamteinnahmen 443,4 572,7 557,1 -15,6

1  Zahlen 2021 berücksichtigen dabei einen planmäßigen Vollzug des Zweiten Nachtragshaushalts.
Quelle: Bundesministerium der Finanzen

Tabelle 1
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das Instrument nicht auf Dauer angelegt ist. Ein 
wichtiges Anliegen der deutschen Bundesregie-
rung ist es, ein Momentum zu entwickeln, um aus 
der Krise heraus auch die Wettbewerbsfähigkeit der 
europäischen Wirtschaft zu stärken. Dabei ist ent-
scheidend, dass wir die Bedeutung der Fiskalregeln 
weiter beachten. Diese leisten einen wichtigen Bei-
trag dazu, die monetäre Stabilität zu erhalten und 
die Preisentwicklung im Interesse der Verbraucher
innen und Verbraucher und der Wirtschaft insge-
samt in einem kontrollierten Maß zu gewährleis-
ten. Langfristig benötigt Europa eine kluge Balance 
aus der Begrenzung der öffentlichen Verschuldung 
einerseits und der Freisetzung von Investitionen 
in die Transformation andererseits. Eine sinnvolle 
Weiterentwicklung soll nicht ausgeschlossen wer-
den. Allerdings hat der Stabilitäts- und Wachstums
pakt im Kern seine Flexibilität auch in der Krise 
bewiesen. In der Zukunft müssen sowohl der Ge-
danke von Wachstum als auch fiskalische Stabili-
tät und Nachhaltigkeit der Staatsfinanzierung ver-
folgt werden. Die Bundesregierung vertritt, dass 
transparente Regeln und die finanzpolitische Ei-
genverantwortung der Mitgliedstaaten unverzicht-
bare Voraussetzungen für Stabilität sind. Es sollen 
Mittel, insbesondere auch privates Kapital, mobili-
siert werden, um die Transformation in Europa zu 
erreichen.

Finanzpolitik als 
Ermöglichungspolitik

Die Bundesregierung versteht Finanzpolitik als 
Ermöglichungspolitik: Transformation, Techno-
logie und Talentförderung erhalten im Haushalt 
Priorität. Dafür bildet eine solide Haushaltspoli-
tik die Grundlage. Um finanzielle Spielräume für 
Zukunftsinvestitionen zu schaffen, sieht der Ko-
alitionsvertrag vor, alle Ausgaben auf den Prüf-
stand zu stellen und eine strikte Neupriorisierung 
am Maßstab des Koalitionsvertrags vorzunehmen. 
Deutschland soll Fortschritt wagen. Statt Steuerer-
höhungen werden Entlastungen angestrebt, z. B. im 
steuerlichen Bereich, bei der EEG-Umlage, bei der 
Einführung des Bürgergelds oder bei der privaten 
Eigentumsbildung. Dadurch soll ermöglicht wer-
den, dass Deutschland als Wirtschaftsstandort at-
traktiv bleibt, dass die Menschen in ihrem Leben 
wirtschaftlich vorankommen und dass der soziale 
Aufstieg für alle leichter gelingt. Als ersten Schritt 
arbeitet das BMF an einem neuen Corona-Steu-
erhilfegesetz. Damit sollen die Verlängerung der 
Homeoffice-Pauschale, die Verlängerung der er-
weiterten Verlustverrechnung, längere Fristen für 
die Abgabe von Steuererklärungen, steuerfreie Zu-
schüsse zum Kurzarbeitergeld und die Steuerbe-
freiung für den Pflegebonus von bis zu 3.000 Euro 
umgesetzt werden. Weitere Schritte werden im 
Laufe der Legislaturperiode folgen. Und auch die 
gute Gestaltung des Finanzplatzes Deutschland ist 
ein wichtiges politisches Ziel. Dabei spielen Stabi-
lität und Verbraucherschutz eine herausgehobene 
Rolle. Zudem werden Wettbewerbsfähigkeit und 
Innovationskraft eine größere Bedeutung erhal-
ten. Deutschland ist gerade in der Finanzbranche 
digital und innovativ gut aufgestellt; bei FinTechs, 
InsurTechs, Crypto, Venture Capital und Start-
ups. Der Finanzplatz Deutschland kann nicht nur 
Wachstum finanzieren, er soll auch selbst zu einem 
Wachstumsmotor werden.
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Die Finanzpolitik als Ermöglichungspolitik

Fairere Steuererhebung 
und Bekämpfung von 
Finanzkriminalität

Die Bundesregierung will außerdem die Steuerer-
hebung fairer machen. Zum einen sollen die Steuer-
zahlerinnen und Steuerzahler von lästigen Vorgän-
gen so weit möglich entlastet werden, z.  B. durch 
die Möglichkeiten der Digitalisierung. Andererseits 
werden die Befähigungen zur Bekämpfung von Fi-
nanzkriminalität weiter ausgebaut. Steuern sol-
len nicht erhöht, sondern das Steuerrecht durch-
gesetzt werden. Es ist nur fair, dass die ehrlichen 
Steuerzahlerinnen und Steuerzahler nicht dadurch 
geschädigt werden, dass Steuerhinterziehende da-
vonkommen. Auch deshalb ist die Umsetzung der 
effektiven globalen Mindestbesteuerung eine klare 
Priorität der Bundesregierung. Dies soll zum 1. Ja-
nuar  2023 geschehen. Damit werden sich endlich 
auch die internationalen Besteuerungsrechte am 
Gedanken von Fairness und Wettbewerbsfähig-
keit orientieren. Auch die großen internationa-
len Unternehmen sollen und werden ihren Beitrag 
zur Finanzierung des Gemeinwesens leisten. Zur 

Eindämmung illegaler Finanzströme wird auch 
beim Thema Bekämpfung von Geldwäsche und 
Terrorismusfinanzierung eine neue Dynamik ent-
stehen – auch vor dem Hintergrund der Deutsch-
landprüfung durch die Financial Action Task Force 
(FATF). International wird die deutsche FATF-Prä-
sidentschaft mit ihren wichtigen Schwerpunktthe-
men u.  a. bei der Digitalisierung der Geldwäsche-
bekämpfung, der Bekämpfung von Geldflüssen aus 
illegaler Abholzung und anderer Umweltkrimina-
lität (laut INTERPOL bis zu 280 Mrd. Euro im Jahr) 
und der besseren Transparenz der wirtschaftlich 
Berechtigten hinter Firmengeflechten zu einem er-
folgreichen Abschluss geführt werden. Sofern die 
Pandemie es zulässt, wird das BMF Gastgeber des 
FATF-Abschlussplenums im Juni  2022 in Berlin 
sein.

Zusammenfassend kann also gesagt werden, dass 
die Finanzpolitik der Bundesregierung sich als Er-
möglichungspolitik versteht und Transformation, 
Technologie und Talentförderung Priorität erhal-
ten, damit Deutschland mehr Fortschritt wagt.
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Kurzinterview mit 
Staatssekretär Steffen Saebisch

Sie sind jetzt seit etwas mehr 
als einem Monat Staatssekretär 
im BMF. Wie waren Ihr erster 
Arbeitstag und Ihre Ankunft im 
BMF?

Das BMF hat mich sehr freundlich aufgenommen. 
Allerdings bedingt die Corona-Pandemie, dass ich 
bisher nur wenige Kolleginnen und Kollegen per-
sönlich kennenlernen konnte. Das ist natürlich 
sehr schade.

Im Schlaglichtartikel dieses 
Monatsberichts geht es um die 
steuer- und finanzpolitischen 
Pläne für die 20. Legislaturpe-
riode. Was haben Sie sich als 
Staatssekretär dabei persön-
lich vorgenommen?

Meine Aufgabe ist es, den Minister bei seiner po-
litischen Agenda zu unterstützen. Der Koalitions-
vertrag gibt dem BMF eine Menge Aufgaben als 
Ermöglichungsministerium auf: Schuldenbremse 
wieder einhalten, die Digitalisierung vorantrei-
ben, die Generationengerechtigkeit sichern und die 
Überwindung der wirtschaftlichen Folgen der Co-
rona-Krise sicherstellen. Hierzu wollen wir auch 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Staatssekretär Steffen Saebisch 
© Bundesministerium der Finanzen/photothek
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Kurzinterview mit Staatssekretär Steffen Saebisch

Entlastungsspielräume für die Bürgerinnen und 
Bürger erarbeiten.

Sie sind zuständig für die Lei-
tungsabteilung, die finanzpoli-
tische und volkswirtschaftliche 
Grundsatzabteilung sowie die 
Zentralabteilung. Wie läuft 
ein typischer Arbeitstag für 
Sie ab – gibt es so etwas über-
haupt?

Der typische Arbeitstag beginnt frühmorgens und 
endet selten vor spätabends. Der Terminkalender 
ist prall gefüllt, stetig in Bewegung und sorgt dafür, 
dass es nie langweilig wird. Zusätzlich zu meiner 
Aufgabe im BMF darf ich ein Teil der Gesamtkoor-
dination der Bundesregierung sein. Auch das bin-
det Kapazitäten.

Wie ist es für Sie, nun im 
Detlev-Rohwedder-Haus 
mit seiner wechselvollen 
Geschichte zu arbeiten?

Beeindruckend und bedrückend. Beeindruckend, 
weil das Haus ein gelungenes Beispiel für Ge-
schichtsbewältigung ist. Bedrückend, denn dem 
steingewordenen Machtanspruch des Nationalso-
zialismus ist man jeden Tag ausgesetzt. Das ist An-
spruch und Mahnung zugleich.

Zum Abschluss stellen wir 
gerne Schnellfragen, wie sie in 
Podcasts üblich sind. Heute für 
Sie: Haben Sie irgendwann in 
Ihrem Leben einen Ratschlag 
bekommen, für den Sie noch 
immer dankbar sind?

„Fortiter in re, suaviter in modo“: immer freundlich 
im Ton, aber klar in der Sache. Das versuche ich, zu 
leben.
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Die wichtigsten steuerlichen Änderungen 2022

	● Am 1. Januar 2022 sind verschiedene gesetzliche Änderungen in Kraft getreten, die sich auf den 
Alltag von Bürgerinnen und Bürgern sowie Unternehmen auswirken werden.

	● Im Vordergrund stehen Maßnahmen im Zusammenhang mit der Corona-Pandemie, die vor 
allem Menschen mit kleinen und mittleren Einkommen entlasten.

	● Weitere Maßnahmen sind verfassungs- und europarechtlich geboten und wirken sich auf 
Grundstückseigentümerinnen und -eigentümer und die Landwirtschaft aus.
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Für Alleinerziehende

Alleinerziehende werden bei der Lohn- und Ein-
kommensteuer entlastet  – mit einem besonderen 
Freibetrag, dem sogenannten Entlastungsbetrag. 
Um die außergewöhnliche Belastung von Alleiner-
ziehenden während der Pandemie zu berücksichti-
gen, wurde der Entlastungsbetrag für die Jahre 2020 
und  2021 mehr als verdoppelt: von ursprünglich 
1.908 Euro auf nun 4.008 Euro jährlich. In Anerken-
nung der Situation von Alleinerziehenden insge-
samt gilt der Betrag ab dem Jahr 2022 unbefristet.

Für Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer und 
Selbstständige

Der Grundfreibetrag wird erhöht

Das sogenannte Existenzminimum muss für alle 
steuerfrei sein. Dafür gibt es bei der Einkommen-
steuer den Grundfreibetrag. Nach einer Erhöhung 
von 9.408 Euro auf 9.744 Euro im Jahr 2021 wurde 
er zum Jahr 2022 erneut angehoben, und zwar auf 
9.984 Euro. So berücksichtigt die Bundesregierung 
die gestiegenen Lebenshaltungskosten in Deutsch-
land. Der Höchstbetrag für den Abzug von Unter-
haltsleistungen wurde ab dem 1. Januar 2022 eben-
falls entsprechend erhöht.

Die kalte Progression wird weiter 
abgebaut

Höhere Löhne und Gehälter sollen sich im Geld-
beutel von Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mern bemerkbar machen. Deshalb wurde der Ein-
kommensteuertarif für das Jahr 2022 so angepasst, 
dass der Effekt der kalten Progression ausgeglichen 
wird. Das bedeutet: Löhne und Gehälter werden 
nicht höher besteuert, insoweit ihr Anstieg ledig-
lich die Inflation ausgleicht.

Als kalte Progression 
wird der Anstieg des durchschnittlichen 
Steuersatzes der Einkommensteuer bezeich-
net, der allein auf Lohn- und Gehaltserhö-
hungen zurückzuführen ist, die Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmer erhalten haben, 
um den allgemeinen Preisanstieg (Inflation) 
auszugleichen.

Steuerfreier Bonus kann weiter 
ausgezahlt werden

Um den oftmals erschwerten Bedingungen in der 
Pandemie Rechnung zu tragen, hat die Bundesre-
gierung den Arbeitgeberinnen und Arbeitgebern 
eine besondere Zuwendung für ihre Mitarbeiten-
den ermöglicht: Bonuszahlungen (Beihilfen und 
Unterstützungen) in Höhe von bis zu 1.500  Euro 
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Die wichtigsten steuerlichen Änderungen 2022

können seit dem 1.  März  2020 steuerfrei ausge-
zahlt werden. Diese Regelung gilt noch bis zum 
31. März 2022.

Für Unternehmen und 
Selbstständige

Planen kleinere Unternehmen innerhalb der kom-
menden drei Jahre die Anschaffung von Maschi-
nen o. Ä., können sie mit dem sogenannten Inves-
titionsabzugsbetrag einen Teil der Kosten bereits 
jetzt bei der Gewinnermittlung abziehen. Wegen 
der Corona-Krise konnten viele Unternehmen je-
doch nicht wie geplant investieren, weshalb ih-
nen nach Ablauf der Dreijahresfrist die rückwir-
kende Abwicklung des Investitionsabzugsbetrags 
drohte. Für begünstigte Investitionen mit Frist bis 
Ende 2020 wurde daher bereits eine Verlängerung 
bis Ende  2021 vereinbart. Diese Frist wurde nun 
nochmals um ein Jahr bis Ende 2022 verlängert. So 
können Unternehmen ihre Investitionen ohne ne-
gative steuerliche Folgen nachholen.

Für 
Grundstückseigentümerinnen 
und Grundstückseigentümer

Zum 1.  Januar 2025 wird die neue Grundsteuer als 
unbürokratische, faire und verfassungsfeste Rege-
lung in Kraft treten. Damit werden auch die Ein-
heitswerte als bisherige Berechnungsgrundlage 
der Grundsteuer ihre Gültigkeit verlieren. An de-
ren Stelle tritt dann in allen Bundesländern, die 
keine abweichenden Regelungen getroffen haben, 
der Grundsteuerwert. Ermittelt wird er vom je-
weils zuständigen Finanzamt anhand einiger we-
niger Angaben, die Grundstückseigentümerinnen 
und Grundstückseigentümer ihrem Finanzamt mit-
teilen. Stichtag für den Stand dieser Angaben ist der 
1.  Januar  2022. Zu diesem Stichtag müssen Eigen-
tümerinnen und Eigentümer aber zunächst nichts 
unternehmen. Sie werden voraussichtlich Ende 
März  2022 mit öffentlicher Bekanntmachung wei-
ter informiert.

Für den Schutz der Gesundheit

Von E-Zigaretten bis hin zu sogenannten Heat-not-
Burn-Produkten – der Tabakwarenmarkt sowie das 
Konsumverhalten haben sich verändert. Deshalb 
wurden die Tabaksteuertarife zum 1.  Januar  2022 
angepasst – um so auch den Gesundheits- und Ju-
gendschutz zu stärken. Die Steuer auf Zigaretten 
und Feinschnitt wird bis zum Jahr 2026 in vier Stu-
fen angehoben. Daneben wurde die Besteuerung 
von erhitztem Tabak (Heat-not-Burn-Produkte) 
und Wasserpfeifentabak angepasst. Substanzen, die 
in E-Zigaretten konsumiert werden, unterliegen ab 
dem 1. Juli 2022 erstmals einer Besteuerung.

Für die Landwirtschaft

Um unionsrechtlichen Vorgaben im Umsatzsteu-
errecht Rechnung zu tragen, wurde der Durch-
schnittssatz für Pauschallandwirte auf 9,5 Prozent 
angepasst und die Berechnungsmethode im Gesetz 
verankert. Zukünftig wird der Durchschnittssatz 
jährlich anhand der jeweils aktuellen makroöko-
nomischen Daten überprüft und erforderlichen-
falls angepasst. Rechtsstreitigkeiten auf EU-Ebene 
werden so vermieden.

17
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Entwicklung der Steuerein
nahmen (ohne Gemeinde
steuern) im Haushaltsjahr 2021

Die Corona-Pandemie hatte im Jahr  2020 zu ei-
nem deutlichen Einbruch der Wirtschaftsleistung 
in Deutschland geführt (preisbereinigtes Bruttoin-
landsprodukt (BIP): -4,6 Prozent im Jahr 2020). Auf-
grund dessen sowie der steuerlichen Maßnahmen 
zur Bekämpfung der wirtschaftlichen Auswirkun-
gen der Corona-Pandemie waren die Steuerein-
nahmen von Bund, Ländern und Gemeinden (ohne 
Gemeindesteuern)1 im Haushaltsjahr 2020 deutlich 
um 7,3  Prozent zurückgegangen. Nach den Ein-
schränkungen zum Jahresbeginn setzte im Früh-
jahr  2021 eine spürbare wirtschaftliche Erholung 

1  Über die Einnahmen aus Gemeindesteuern berichtet 
das Statistische Bundesamt vierteljährlich. Diese 
Einnahmeergebnisse werden in der Fachserie 14 „Finanzen 
und Steuern“, Reihe 4 „Steuerhaushalt“ im Rahmen eines 
Gesamtüberblicks über die Steuereinnahmen von Bund, 
Ländern und Gemeinden veröffentlicht. Diese Daten stehen 
regelmäßig drei Monate nach Quartalsende zur Verfügung. 
Der Artikel bezieht sich daher ausschließlich auf die 
Steuereinnahmen ohne Gemeindesteuern.

ein, sodass die Wirtschaftsleistung im Jahresdurch-
schnitt  2021 wieder um 2,7  Prozent anstieg (ver-
gleiche Artikel zur konjunkturellen Entwicklung 
in dieser Ausgabe). In  – für die Entwicklung der 
Steuereinnahmen relevanterer – nominaler Rech-
nung war der Rückgang des BIP 2020 mit 3,0 Pro-
zent indes schwächer als der im Jahr 2021 folgende 
Anstieg mit 5,8 Prozent. In der Folge stiegen auch 
die Steuereinnahmen insgesamt wieder merklich 
an, von 682,4 Mrd. Euro im Haushaltsjahr 2020 um 
78,6  Mrd.  Euro beziehungsweise 11,5  Prozent auf 
761,0 Mrd. Euro (s. a. Tabelle 1).

Die Steuereinnahmen des Bundes und der 
Länder im Haushaltsjahr 2021

	● Die Steuereinnahmen von Bund, Ländern und Gemeinden (ohne Gemeindesteuern) stiegen 
im Haushaltsjahr 2021 gegenüber dem Haushaltsjahr 2020 um insgesamt 11,5 Prozent auf 
761,0 Mrd. Euro. Dieser außergewöhnlich kräftige Zuwachs war auf den pandemiebedingten 
Rückgang im Vorjahr zurückzuführen.

	● Die Gemeinschaftsteuern hatten mit 626,0 Mrd. Euro oder 82,3 Prozent den größten Anteil 
am Gesamtergebnis. Gegenüber dem Vorjahr stiegen sie um 15,0 Prozent beziehungsweise 
81,8 Mrd. Euro. Hierzu trugen insbesondere die Steuern vom Umsatz (+31,3 Mrd. Euro) sowie 
einkommens- und gewinnabhängige Steuerarten wie Körperschaftsteuer (+17,9 Mrd. Euro), ver-
anlagte Einkommensteuer (+13,4 Mrd. Euro) und Lohnsteuer (+9,1 Mrd. Euro) bei.

	● Die Bundessteuern gingen gegenüber dem Vorjahr um 7,1 Prozent zurück. Sie hatten mit 
98,2 Mrd. Euro einen Anteil von 12,9 Prozent am Gesamtergebnis, die Ländersteuern mit 
31,6 Mrd. Euro (+13,8 Prozent gegenüber Vorjahr) einen Anteil von 4,2 Prozent.
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Dabei stiegen die Einnahmen aus den Gemein-
schaftsteuern gegenüber dem Haushaltsjahr  2020 
um 15,0  Prozent auf 626,0  Mrd.  Euro. Das Auf-
kommen der Bundessteuern verringerte sich um 
7,1 Prozent auf 98,2 Mrd. Euro. Die Zolleinnahmen 
stiegen deutlich um 8,2 Prozent oder 0,4 Mrd. Euro 
auf 5,1  Mrd.  Euro. Auch die Ländersteuern konn-
ten einen deutlichen Zuwachs von 13,8 Prozent auf 
31,6 Mrd. Euro verzeichnen.

Gemeinschaftsteuern

Das Aufkommen der Steuern vom Umsatz lag 
im Haushaltsjahr  2021 bei 250,8  Mrd.  Euro und 
hatte mit 40,1  Prozent den größten Anteil an 
den Gemeinschaftsteuern in Höhe von insge-
samt 626,0 Mrd. Euro. Gegenüber dem Haushalts-
jahr  2020 stieg das Umsatzsteueraufkommen im 
Jahr  2021 dabei um 31,3  Mrd.  Euro beziehungs-
weise 14,3  Prozent. Das Aufkommen aus der Bin-
nenumsatzsteuer erhöhte sich um 11,2 Prozent auf 
187,6 Mrd. Euro und das Aufkommen aus der Ein-
fuhrumsatzsteuer um 24,4 Prozent gegenüber dem 
Jahr 2020 auf 63,2 Mrd. Euro. Zum Anstieg des Auf-
kommens im Vorjahresvergleich trug neben der 
wirtschaftlichen Erholung insbesondere die nied-
rige Vorjahresbasis bei, da mit dem Zweiten Coro-
na-Steuerhilfegesetz im Zeitraum vom 1. Juli 2020 
bis 31.  Dezember  2020 der allgemeine Umsatz-
steuersatz von 19  Prozent auf 16  Prozent sowie 
der ermäßigte Umsatzsteuersatz von 7 Prozent auf 
5 Prozent gesenkt worden war. Die Verteilung des 
Aufkommens zwischen Binnenumsatzsteuer und 
Einfuhrumsatzsteuer war zudem gegenüber dem 

Vorjahr davon beeinflusst, dass der Warenhandel 
mit dem Vereinigten Königreich seit Anfang des 
Jahres  2021 keinen Warenverkehr innerhalb der 
Europäischen Union (EU) mehr darstellt und somit 
für Importe Einfuhrumsatzsteuer anfällt. Demge-
genüber wurde mit dem Zweiten Corona-Steuer-
hilfegesetz der Fälligkeitstermin der Einfuhrum-
satzsteuer für Einfuhren im Dezember  2020 vom 
Januar 2021 auf den Februar 2021 verschoben, wo-
durch das Einfuhrumsatzsteueraufkommen im 
Haushaltsjahr 2021 um einen Fälligkeitstermin ver-
mindert ist.

Das Lohnsteueraufkommen brutto lag im Haus-
haltsjahr 2021 mit 270,4 Mrd. Euro um 3,7 Prozent 
über dem Ergebnis des Haushaltsjahres  2020. Ins-
besondere der Rückgang des Kurzarbeitsvolumens, 
das die lohnsteuerabzugspflichtigen Bruttolöhne 
und -gehälter verringert hatte, trug zum Anstieg des 
Aufkommens bei. Dazu kam, dass die Arbeitslosig-
keit im Jahresverlauf 2021 spürbar wieder sank und 
die Beschäftigung stieg. Vom Bruttolohnsteuerauf-
kommen abzuziehen war das aus dem Lohnsteu-
eraufkommen gezahlte Kindergeld. Im Jahr  2021 
wurde nochmals ein Kinderbonus zur Milderung 
von Belastungen für Familien durch die Pandemie 
in Höhe von 150 Euro pro Kind gezahlt ‑ nach be-
reits 300 Euro pro Kind im Vorjahr. Zudem wurde 
ab dem 1. Januar 2021 das Kindergeld um 15 Euro 
je Kind erhöht. Die Kindergeldzahlungen stiegen so 
im Jahr 2021 um 1,3 Prozent auf 49,8 Mrd. Euro und 
verringerten für sich genommen das kassenmäßige 
Lohnsteueraufkommen. Des Weiteren waren die 
Aufwendungen für die Altersvorsorgezulage vom 
Bruttolohnsteueraufkommen abzuziehen. Diese 

Entwicklung der Steuereinnahmen im Haushaltsjahr 2021

Steuereinnahmen nach Ertragshoheit

Haushaltsjahr
in Mrd. Euro Veränderung gegenüber Vorjahr

2021 2020 in Mrd. Euro in %

Gemeinschaftsteuern 626,0 544,2 +81,8 +15,0

Bundessteuern 98,2 105,6 -7,5 -7,1

Ländersteuern 31,6 27,8 +3,8 +13,8

Zölle 5,1 4,7 +0,4 +8,2

Steuereinnahmen insgesamt (ohne Gemeindesteuern) 761,0 682,4 +78,6 +11,5

Differenzen in den Summen durch Rundung der Zahlen möglich.
Quelle: Bundesministerium der Finanzen

Tabelle 1
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sanken im Haushaltsjahr 2021 um 4,5 Prozent auf 
2,2 Mrd. Euro. Alles in allem stieg das kassenmäßige 
Lohnsteueraufkommen im Haushaltsjahr 2021 um 
4,4 Prozent auf 218,4 Mrd. Euro.

Die veranlagte Einkommensteuer verzeichnete im 
Haushaltsjahr 2021 Bruttoeinnahmen in Höhe von 
84,6 Mrd. Euro, was einem Anstieg von 14,8 Prozent 
gegenüber dem Jahr 2020 entsprach. Die Abzugsbe-
träge von Investitions- und Eigenheimzulage be-
einflussten das Ergebnis aufgrund des Auslaufens 
der Förderung nur noch unerheblich. Die erstmals 
im Jahr  2021 gewährte Forschungszulage hatte 
mit rund 313.000  Euro ebenfalls nur eine geringe 
betragsmäßige Relevanz. Wesentlich bedeuten-
der waren die aus dem Aufkommen der veranlag-
ten Einkommensteuer gezahlten Erstattungen an 
veranlagte Arbeitnehmer: Diese verringerten sich 
um 16,6 Prozent auf 12,3 Mrd. Euro. Unter Berück-
sichtigung der Abzugsbeträge ergaben sich Kassen
einnahmen der veranlagten Einkommensteuer im 
Haushaltsjahr  2021 in Höhe von 72,3  Mrd.  Euro, 
was einen Anstieg um 22,7 Prozent gegenüber dem 
Haushaltsjahr 2020 entsprach. Auch in diesem An-
stieg spiegelte sich die deutliche wirtschaftliche Er-
holung im Jahresverlauf 2021 wider.

Ähnlich verhielt es sich bei der Körperschaftsteuer, 
die maßgeblich von der Gewinnentwicklung der 
Unternehmen abhängt. Das Bruttoaufkommen 
stieg hierbei im Haushaltsjahr  2021 um 73,7  Pro-
zent auf 42,1 Mrd. Euro. Mit der gegenüber dem Vor-
jahr wieder deutlich verbesserten wirtschaftlichen 
Situation zeigte sich im Jahr 2021 auch eine deutli-
che Steigerung der Vorauszahlungen und somit ein 
deutlicher Anstieg im Steueraufkommen, nachdem 
im Vorjahr Maßnahmen zur Stützung der Liquidi-
tät der Unternehmen in der Krise wie die Herabset-
zungen von Vorauszahlungen für sich genommen 
das Aufkommen gemindert hatten. Nach Abzug 
der betragsmäßig geringen Investitionszulage und 
Forschungszulage ergab sich ein Kassenaufkom-
men im Haushaltsjahr  2021 von 42,1  Mrd.  Euro 
(+73,6 Prozent gegenüber dem Jahr 2020).

Das Aufkommen der nicht veranlagten Steuern 
vom Ertrag stieg im Haushaltsjahr  2021 brutto 
um 23,4  Prozent gegenüber dem Vorjahr auf 
28,3 Mrd. Euro. Damit wurde der Rückgang im Vor-
jahr (-6,4 Prozent) überkompensiert. Dieser Rück-
gang war wahrscheinlich wesentlich darauf zu-
rückzuführen, dass die Unternehmen infolge der 
Corona-Pandemie zu einer sehr vorsichtigen Divi-
dendenausschüttung tendiert hatten. Vom Brutto-
aufkommen abzuziehen sind Erstattungen durch 
das Bundeszentralamt für Steuern. Im Ergebnis 
stieg das Kassenaufkommen der nicht veranlag-
ten Steuern vom Ertrag im Haushaltsjahr 2021 um 
27,4 Prozent auf 27,4 Mrd. Euro.

Auch das Kassenaufkommen der Abgeltungsteuer 
auf Zins- und Veräußerungserträge stieg im Haus-
haltsjahr  2021 deutlich gegenüber dem Jahr  2020 
um 48,3 Prozent auf 10,0 Mrd. Euro. Angesichts des 
nicht maßgeblich veränderten Zinsniveaus kann 
diese Entwicklung schwerlich aus der Besteuerung 
der Zinseinkünfte abgeleitet werden. Vielmehr 
dürften Anleger vor dem Hintergrund der seit 
den pandemiebedingten Tiefstständen im Früh-
jahr  2020 merklich aufwärtsgerichteten Kursent-
wicklung an zentralen Wertpapiermärkten ver-
mehrt Gewinne aus der Anlage von Wertpapieren 
realisiert haben.

Bundessteuern

Bei den Bundessteuern wurde mit 98,2 Mrd. Euro 
im Haushaltsjahr  2021 das Vorjahresniveau dage-
gen um 7,5 Mrd. Euro beziehungsweise 7,1 Prozent 
unterschritten. Die Energiesteuer war mit einem 
Aufkommen von 37,1  Mrd.  Euro im Haushalts-
jahr  2021 die aufkommensstärkste Bundessteuer. 
Maßgeblich für das Volumen der Energiesteuer 
war mit 89,2  Prozent der Anteil der Besteuerung 
des Kraftstoffverbrauchs, insbesondere von Ben-
zin und Diesel. Hier verringerten sich die Steuer
einnahmen im Vorjahresvergleich um 1,2  Pro-
zent, was u. a. die auch im vergangenen Jahr noch 
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spürbar von der Pandemie beeinflusste Mobilität 
widerspiegelte. Das Aufkommen aus der Energie-
steuer auf Heizöl verringerte sich um 27,8 Prozent; 
dasjenige auf Erdgas stieg um 10,2 Prozent. Im Er-
gebnis war bei der Energiesteuer ein Rückgang von 
1,4  Prozent gegenüber dem Haushaltsjahr  2020 
zu verzeichnen. Die Tabaksteuer verzeichnete im 
Haushaltsjahr  2021 einen Anstieg der Einnahmen 
um 0,6 Prozent auf 14,7 Mrd. Euro. Die Einnahmen 
aus dem Solidaritätszuschlag wiesen einen Rück-
gang um 41,0 Prozent auf 11,0 Mrd. Euro auf. Dieser 
resultierte aus der Abschaffung des Solidaritätszu-
schlags für rund 90 Prozent der Lohn- und Einkom-
mensteuerzahlerinnen und -zahler. Der Rückgang 
wurde durch den Anstieg der Bemessungsgrund-
lagen  – der Lohnsteuer, der veranlagten Einkom-
mensteuer, der Körperschaftsteuer, der Abgeltung-
steuer auf Zins- und Veräußerungserträge und der 
nicht veranlagten Steuern vom Ertrag (s. o.) – etwas 
verringert. Das Kraftfahrzeugsteueraufkommen 
stieg im Haushaltsjahr 2021 leicht um 0,2 Prozent 
auf 9,5  Mrd.  Euro. Bei der Versicherungsteuer er-
gab sich im Jahr 2021 mit +2,9 Prozent ein Zuwachs 
im Steueraufkommen gegenüber dem Jahr  2020 
auf 15,0 Mrd. Euro. Die Luftverkehrsteuer stieg um 
93,7  Prozent gegenüber dem Haushaltsjahr  2020, 
in dem der weltweite Luftverkehr in Folge der Co-
rona-Pandemie zwischenzeitlich nahezu zum Er-
liegen gekommen war. Damit lag die Luftverkehr-
steuer aufgrund der pandemiedingt immer noch 
beeinträchtigten Flugaktivität aber noch mehr als 
50  Prozent unterhalb des Vorkrisenniveaus aus 
dem Jahr  2019. Weitere zum Gesamtaufkommen 
der Bundessteuern beitragende Steuerarten ver-
zeichneten im Haushaltsjahr  2021 folgende pro-
zentuale Veränderungen gegenüber dem Vor-
jahr und Einnahmen: Stromsteuer +2,0  Prozent 
auf 6,7  Mrd.  Euro, Alkoholsteuer -6,7  Prozent auf 
2,1 Mrd. Euro, Schaumweinsteuer -15,9 Prozent auf 
0,3  Mrd.  Euro sowie Kaffeesteuer -0,2  Prozent auf 
1,1 Mrd. Euro.

Ländersteuern

Das Aufkommen der Ländersteuern nahm im 
Haushaltsjahr  2021 gegenüber dem Vorjahr deut-
lich um 13,8  Prozent auf 31,6  Mrd.  Euro zu. Dies 
war im Wesentlichen auf die starken Anstiege 
der Grunderwerbsteuer um 14,2  Prozent auf 
18,3 Mrd. Euro und der Erbschaftsteuereinnahmen 
um ebenfalls 14,2 Prozent auf 9,8 Mrd. Euro zurück-
zuführen. Weitere Zuwächse verzeichneten zudem 
die Rennwett- und Lotteriesteuern um 14,1  Pro-
zent auf 2,3 Mrd. Euro. Hier wirkte sich die Einfüh-
rung der neuen Steuerarten – Online-Pokersteuer 
und Virtuelle Automatensteuer – aufkommensstei-
gernd aus. Des Weiteren stieg das Biersteuerauf-
kommen um 3,2 Prozent auf 0,6 Mrd. Euro und das 
Feuerschutzsteueraufkommen um 5,3 Prozent auf 
0,5 Mrd. Euro.

Entwicklung der 
Steuereinnahmen in den 
einzelnen Quartalen

Ein Blick auf die Ergebnisse der einzelnen Quartale 
des Haushaltsjahres  2021 zeigt unterjährig unab-
hängig von der Ertragshoheit das gleiche Bild. Da 
sich die Corona-Pandemie in den Steuereinnahmen 
erst ab dem 2. Quartal 2020 gezeigt hatte, verzeich-
neten die Steuern dementsprechend im 1.  Quar-
tal 2021 deutliche Rückgänge oder – wie im Fall der 
Ländersteuern – den geringsten Anstieg gegenüber 
dem Vorjahr. In den folgenden drei Quartalen wa-
ren dagegen teils merkliche Erholungseffekte ge-
genüber dem Vorjahr erkennbar – beziehungsweise 
bei den Bundessteuern wesentlich geringere Rück-
gänge –, wobei im 3. Quartal 2021 der Zuwachs bei 
allen Steuern (außer den Bundessteuern) am ge-
ringsten und der Rückgang bei den Bundessteuern 
am stärksten ausfiel.
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Verteilung der Steuer
einnahmen auf die Ebenen

Im Haushaltsjahr  2021 fielen bei Bund, Ländern 
und Gemeinden die Steuereinnahmen höher aus 
als im Vorjahr (s.  a. Tabelle  3). Basis dieser Ent-
wicklung war der Anstieg bei den Gemeinschaft-
steuern. Die Verteilung der Steuereinnahmen im 
Haushaltsjahr 2021 auf Bund, EU, Länder und Ge-
meinden und die Veränderungen gegenüber dem 
entsprechenden Vorjahreszeitraum sind in Ta-
belle  3 dargestellt. Unterschiede im relativen An-
stieg zwischen Bund und Ländern ergeben sich 

dabei aus der unterschiedlichen Entwicklung von 
Bundessteuern und Ländersteuern. Darüber hinaus 
wirken sich über Festbeträge vom Bund auf Länder 
und Gemeinden übertragene Umsatzsteuereinnah-
men auf die Verteilung aus. Auch im Jahr 2021 er-
hielten Länder und Gemeinden auf diesem Weg 
z. B. Kompensationsleistungen des Bundes für
die temporäre Absenkung der Umsatzsteuersätze
im 2. Halbjahr 2020 sowie den Kinderbonus 2021,
wenngleich sich die übertragenen Festbeträge ge-
genüber dem Vorjahr insgesamt verringerten (s. a.
Bericht zur Steuerschätzung im Monatsbericht De-
zember 2021).
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Verteilung der Steuereinnahmen auf die Ebenen

Entwicklung der Steuereinnahmen in den einzelnen Quartalen 2021
in Mrd. Euro

Tabelle 2

Steuereinnahmen nach Ertragshoheit 1. Quartal 2. Quartal 3. Quartal 4. Quartal Jahr

Gemeinschaftsteuern 141,4 143,4 161,3 179,9 626,0

Veränderung 2021 gegenüber 2020 in % -4,6 24,3 20,1 23,1 15,0

Bundessteuern 21,7 23,2 23,5 29,8 98,2

Veränderung 2021 gegenüber 2020 in % -11,4 -1,3 -9,5 -5,9 -7,1

Ländersteuern 7,8 7,4 7,8 8,6 31,6

Veränderung 2021 gegenüber 2020 in % 4,7 16,9 15,2 19,1 13,8

Zölle (EU) 1,1 1,3 1,3 1,5 5,1

Veränderung 2021 gegenüber 2020 in % -5,5 11,4 6,6 19,4 8,2

Steuereinnahmen insgesamt (ohne Gemeindesteuern) 172,0 175,2 193,9 219,8 761,0

Veränderung 2021 gegenüber 2020 in % -5,2 19,7 15,2 18,0 11,5

Quelle: Bundesministerium der Finanzen

Tabelle 3

Ebenen

Haushaltsjahr
in Mrd. Euro

Veränderung gegenüber
Vorjahr

2021 2020 in Mrd. Euro in %

Bund¹ 313,7 283,1 +30,6 +10,8

Länder¹ 355,1 316,3 +38,8 +12,3

Gemeinden² 38,2 32,8 +5,4 +16,5

EU 54,0 50,1 +3,9 +7,7

Zusammen 761,0 682,4 +78,6 +11,5

Differenzen in den Summen durch Rundung der Zahlen möglich.
1  Nach Bundesergänzungszuweisungen.
2  Lediglich Gemeindeanteil an Einkommensteuer, Abgeltungsteuer und Steuern vom Umsatz.
Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Ausgangslage

Die deutsche Wirtschaft erholte sich im vergan-
genen Jahr weiter von ihrem pandemiebedingten 
Einbruch im Jahr 2020. Das Bruttoinlandsprodukt 
stieg nach ersten Berechnungen des Statistischen 
Bundesamts im Jahr 2021 in preisbereinigter Rech-
nung um 2,7 Prozent gegenüber dem Vorjahr zwar 
deutlich, befand sich damit aber noch unter dem 
Vorkrisenniveau des Jahres  2019. Die wirtschaftli-
che Entwicklung war dabei im Jahresverlauf  2021 
weiterhin von der Corona-Pandemie geprägt, die 
insbesondere im Anfangs- und Schlussquartal des 
Jahres die wirtschaftliche Aktivität dämpfte. Da-
gegen ermöglichten sinkende Inzidenzzahlen 
und die Fortschritte der Impfkampagne im Som-
merhalbjahr eine deutliche Erholung. In  – für die 

Entwicklung der Steuereinnahmen relevanterer  – 
nominaler Rechnung war der Rückgang des BIP im 
Jahr 2020 mit 3,0 Prozent aber schwächer als der im 
vergangenen Jahr folgende Anstieg mit 5,8 Prozent. 
Weitere Informationen zur wirtschaftlichen Ent-
wicklung im Jahr 2021 können dem Artikel „Kon-
junkturentwicklung aus finanzpolitischer Sicht“ in 
diesem Monatsbericht entnommen werden.

Aufgrund des Einbruchs der Wirtschaftsleistung 
sowie steuerlicher Maßnahmen zur Bekämpfung 
der Auswirkungen der Corona-Pandemie waren 
die Steuereinnahmen von Bund und Ländern (ohne 
Gemeindesteuern) im Haushaltsjahr  2020 merk-
lich gesunken (-7,3 Prozent). Im Haushaltsjahr 2021 
stiegen diese vor dem Hintergrund der wirtschaft-
lichen Erholung nunmehr wieder deutlich an, und 

Vorläufiger Abschluss des Bundeshaushalts 2021

	● Der Abschluss des Bundeshaushalts 2021 erfolgte vorbehaltlich der Verkündung des Zweiten 
Nachtragshaushalts 2021, der sich derzeit noch im Gesetzgebungsverfahren befindet. Der 
Haushalt wurde mit einer Nettokreditaufnahme (NKA) in Höhe von 215,4 Mrd. Euro abge-
schlossen. Damit blieb die NKA um rund 24,8 Mrd. Euro unter dem vorgesehenen Soll für 2021. 
In gesamtstaatlicher Betrachtung entfällt die Neuverschuldung der öffentlichen Haushalte im 
Jahr 2021 beinahe vollständig auf den Bund.

	● Die Ausgaben 2021 stiegen gegenüber dem Vorjahr um 26,0 Prozent kräftig an. Die Steuerein-
nahmen überschritten das Vorjahresergebnis um 9,6 Prozent, waren damit aber immer noch 
deutlich unter dem Niveau des Jahres 2019.

	● Die strukturelle NKA in Abgrenzung der Schuldenbremse beläuft sich auf 5,93 Prozent des 
Bruttoinlandsprodukts (BIP). Die Obergrenze für die strukturelle NKA (0,35 Prozent des BIP 
entsprechen 12,1 Mrd. Euro) wurde nach vorläufigem Ergebnis um rund 192,5 Mrd. Euro über-
schritten. Gemäß dem vom Deutschen Bundestag beschlossenen Tilgungsplan beträgt der ab 
dem Jahr 2026 zu tilgende Betrag damit vorläufig rund 11,3 Mrd. Euro pro Jahr. Die endgültige 
Berechnung des zu tilgenden Betrags erfolgt zum 1. September 2022.

	● Der Haushaltsvollzug 2021 wurde wie bereits im Jahr zuvor dominiert von der Bekämpfung 
der Corona-Pandemie und der Bewältigung ihrer wirtschaftlichen, sozialen und gesellschaftli-
chen Folgen. Bei verschiedenen investiven Vorhaben und Programmen gab es Minderausgaben 
gegenüber dem Sollansatz. Hintergrund für die Nichtausschöpfung dürften dabei u. a. auch die 
vielfältigen unmittelbaren und mittelbaren Auswirkungen des Pandemiegeschehens gewesen 
sein.
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zwar um 11,5  Prozent gegenüber dem Haushalts-
jahr 2020. Einzelheiten hierzu können dem Artikel 
„Die Steuereinnahmen des Bundes und der Länder 
im Haushaltsjahr  2021“ in diesem Monatsbericht 
entnommen werden.1

Gesamtübersicht zum vorläu
figen Haushaltsabschluss

Der Bundeshaushalt  2021 schloss nach vorläufi-
gem Haushaltsabschluss seit Beginn der Pande-
mie zum zweiten Mal in Folge mit einem Finan-
zierungsdefizit ab. Mit dem im Dezember  2020 
verkündeten Haushaltsgesetz (Bundesgesetz-
blatt (BGBl.)  I  Nr.  66 S.  3208) war eine NKA von 
179,8  Mrd.  Euro veranschlagt worden. Mit dem 
Ersten Nachtragshaushalt  2021, der im Früh-
jahr von der Bundesregierung beschlossen und 
nach den parlamentarischen Beratungen An-
fang Juni verkündet wurde (BGBl. I Nr. 29 S. 1410), 
wurde die NKA um rund 60,4 Mrd. Euro auf rund 
240,2  Mrd.  Euro erhöht. Hiermit wurde dem ver-
stärkten Pandemiegeschehen zu Beginn des Jahres 
mit zusätzlich erforderlichen Hilfs- und Schutz-
maßnahmen sowie mit einer angepassten umfas-
senden Impf- und Testkampagne Rechnung getra-
gen und die finanzpolitische Handlungsfähigkeit 
für den weiteren Jahresverlauf sichergestellt.2

Am 13.  Dezember  2021 hat die Bundesregierung 
den Entwurf eines Zweiten Nachtragshaushaltsge-
setzes 2021 beschlossen und ins Parlament einge-
bracht. Der Nachtrag befindet sich noch im Gesetz-
gebungsverfahren. Nach dem Entwurf des Zweiten 
Nachtragshaushalts wurden dem Energie- und Kli-
mafonds (EKF) – künftig Klima- und Transforma-
tionsfonds (KTF)  – ohne Erhöhung der Krediter-
mächtigung zusätzlich 60  Mrd.  Euro zugeführt. 

1  In dem Artikel aufgeführte Steuereinnahmen des Bundes 
weichen methodisch bedingt von den in den folgenden 
Tabellen 1 und 7 dargestellten Steuereinnahmen des Bundes 
ab.

2  Monatsberichte des BMF vom Februar 2021, Artikel „Soll
bericht 2021: Ausgaben und Einnahmen des Bundeshaushalts“ 
und Juni 2021, Artikel „Nachtragshaushalt 2021 des Bundes 
(Sollbericht)“.

Die Finanzierung ist mit Mehreinnahmen von 
25  Mrd.  Euro und Minderausgaben in Höhe von 
35 Mrd. Euro als Globalpositionen im Einzelplan 60 
im Soll abgebildet. Die zusätzliche Zuweisung an 
den EKF hat das Ziel, zusätzliche Klimaschutzmaß-
nahmen und Maßnahmen zur Transformation der 
deutschen Wirtschaft zu finanzieren. Dabei ist eine 
Zweckbindung verbindlich für folgende Maßnah-
men vorgesehen:

	● Stärkung von Investitionen in Maßnahmen der 
Energieeffizienz und erneuerbarer Energien im 
Gebäudebereich,

	● Förderung von Investitionen für eine CO2-neu-
trale Mobilität,

	● Förderung von Investitionen in neue Produk-
tionsanlagen in Industriebranchen mit emissi-
onsintensiven Prozessen über Klimaschutzver-
träge (Carbon Contracts for Difference),

	● Förderung von Investitionen zum Ausbau einer 
Infrastruktur einer CO2-neutralen Energiever-
sorgung und

	● Stärkung der Nachfrage privater Verbraucher 
und des gewerblichen Mittelstands durch Ab-
schaffung der EEG-Umlage.

Mit den Maßnahmen werden gezielte und gesamt-
wirtschaftlich bedeutsame Impulse gesetzt, die 
zur Überwindung der Pandemiefolgen erforder-
lich sind. Gleichzeitig wird mit dem Zweiten Nach-
trag frühzeitig Planungssicherheit geschaffen. Im 
Vordergrund steht dabei insbesondere das Nach-
holen von Investitionen, die aufgrund der pande-
miebedingten Restriktionen und ökonomischen 
Unsicherheiten unterblieben, aber für den Erhalt 
der Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Volks-
wirtschaft entscheidend sind. Die zusätzliche Zu-
weisung ergänzt die im Jahr 2020 zur Bewältigung 
der Pandemiefolgen dem EKF zugewiesenen Mit-
tel, dient damit weiterhin der Bewältigung der Pan-
demie und ist zur Überwindung der pandemiebe-
dingten Notsituation erforderlich.
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Mit dem Entwurf des Zweiten Nachtrags wurde au-
ßerdem die im Koalitionsvertrag beschlossene ver-
änderte Berücksichtigung der Sondervermögen in 
der Schuldenbremse umgesetzt (s. a. Abschnitt Ab-
rechnung der grundgesetzlichen Regel zur Begren-
zung der Neuverschuldung des Bundes (Schulden-
bremse) für das Jahr 2021).

Der endgültige Haushaltsabschluss erfolgt nach 
Abschluss des parlamentarischen Verfahrens für 
den Zweiten Nachtragshaushalt  2021. In den bei-
gefügten Tabellen sowie den Erläuterungen wird 
davon ausgegangen, dass dieser wie nach dem Be-
schluss des Haushaltsausschusses des Deutschen 
Bundestags vom 12. Januar 2022 vorgesehen umge-
setzt wird.

Tabelle 1 zeigt neben dem Haushaltssoll 2021 wesent-
liche Eckwerte des vorläufigen Haushaltsabschlus-
ses 2021 im Vergleich zum Haushaltsabschluss 2020.

Ausgaben und Einnahmen

Die Steuereinnahmen sind stärker gestiegen als 
noch zum Zeitpunkt der Haushaltsaufstellung des 
Ersten Nachtragshaushalts im Frühjahr  2021 an-
genommen. Auf der Ausgabenseite waren weni-
ger Mittel zur Abmilderung von Folgen der Co-
rona-Pandemie im wirtschaftlichen und sozialen 
Bereich erforderlich als veranschlagt. Allerdings 
hat die anhaltende Pandemie mit immer neuen In-
fektionswellen Investitionsmaßnahmen und För-
derprogramme teilweise erheblich behindert be-
ziehungsweise verzögert.

Die Ausgaben des Bundes (ohne besondere Finan-
zierungsvorgänge) lagen mit rund 556,6 Mrd. Euro 
im vorläufigen Ist 2021 um rund 16,1 Mrd. Euro be-
ziehungsweise 2,8 Prozent unter dem Soll des Ent-
wurfs des Zweiten Nachtragshaushalts. Dabei kam 
es zu bedeutenden Minderausgaben, vor allem bei 
den Corona-Unternehmenshilfen. Diese blieben 
rund 16,4 Mrd. Euro unter dem Soll. Zusätzlich er-
folgten Rückzahlungen von 2020 geleisteten Coro-
na-Soforthilfen für kleine Unternehmen und Solo-
selbstständige im Umfang von rund 1,0 Mrd. Euro. 

Daneben entstanden Minderbedarfe insbesondere 
bei den Zinsausgaben (-6,4 Mrd. Euro), bei Gewähr-
leistungen (-4,2  Mrd.  Euro) sowie bei Zuschüssen 
zur zentralen Beschaffung von Impfstoffen gegen 
das Coronavirus (-5,0 Mrd. Euro), wovon Mittel teil-
weise in das Haushaltsjahr 2022 übertragen werden. 
Gleichzeitig gab es auch Mehrbedarfe in großem 
Umfang. Zur Beseitigung von durch Starkregen 
und Hochwasser entstandenen Schäden insbeson-
dere in Teilen der Bundesländer Nordrhein-Westfa-
len und Rheinland-Pfalz wurde ein Sondervermö-
gen „Aufbauhilfe 2021“ mit einem Gesamtvolumen 
von 30 Mrd. Euro errichtet. Dem Sondervermögen 
wurden aus dem Bundeshaushalt außerplanmä-
ßig Mittel in Höhe von 16 Mrd. Euro zur langfristi-
gen Beseitigung der Schäden infolge der Flutkatas
trophe zugewiesen. Zugleich fielen beim Zuschuss 
an die Bundesagentur für Arbeit Mehrausgaben in 
Höhe von 13,6 Mrd. Euro an. Letztere wurden dabei 
aus Mitteln der Globalen Mehrausgabe zur Bewäl-
tigung der COVID-19-Pandemie im Einzelplan  60 
gedeckt.

Im Vergleich zu früheren Haushaltsabschlüssen 
sind die Ausgaben  2021 die höchsten Ausgaben 
des Bundeshaushalts, die es jemals in einem Haus-
haltsjahr gab. Gegenüber dem Jahr 2020 stiegen die 
Ausgaben im Bundeshaushalt (ohne besondere Fi-
nanzierungsvorgänge) nochmals beträchtlich um 
26,0  Prozent beziehungsweise 114,8  Mrd.  Euro 
an, nachdem sie bereits  2020 das Niveau des Jah-
res  2019 um 28,7  Prozent überschritten hatten. 
Rund 50,8 Mrd. Euro gingen dabei auf höhere Zu-
weisungen an Sondervermögen zurück. So wur-
den dem Sondervermögen „Aufbauhilfe  2021“ im 
Jahr 2021 Mittel in Höhe von 16 Mrd. Euro aus dem 
Bundeshaushalt zugeführt. Die Zuweisungen an 
den EKF erhöhten sich gegenüber dem Vorjahr vor-
aussichtlich um 34,8 Mrd. Euro. Auch die Zuschüsse 
an Unternehmen ohne Investitionen, einschließ-
lich Unternehmenshilfen (rund +34,1  Mrd.  Euro) 
und Zuweisungen an Sozialversicherungen (rund 
+37,9 Mrd. Euro) überschritten die Ausgaben 2020 
deutlich.

Die Einnahmen (ohne Einnahmen aus Umlaufmün-
zen und ohne besondere Finanzierungsvorgänge) 
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beliefen sich im Jahr 2021 nach vorläufigem Ist auf 
rund 341,0 Mrd. Euro. Damit nahm der Bund rund 
8,7  Mrd.  Euro beziehungsweise 2,6  Prozent mehr 
ein als im Soll des Jahres  2021 nach vorläufigem 
Stand veranschlagt. Im Vergleich zum Vorjahres-
niveau lag der Zuwachs bei 29,9  Mrd.  Euro bezie-
hungsweise 9,6  Prozent. Das Soll der Steuerein-
nahmen in Höhe von 284,0 Mrd. Euro basierte auf 
Annahmen vom März  2021 im Ersten Nachtrags-
haushalt, die mit dem Entwurf des Zweiten Nach-
tragshaushalts 2021 nicht geändert worden waren. 
Mit einem Ist der Steuereinnahmen in Höhe von 
313,5 Mrd. Euro konnte das Soll um 29,5 Mrd. Euro 
übertroffen werden, nachdem die Steuereinnah-
men infolge des pandemiebedingten Rückgangs 
der Wirtschaftsleistung und von Entlastungsmaß-
nahmen im Jahr  2020 um rund 45,7  Mrd.  Euro 

beziehungsweise 13,9  Prozent eingebrochen wa-
ren. Allerdings waren die Steuereinnahmen im 
Jahr  2021 immer noch um rund 15,4  Mrd.  Euro 
niedriger als im Jahr  2019, also der Zeit vor der 
Pandemie.

Die Sonstigen Einnahmen (ohne Einnahmen aus 
Umlaufmünzen und ohne besondere Finanzie-
rungsvorgänge) lagen im Ist um rund 20,8 Mrd. Euro 
unter dem Soll. Dies hängt vor allem mit der beim 
vorläufigen Haushaltsabschluss erfolgten Auflö-
sung der im Entwurf des Zweiten Nachtragshaus-
halts eingebrachten globalen Mehreinnahmen in 
Höhe von 25 Mrd. Euro zusammen, da die tatsächli-
chen Mehreinnahmen an anderer Stelle (insbeson-
dere bei den Steuern) vereinnahmt wurden.

Gesamtübersicht

Soll 2021¹ Ist 2021² Ist 2020 Veränderung gegenüber Vorjahr

in Mio. Euro in Prozent

Ermittlung des Finanzierungssaldos

1. Ausgaben zusammen³ 572.726 556.617 441.798 +114.820 +26,0

2. Einnahmen zusammen4 332.314 341.017 311.085 +29.932 +9,6

Steuereinnahmen 284.024 313.545 283.254 +30.291 +10,7

Sonstige Einnahmen (ohne Münzeinnahmen) 48.290 27.472 27.831 -359 -1,3

3. Saldo der durchlaufenden Mittel  0  0  0 X X

Einnahmen ./. Ausgaben + Saldo der 
durchlaufenden Mittel = Finanzierungssaldo

-240.412 -215.600 -130.713 -84.887 X

Verwendung des Finanzierungssaldos

Nettokreditaufnahme 240.176 215.379 130.464 +84.914 X

Münzeinnahmen (nur Umlaufmünzen) 236 221 248 - 27 -10,9

Zuführung (-)/Entnahme (+) Rücklage 0 0 0 X X

nachrichtlich:

Investive Ausgaben 
(Baumaßnahmen, Beschaffungen über 
5.000 Euro je Beschaffungsfall, Darlehen, 
Inanspruchnahme aus Gewährleistungen etc.)

59.268 45.782 50.348 -4.566 -9,1

Abweichungen durch Rundung der Zahlen möglich.
1  Stand: Regierungsentwurf eines Zweiten Nachtrags zum Bundeshaushalt 2021 vom 13. Dezember 2021, der am 12. Januar 2022 vom 

Haushaltsausschuss gebilligt wurde.
2  Einschließlich vollständiger Umsetzung des vom Haushaltsausschuss am 12. Januar 2022 gebilligten Entwurfs des Zweiten Nach-

tragshaushalts 2021.
3  Mit Ausnahme der Ausgaben zur Schuldentilgung am Kreditmarkt, der Zuführungen an Rücklagen und der Ausgaben zur Deckung 

eines kassenmäßigen Fehlbetrags. Ohne Ausgaben aus haushaltstechnischen Verrechnungen.
4  Mit Ausnahme der Einnahmen aus Krediten vom Kreditmarkt, der Entnahme aus Rücklagen und der Einnahmen aus kassenmäßigen 

Überschüssen sowie der Münzeinnahmen. Ohne Einnahmen aus haushaltstechnischen Verrechnungen.
Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Finanzierungssaldo und 
Nettokreditaufnahme

Aus der Gegenüberstellung von Einnahmen und 
Ausgaben ergibt sich im Haushaltsjahr 2021 ein Fi-
nanzierungsdefizit in finanzstatistischer Abgren-
zung von rund 215,6 Mrd. Euro. Damit ist eine NKA 
im Jahr  2021 erforderlich, die sich unter Hinzu-
rechnung der Münzeinnahmen in Höhe von rund 
0,2 Mrd. Euro auf rund 215,4 Mrd. Euro beläuft. Die 
NKA ist damit um rund 84,9 Mrd. Euro höher als im 
Jahr 2020 und erreicht einen historischen Höchst-
stand, bleibt aber um rund 24,8  Mrd.  Euro unter 
dem Soll.

Das Statistische Bundesamt hat am 14. Januar 2022 
das erste vorläufige Ergebnis zum gesamtstaatli-
chen („Maastricht“-) Finanzierungssaldo  2021 in 
Abgrenzung der Volkswirtschaftlichen Gesamt-
rechnungen veröffentlicht. Danach entfällt das ge-
samtstaatliche Finanzierungsdefizit von 4,3  Pro-
zent des BIP im Jahr 2021 beinahe vollständig auf 
den Bund. Dies zeigt: Die Folgen der Pandemie für 
die öffentlichen Haushalte wurden im Jahr  2021 
fast ausschließlich vom Bund getragen.

Abrechnung der grundgesetz-
lichen Regel zur Begrenzung 
der Neuverschuldung des 
Bundes (Schuldenbremse) für 
das Jahr 2021

Grundlagen für die vorläufige Abrechnung der 
Schuldenbremse sind das erste vorläufige Jahreser-
gebnis des Statistischen Bundesamts zum BIP 2021 
vom 14. Januar 2022 sowie der vorläufige Abschluss 
des Bundeshaushalts 2021 (Stand 14. Januar 2022). 
Dabei wird die veränderte Buchungspraxis der 
Sondervermögen in der Schuldenregel umgesetzt.

Mit der Umstellung der Buchungspraxis sollen die 
Zuführungen des Bundes an die von der Schulden-
regel erfassten Sondervermögen wirksam für die 
strukturelle NKA im Rahmen der Schuldenregel 
sein, nicht mehr  – wie bisher  – die Mittelabflüsse 
aus den befüllten Sondervermögen.

Nach der bisherigen Buchungspraxis gleicht ein 
Überschuss eines Sondervermögens aus der Zu-
weisung vom Kernhaushalt das Defizit beziehungs-
weise die NKA des Kernhaushalts aus.

Die zukünftige Praxis gleicht die Buchungstech-
nik bei den Sondervermögen der Buchungstech-
nik beim Kernhaushalt an. Künftig wird bereits die 
Zuführung aus dem Bundeshaushalt an die Son-
dervermögen berücksichtigt. Damit werden ins-
besondere Planungsunsicherheiten bei der Haus-
haltsaufstellung beseitigt und die Buchungstechnik 
der Rücklagezuführungen im Kernhaushalt ange-
glichen. Bisher mussten Schätzungen zu den Fi-
nanzierungssalden der Sondervermögen vorge-
nommen werden, die sich oft als nicht zutreffend 
herausgestellt haben. Konsolidiert man Zuführun-
gen und Abflüsse über die Zeit, bleibt die Wirkung 
auf die strukturelle NKA nach der Schuldenregel 
gleich. Im Ergebnis wird nur die Berücksichtigung 
auf der Zeitschiene angepasst.
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Damit die Umstellung der Buchungspraxis sys-
temgerecht erfolgt und auch die Zuführungen der 
Vergangenheit korrekt erfasst werden, wird die 
Umstellung rückwirkend ab dem Jahr 2016 neu be-
rechnet. Dabei werden der Stand des nach Art. 115 
Abs. 2 Satz 4 Grundgesetz (GG) zu führenden Kon-
trollkontos und der Überschreitungsbetrag für das 
Jahr 2020 angepasst. 

Der im Jahr  2020 die Regelgrenze überschrei-
tende Betrag erhöht sich mit der geänderten Bu-
chungspraxis von rund 41,9  Mrd.  Euro auf rund 
69,6  Mrd.  Euro. Der Stand des Kontrollkon-
tos verringert sich von rund 52,0  Mrd.  Euro auf 
47,7 Mrd. Euro.

Der Bundeshaushalt hat gemäß dem vorläufigen 
Abschluss im Jahr 2021 mit einer NKA in Höhe 
von rund 215,4 Mrd. Euro abgeschlossen (Tabelle 2, 
Zeile  8). Zuzüglich des Saldos finanzieller Trans-
aktionen (Tabelle  2, Zeile  6) und zuzüglich der an 
die tatsächliche wirtschaftliche Entwicklung ange-
passten Konjunkturkomponente (Tabelle 2, Zeile 5 
und 5b) beläuft sich die strukturelle NKA des Bun-
des auf Basis vorläufiger gesamtwirtschaftlicher 
Daten auf rund 204,6  Mrd.  Euro beziehungsweise 
5,93  Prozent des BIP. Damit wird die Obergrenze 
für die strukturelle NKA (0,35 Prozent des BIP des 
Vorvorjahres, in diesem Fall des Jahres 2019 = rund 
12,1  Mrd.  Euro) nach vorläufigem Ergebnis um 
rund 192,5 Mrd. Euro überschritten.

Die Überschreitung der Obergrenze fällt damit 
um rund 16,4 Mrd. Euro geringer aus als im Rah-
men des auf dem Soll basierenden Zweiten Nach-
tragshaushalts  2021 dargestellt: Die Überschrei-
tung der Obergrenze im Zweiten Nachtrag beträgt 
208,9  Mrd.  Euro. Die im Soll vorgesehene Über-
schreitung der Regelgrenze ist aufgrund der vom 
Bundestag beschlossenen Inanspruchnahme der 
Ausnahmeregel gemäß Art.  115 Abs.2 Satz 6 und 
7 GG verfassungskonform.

Die Ermittlung der Konjunkturkomponente 
zum Haushaltsabschluss ist in § 3 der Ver-
ordnung über das Verfahren zur Bestimmung 
der Konjunkturkomponente nach § 5 des Ar-
tikel 115-Gesetzes (Artikel 115-Verordnung) 
geregelt: „Dazu wird die zum Zeitpunkt der 
Haushaltsaufstellung nach § 2 ermittelte 
Konjunkturkomponente an die tatsächliche 
Wirtschaftsentwicklung angepasst, indem 
die zum Zeitpunkt der Haushaltsaufstellung 
ermittelte Produktionslücke für das betref-
fende Haushaltsjahr korrigiert wird. Die Kor-
rektur erfolgt auf Basis der Differenz zwi-
schen der zum Zeitpunkt der Buchung auf 
dem Kontrollkonto vom Statistischen Bun-
desamt festgestellten und der zum Zeitpunkt 
der Haushaltsaufstellung erwarteten Verän-
derung des Bruttoinlandprodukts.“

In § 2 der Artikel 115-Verordnung, auf den 
hier verwiesen wird, ist die Ermittlung der 
Konjunkturkomponente bei der Haushalts-
aufstellung geregelt. Die zum Zeitpunkt der 
Haushaltsaufstellung maßgebliche Konjunk-
turkomponente wurde mit der gesamtwirt-
schaftlichen Projektion der Bundesregie-
rung vom Herbst 2020 ermittelt. Sie lag bei 
-12,8 Mrd. Euro. Die wirtschaftliche Entwick-
lung war 2021 gegenüber 2020 mit 5,8 Pro-
zent nominal nur leicht ungünstiger als ge-
mäß der Herbstprojektion im Jahr 2020 
erwartet. Damit wirkte die Konjunkturkom-
ponente bei der Abrechnung mit einem Wert 
von insgesamt -13,9 Mrd. Euro nur leicht ent-
lastend auf die strukturelle NKA (Tabelle 2, 
Zeile 5).
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Vorläufiger Abschluss des Bundeshaushalts 2021

Tilgungsplan nach Art. 115 Abs. 2 
Satz 7 GG

Aufgrund der Inanspruchnahme der Ausnahmere-
gel gemäß Art.  115 Abs.  2 Satz  6 und  7  GG ist die 
Überschreitung der Regelgrenze mit einem Til-
gungsplan zu verbinden. Gemäß dem vom Deut-
schen Bundestag beschlossenen Tilgungsplan wer-
den die aufgrund der Ausnahmeregelung gemäß 
Art. 115 Abs. 2 Satz 6 des GG aufgenommenen Kre-
dite ab dem Bundeshaushalt 2026 sowie in den fol-
genden 16 Haushaltsjahren in Höhe von jeweils ei-
nem Siebzehntel des Betrags der Kreditaufnahme 
zurückgeführt, der nach Abschluss des Bundes-
haushalts  2021 die nach Art.  115 Abs.  2 Satz  2 
und 3 GG zulässige Verschuldung überstiegen hat.

Ein Siebzehntel des Betrags sind gemäß der vorläu-
figen ersten Abrechnung 11,3 Mrd. Euro. Dieser Be-
trag tritt zu der bereits bestehenden Rückführungs-
verpflichtung für das Jahr 2020 (am 2. Juli 2020 vom 
Deutschen Bundestag beschlossen) hinzu. Der nach 
bisheriger Buchungspraxis ermittelte Rückfüh-
rungsbetrag des Jahres 2020 von rund 2,1 Mrd. Euro 
erhöht sich nach neuer Buchungspraxis auf rund 
3,5 Mrd. Euro (ein Zwanzigstel von 69,6 Mrd. Euro). 
Es ist vorgesehen, im Rahmen der Beschlussfas-
sung zum Bundeshaushalt 2022 die Tilgungspläne 
der Jahre 2020 bis 2022 zusammenzuführen.

Gemäß §  7 Abs.  1 des Artikel 115-Gesetzes erfolgt 
die Abrechnung der Schuldenregel erstmals zum 
1.  März und abschließend zum 1.  September ei-
nes jeden Jahres. Damit erfolgt die endgültige Be-
rechnung des zu tilgenden Betrags zum 1. Septem-
ber 2022 und wird im Monatsbericht des BMF im 
September 2022 veröffentlicht.
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Vorläufige Abrechnung des Bundeshaushalts 2021 gemäß Schuldenbremse

2021 Soll1 2021 Ist2

in Mrd. Euro

1 Maximal zulässige strukturelle Nettokreditaufnahme ohne Abbauverpflichtung (in Prozent des BIP) 0,35

2 Nominales Bruttoinlandsprodukt des der Haushaltsaufstellung vorangegangenen Jahres  
   (Zeitpunkt der Haushaltsaufstellung)

3.449,1

3 Abbauverpflichtung - -

3a Gemäß Tilgungsplan (Art. 115 Abs. 2 Satz 7 GG) - -

3b Aus Kontrollkonto - -

4 Maximal zulässige strukturelle Nettokreditaufnahme (1 x 2 - 3) mit Abbauverpflichtung 12,1

in Prozent des BIP 0,35

5 Konjunkturkomponente Soll: (5a) x (5c)  Ist: [(5a) + (5b)] x (5c) -12,8 -13,9

5a Nominale Produktionslücke (Zeitpunkt der Haushaltsaufstellung) -63,3

5b Anpassung an tatsächliche wirtschaftliche Entwicklung [Ist (5ba) - Soll (5ba)]% x (5bb) -5,1

5ba Nominales Bruttoinlandsprodukt (Prozent gegenüber Vorjahr) 6,0 5,8

5bb Nominales Bruttoinlandsprodukt des Vorjahres 3.367,6

5c Budgetsemielastizität (ohne Einheit) 0,203

6 Saldo Finanzielle Transaktionen -8,5 3,0

6a Einnahmen aus finanziellen Transaktionen 1,0 0,9

6aa Einnahmen aus finanziellen Transaktionen Bundeshaushalt 1,0 0,9

6ab Einnahmen aus finanziellen Transaktionen Sondervermögen - -

6b Ausgaben aus finanziellen Transaktionen 9,4 -2,1

6ba Ausgaben aus finanziellen Transaktionen Bundeshaushalt³ 9,4 -2,1

6bb Ausgaben aus finanziellen Transaktionen Sondervermögen - -

7 Zulässige Nettokreditaufnahme (4 - 5 - 6) 33,4 22,9

8 Nettokreditaufnahme (8a + 8b) 179,8 215,4

8a Nettokreditaufnahme Bundeshaushalt 179,8 215,4

8b Nettokreditaufnahme der Sondervermögen 0,0 0,0

9 Strukturelle Nettokreditaufnahme (8 + 5 + 6) 158,5 204,6

in Prozent des BIP 4,60 5,93

10 Überschreitung (+) der Obergrenze aufgrund Ausnahmeregel Art. 115 Abs. 2 Satz 6 GG (9) - (4) 
beziehungsweise (8) - (7) 

- 192,5

11 Be(-)/Ent(+)lastung des Kontrollkontos (7) - (8) + (10) oder (4) - (9) + (10) 0

12 Saldo Kontrollkonto Vorjahr 47,7

13 Saldo Kontrollkonto neu (11) + (12) 47,7

Abweichungen in den Summen und in den Produkten durch Rundung der Zahlen möglich.
1  Soll 2021 bezieht sich auf das Haushaltsgesetz 2021, vom 21. Dezember 2020 im BGBl. I 2020 Nr. 66 S. 3208.
2  Vorläufige Feststellung der Abweichung der zulässigen Nettokreditaufnahmen von der tatsächlichen NKA im Sinne der Schuldenbremse 

nach vorläufigem Haushaltsabschluss. Die gesetzlich vorgegebene vorläufige Feststellung erfolgt zum 1. März 2022. Sie wird in der 
Haushaltsrechnung veröffentlicht.

3  Ausgaben aus finanziellen Transaktionen im Ist 2021 reduziert um den erlassenen Betrag des Darlehens an die Bundesagentur für Arbeit 
(BA) aus dem Jahr 2020 in Höhe von 6.913 Mio. Euro und damit entsprechende Erhöhung des Überschreitungsbetrags. Erläuterung: Die 
BA hat im Jahr 2020 ein Darlehen in Höhe von rund 6.913 Mio. Euro aus dem Bundeshaushalt 2020 erhalten (Titel 1101 85622). Im Jahr 
2020 war dieser Betrag gemäß der Gruppierung 856 eine Ausgabe aus finanziellen Transaktionen und hat den Überschreitungsbetrag der 
zulässigen NKA entsprechend verringert. Gemäß § 12 Abs. 1 Satz 3 Haushaltsgesetz 2021 wurde das bis Ende 2021 gestundete Darlehen 
an die BA aus dem Jahr 2020 am Ende des Haushaltsjahres 2021 erlassen. Damit wurde aus dem Darlehen theoretisch ein Zuschuss, der 
nicht den Ausgaben aus finanziellen Transaktionen zuzurechnen ist. Da die abschließende Feststellung der Abweichung der tatsächlichen 
NKA von der zulässigen NKA für das Jahr 2020 bereits gemäß Artikel 115-Gesetz § 7 Abs. 1 zum 1. September 2021 erfolgte und der 
Darlehenserlass erst zum Ende des Jahres 2021 zu vollziehen war, war eine Berücksichtigung dieses Sachverhalts bei der abschließenden 
Abrechnung der Schuldenbremse nicht möglich. Damit die Umwandlung jedoch im Sinne der Schuldenbremse nicht verlorengeht, wird 
der Erlass des Darlehens an die BA aus dem Jahr 2020 bei der Abrechnung der Schuldenbremse für 2021 berücksichtigt.

Quelle: Bundesministerium der Finanzen

Tabelle 2

30



Analysen und Berichte Monatsbericht des BMF 
Januar 2022

A
na

ly
se

n 
un

d 
Be

ric
ht

e

Vorläufiger Abschluss des Bundeshaushalts 2021

Entwicklung wesentlicher 
finanz- und wirtschafts
politischer Kennziffern

Kennziffern für das Jahr 2021 spiegeln deutlich die 
Situation des Bundeshaushalts in der aktuellen 
Krise infolge der Corona-Pandemie wider. Die Zins
ausgabenquote sowie die Zins-Steuer-Quote sind, 
insbesondere aufgrund eines Rückgangs der Zins
ausgaben, weiter rückläufig. Dagegen stieg der An-
teil der Gesamtausgaben am BIP deutlich an und 
der Anteil der Ausgaben, die durch Steuern finan-
ziert werden, sank kräftig gegenüber den Jahren 
zuvor.

	● Die Ausgabenquote setzt die Gesamtausgaben 
des Bundeshaushalts in Relation zum nomi-
nalen BIP (erstes vorläufiges Jahresergebnis 
für das BIP 2021: 3.564 Mrd. Euro). Die Aus-
gaben 2021 stiegen mit 26,0 Prozent gegen-
über dem Vorjahr kräftiger an als das nominale 
BIP mit 5,8 Prozent. In der Folge erhöhte sich 
die Ausgabenquote 2021 nochmals deutlich auf 
rund 15,6 Prozent des BIP nach rund 13,1 Pro-
zent im Vorjahr. Dies ist die höchste Ausgaben-
quote seit 1952.

	● Die Zinsausgabenquote (s. a. Abbildung 1) stellt 
den Anteil der Zinsausgaben an den Gesamt-
ausgaben des Bundeshaushalts dar. Die Zins
ausgabenquote lag 2021 bei 0,7 Prozent und 
ging damit gegenüber 2020 (1,5 Prozent) weiter 
zurück. Die Quote hat nun das niedrigste Ni-
veau seit dem Jahr 1952; die Aussagekraft ist al-
lerdings durch die Einmaleffekte auf der Aus-
gabenseite verzerrt.

	● Die Zins-Steuer-Quote zeigt, wie viel Pro-
zent der Steuereinnahmen für Zinsausgaben 
verwendet werden müssen. Die Quote belief 
sich 2021 auf 1,2 Prozent nach 2,3 Prozent im 
Jahr 2020. Die Zinsausgaben gingen 2021 mit 
39,9 Prozent stark zurück, während die Steuer-
einnahmen das Vorjahresniveau überschritten 
(+10,7 Prozent). Zu Beginn der Finanzkrise im 
Jahr 2008 betrug die Quote 16,8 Prozent.

	● Die Steuerfinanzierungsquote (s. a. Abbildung 
2) gibt den Anteil der durch Steuereinnahmen 
gedeckten Gesamtausgaben des Bundeshaus-
halts wieder. Die Quote ging zum zweiten 
Mal in Folge zurück. Im Jahr 2021 wurde nur 
noch gut die Hälfte der Ausgaben des Bundes-
haushalts durch Steuereinnahmen gedeckt 
(56,3 Prozent). Im Jahr 2020 waren es noch 
64,1 Prozent und 2019 95,9 Prozent gewesen. 
Die aktuelle Quote ist die niedrigste des Bundes 
in einem Haushaltsjahr.

	● Der Primärsaldo ist die Differenz zwischen öf-
fentlichen Einnahmen (ohne Nettokreditauf-
nahme) und öffentlichen Ausgaben abzüg-
lich der Zinszahlungen auf die ausstehenden 
Schulden. Diese wichtige Größe eröffnet somit 
den Blick auf den Haushalt ohne die Altlasten 
der Vergangenheit (repräsentiert durch die 
Zinslasten) und ohne aktuelle Neuverschul-
dung. Der Bundeshaushalt 2021 weist ein Pri-
märdefizit von 211,7 Mrd. Euro auf nach 
124,3 Mrd. Euro im Jahr 2020.
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Zinsausgabenquote 1955 bis 2021
Zinsausgaben in Relation zu den Ausgaben des Bundeshaushalts in Prozent

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Umsetzungen von 
Maßnahmen zur Abmilderung 
von Folgen der Corona-
Pandemie im Vollzug des 
Bundeshaushalts 2021

Umsetzung ausgewählter 
ausgabenseitiger Maßnahmen

Im Folgenden sind ausgewählte Maßnahmen und 
Programme auf der Ausgabenseite im Vergleich 
zum Soll (Entwurf des Zweiten Nachtragshaushalts) 
und zum Vorjahr dargestellt. Die verausgabten Mit-
tel dienten zur Finanzierung pandemiebedingter 
Mehrbedarfe zur Unterstützung der Wirtschaft und 
von Hilfen für von Corona-Maßnahmen besonders 
betroffenen Berufszweigen sowie Bürgerinnen und 
Bürgern. Aber auch zur Stärkung der Konjunktur 
und zur Förderung besonders wichtiger übergrei-
fender Zukunftsprojekte wurden Mittel zur Verfü-
gung gestellt beziehungsweise verausgabt.

	● Das Programm „Überbrückungshilfen für 
kleine und mittelständische Unternehmen“ 
und „Corona-Soforthilfen für kleine Un-
ternehmen und Soloselbstständige“ des 
Jahres 2020 wurde als „Corona-Unterneh-
menshilfen“ im Bundeshaushalt 2021 fort-
gesetzt. Aus diesem Titel wurden Mittel für 
verschiedene Programme wie Überbrü-
ckungshilfen, Neustarthilfen, den Bundes-
anteil der Härtefallhilfen sowie für den Son-
derfonds für Kulturveranstaltungen zur 
Verfügung gestellt. In dem Titel Unterneh-
menshilfen waren in dem im Dezember 2020 
beschlossenen Bundeshaushalt 2021 insgesamt 
39,5 Mrd. Euro veranschlagt. Vor dem Hinter-
grund der länger andauernden pandemiebe-
dingten Schließungsvorschriften wurden mit 
dem Ersten Nachtragshaushalt 2021 zusätz-
liche Mittel für erweiterte Unternehmens-
hilfen im Umfang von 25,5 Mrd. Euro und 
damit insgesamt 65 Mrd. Euro bereitgestellt. 
Davon wurden – Stand vorläufiger Haushalts-
abschluss – 48,6 Mrd. Euro ausgereicht, also 

rund 16,4 Mrd. Euro weniger als veranschlagt. 
Das waren jedoch um rund 29,8 Mrd. Euro hö-
here Aufwendungen, als im Jahr 2020 für Über-
brückungshilfen und Soforthilfen abgerufen 
worden waren.

	● Im Soll 2021 vom Dezember 2020 waren zum 
Ausgleich pandemiebedingter Belastungen 
der gesetzlichen Krankenversicherung zusätz-
liche Leistungen des Bundes an den Gesund-
heitsfonds in Höhe von rund 7,7 Mrd. Euro 
vorgesehen. Diese Leistungen wurden mit 
dem Ersten Nachtragshaushalt 2021 um wei-
tere rund 5,8 Mrd. Euro erhöht, mithin auf 
rund 13,5 Mrd. Euro. Der Sollansatz wurde 
um 4,5 Mrd. Euro überschritten. Im Vergleich 
zum Vorjahr sind zum Ausgleich pandemiebe-
dingter Belastungen der gesetzlichen Kranken-
versicherung rund 14,4 Mrd. Euro höhere Aus-
gaben erforderlich gewesen.

	● Leistungen zum Ausgleich pandemiebedingter 
Belastungen der Pflegeversicherung waren im 
Soll 2021 nicht veranschlagt. Hier kam es al-
lerdings zu außerplanmäßigen Ausgaben in 
Höhe von 1,0 Mrd. Euro. Dabei wurden die 
entsprechenden Ausgaben des Vorjahres um 
0,8 Mrd. Euro unterschritten.

	● Der Gesundheitsfonds erhielt 3,0 Mrd. Euro Zu-
weisungen an die Liquiditätsreserve für das Zu-
kunftsprogramm Krankenhäuser. Diese Mittel 
wurden voll an den Gesundheitsfonds gereicht. 
Im Jahr 2020 gab es dieses Programm noch 
nicht.

	● An Zuschüssen zur Bekämpfung des Corona-
virus wurden von 4,1 Mrd. Euro bereitgestellten 
Mitteln knapp 1 Mrd. Euro verwendet (z. B. 
für den Kauf von Schutzausrüstungen, Beat-
mungsgeräte, Impfstoffen und COVID-19-Arz-
neimittel). Im Vergleich zum Jahr 2020 wurden 
5,2 Mrd. Euro weniger verausgabt.

	● Als zusätzliche Maßnahme gegenüber 2020 
waren für das Jahr 2021 im Bundeshaushalt ur-
sprünglich (Soll Dezember 2020) Zuschüsse 
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zur zentralen Beschaffung von Impfstoffen 
gegen das Coronavirus in Höhe von rund 
2,7 Mrd. Euro vorgesehen. Die Mittel für diese 
Maßnahme wurden mit dem Ersten Nach-
tragshaushalt aufgrund der Verstärkung der 
Impfkampagne um 6,2 Mrd. Euro auf rund 
8,9 Mrd. Euro aufgestockt. Hiervon wurden bis 
zum Ende des Jahres 2021 rund 5,0 Mrd. Euro 
nicht abgerufen (vergleiche hierzu den obigen 
Abschnitt „Ausgaben und Einnahmen“).

	● Der Gesundheitsfonds sollte für Ausfälle von 
Einnahmen bei Krankenhäusern aufgrund der 
Freihaltung von Bettenkapazitäten für CO-
VID-19-Patientinnen und -Patienten (§ 21 
Krankenhausfinanzierungsgesetz) Ausgleichs-
zahlungen in Höhe von 4,5 Mrd. Euro (Erster 
Nachtragshaushalt) enthalten. Ursprünglich 
waren im Haushalt 2021 hierfür 2,0 Mrd. Euro 
vorgesehen. Am Jahresende waren rund 
0,5 Mrd. Euro höhere Ausgleichszahlungen 
erforderlich als veranschlagt. Im Jahr 2020 
fielen noch wesentlich höhere Ausgleichszah-
lungen an, sodass das Vorjahresniveau um rund 
4,4 Mrd. Euro unterschritten werden konnte.

	● Für das Arbeitslosengeld II waren im Bun-
deshaushalt 2021 rund 23,7 Mrd. Euro veran-
schlagt. Davon mussten rund 2,0 Mrd. Euro 
nicht verwendet werden. Dies dürfte auch 
durch die Entwicklung am Arbeitsmarkt be-
dingt sein, die etwas besser ausfiel als er-
wartet. Im Vergleich zum Vorjahr wurden rund 
1,1 Mrd. Euro höhere Ausgaben für Arbeitslo-
sengeld II geleistet.

	● Der Bund beteiligt sich an den durch die Co-
rona-Pandemie erhöhten Aufwendungen der 
Bundesagentur für Arbeit (BA). Im Bundes-
haushalt waren dafür 3,4 Mrd. Euro als Zu-
schuss an die BA veranschlagt. Die BA hat im 
Jahr 2021 unterjährige Liquiditätshilfen in An-
spruch genommen. Gemäß § 12 Abs. 1 Haus-
haltsgesetz 2021 wurden diese Hilfen am Ende 
des Haushaltsjahres in Zuschüsse in Höhe von 
rund 16,9 Mrd. Euro umgewandelt. Damit 
wurde das Soll des Zuschusses an die BA um 

rund 13,6 Mrd. Euro übertroffen (s. a. auch Ab-
schnitt Finanzlage der Sozialversicherungen).

	● Für Schadensfälle im Gewährleistungs- und 
Garantiebereich, die insbesondere infolge kon-
junktureller Verwerfungen aufgrund der Pan-
demie entstehen können, wurden Mittel in 
Höhe von rund 4,9 Mrd. Euro veranschlagt. 
Diese Mittel wurden aufgrund weitreichender 
Stützungsmaßnahmen (z. B. Aussetzung 
der Insolvenzpflicht) nur in geringem Um-
fang von 0,7 Mrd. Euro benötigt. Das waren 
0,2 Mrd. Euro mehr als im Jahr 2020.

	● Mit dem Ersten Nachtragshaushalt 2021 wurde 
die Eigenkapitalerhöhung der Deutschen 
Bahn AG (DB AG) um rund 3,1 Mrd. Euro redu-
ziert. Die verbleibenden 4,0 Mrd. Euro wurden 
im Ist um 1,4 Mrd. Euro wegen ausstehender 
beihilferechtlicher Entscheidungen der Euro-
päischen Kommission unterschritten. Um den 
Betrag der Verringerung der Kapitalerhöhung 
im Ersten Nachtragshaushalt wurden die Aus-
gaben zur Minderung der pandemiebedingten 
Schäden im Schienensektor um insgesamt 
3,1 Mrd. Euro erhöht: Der Infrastrukturbeitrag 
des Bundes zur Erhaltung der Schienenwege 
der Eisenbahnen des Bundes wurde angehoben 
(+0,7 Mrd. Euro), die Ausgaben des Bundes zur 
Reduzierung der Trassenpreise im Schienen-
güterverkehr (+0,6 Mrd. Euro) und im Perso-
nenfernverkehr (+1,8 Mrd. Euro) wurden auf-
gestockt. Die vorgesehenen Mittel wurden in 
nahezu voller Höhe verausgabt. Für die drei Po-
sitionen insgesamt wurde das Vorjahresniveau 
um rund 2,7 Mrd. Euro übertroffen.

	● Vorbehaltlich der Beschlussfassung des 
Zweiten Nachtragshaushalts durch das Par-
lament wurden dem EKF im Jahr 2021 rund 
62,5 Mrd. Euro zugewiesen. Das sind rund 
34,8 Mrd. Euro mehr als im Jahr 2020.

	● Auch im Jahr 2021 erhielten die Länder und 
Kommunen umfangreiche Unterstützungen 
(für weitere Maßnahmen s. a. Abschnitt „Unter-
stützung der Länder und Kommunen“).
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Steuerpolitik

Eine nachhaltige Stabilisierung der wirtschaftli-
chen Entwicklung und die Sicherung von Beschäf-
tigung waren von Anfang an die zentralen Zielset-
zungen, um die Folgen der Corona-Pandemie zu 
bewältigen. Besonders betroffene Akteure wur-
den deshalb frühzeitig unterstützt. Die Liquidi-
tät wurde verbessert und steuerliche Entlastungen 
konnten und können teilweise immer noch in An-
spruch genommen werden. Auch im Jahr 2021 füg-
ten sich die befristeten fiskalischen und konjunk-
turellen Maßnahmen in eine Gesamtstrategie für 
eine sozial gerechte, finanziell solide und wachs-
tumsfreundliche Steuer- und Abgabenpolitik ein, 
die insbesondere Familien und dabei gerade viele 
Alleinerziehende sowie Bürgerinnen und Bürger 
mit niedrigen und mittleren Einkommen finanzi-
ell besserstellt.

Wesentliche steuerliche Änderungen sind im Fol-
genden aufgeführt.

Zweites Familienentlastungsgesetz

Mit dem Gesetz zur steuerlichen Entlastung von 
Familien sowie zur Anpassung weiterer steuerli-
cher Regelungen (Zweites Familienentlastungsge-
setz) vom 1. Dezember 2020 (BGBl. I S. 2616) wur-
den insbesondere das Kindergeld ab 1. Januar 2021 
um weitere 15 Euro pro Monat angehoben und die 
Freibeträge für Kinder entsprechend angepasst. 
Ferner wurde der Einkommensteuertarif für die 
Jahre  2021 und  2022 jeweils durch Anhebung des 
Grundfreibetrags und Verschiebung der übrigen 
Tarifeckwerte angepasst. Damit wurden die verfas-
sungsrechtlich gebotene Freistellung des steuerli-
chen Existenzminimums gewährleistet und die Ef-
fekte der kalten Progression auf tariflicher Ebene 
ausgeglichen.

Gesetz zur Erhöhung der Behinderten-
Pauschbeträge

Mit dem Gesetz zur Erhöhung der Behinder-
ten-Pauschbeträge und zur Anpassung weiterer 
steuerlicher Regelungen vom 9.  Dezember  2020 

(BGBl.  I S  2770) wurden ab dem Veranlagungs-
zeitraum  2021 u.  a. die steuerlichen Behinderten-
Pauschbeträge verdoppelt. Gleichzeitig wurde der 
bestehende Pflege-Pauschbetrag nahezu verdoppelt 
und auf eine pflegegradabhängige Systematik um-
gestellt, wodurch zukünftig bereits ab Pflegegrad 2 
ein Pflege-Pauschbetrag in Anspruch genommen 
werden kann.

Jahressteuergesetz 2020

Das Jahressteuergesetz  2020 (JStG  2020) vom 
21.  Dezember  2020 (BGBl.  I S.  3096) umfasst u.  a. 
steuerliche Maßnahmen zur Kurzarbeit und ver-
billigten Wohnraumüberlassung. Auch Maß-
nahmen zur Förderung der Digitalisierung sind 
enthalten. So ist beispielsweise das Gemeinnüt-
zigkeitsrecht umfassend modernisiert worden, 
damit es mit dem Zuwendungsempfängerregis-
ter weiterhin noch digitaler ausgestaltet werden 
kann. Investitionen kleinerer und mittlerer Unter-
nehmen wurden durch eine verbesserte und ziel-
genauere Ausgestaltung der Investitionsabzugs-
beträge und Sonderabschreibungen nach §  7g 
Einkommensteuergesetz steuerlich stärker ge-
fördert. Mit dem JStG  2020 wurde auch eine zeit-
lich befristete (für die Jahre 2020 und 2021) Home
office-Pauschale eingeführt. Zudem wurden die 
Erhöhung des Entlastungsbetrags für Alleinerzie-
hende ab 2022 entfristet und der Auszahlungszeit-
raum für die Auszahlung des steuerfreien Coro-
na-Bonus gestreckt (steuerfreie Auszahlung vom 
1. März 2020 bis zum 30. Juni 2021 möglich; durch 
das Abzugsteuerentlastungsmodernisierungsge-
setz vom 2. Juni 2021 (BGBl. I S. 1259) erneut verlän-
gert bis zum 31. März 2022). Darüber hinaus wurde 
mit dem JStG 2020 die Steuerfreiheit für Zuschüsse 
des Arbeitgebers zum Kurzarbeitergeld um ein Jahr 
verlängert. Sie gilt aktuell für Lohnzahlungszeit-
räume, die nach dem 29.  Februar  2020 begonnen 
haben und vor dem 1. Januar 2022 endeten.

Drittes Corona-Steuerhilfegesetz

Zur weiteren Bekämpfung der Corona-Folgen 
und zur Stärkung der Binnennachfrage wur-
den mit dem Dritten Corona-Steuerhilfegesetz 
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vom 10. März 2021 (BGBl. I S. 330) weitere steuer-
liche Maßnahmen umgesetzt. Das Gesetz enthält 
u.  a. Regelungen zum steuerlichen Verlustrück
trag. Darüber hinaus wurde für jedes Kind, für das 
im Jahr  2021 ein Kindergeldanspruch bestand, 
ein Kinderbonus von 150  Euro gewährt. Daneben 
wurde die Gewährung des ermäßigten Umsatz-
steuersatzes in Höhe von 7  Prozent für erbrachte 
Restaurant- und Verpflegungsdienstleistungen mit 
Ausnahme der Abgabe von Getränken über den 
30.  Juni 2021 hinaus befristet bis zum 31. Dezem-
ber 2022 verlängert.

Gesetz zur Verlängerung des erhöhten 
Lohnsteuereinbehalts in der Seeschifffahrt

Gegenstand des Gesetzes zur Verlängerung des er-
höhten Lohnsteuereinbehalts in der Seeschifffahrt 
vom 12.  Mai  2021 (BGBl.  I S.  989) war die befris-
tete Verlängerung des hundertprozentigen Lohn-
steuereinbehalts in der Seeschifffahrt um weitere 
sechs  Jahre. Zudem wurde der Lohnsteuereinbe-
halt nicht mehr länger auf die deutsche Flagge be-
schränkt, sondern auf Flaggen von EU-/EWR-Staa-
ten („europäische“ Flaggen) ausgeweitet. Das Gesetz 
fand nach der Genehmigung durch die Europäische 
Kommission vom 22.  Juni  2021 (BGBl.  I S.  2247) 
erstmals für den Lohnzahlungszeitraum Juni 2021 
Anwendung.

Fondsstandortgesetz

Mit dem Gesetz zur Stärkung des Fondsstand-
orts Deutschland vom 3. Juni 2021 (BGBl. I S. 1498) 
wurde zur Stärkung der Attraktivität der Mitarbei-
terkapitalbeteiligung mit Wirkung zum 1. Juli 2021 
der steuerfreie Höchstbetrag für Vermögensbeteili-
gungen von 360 Euro auf 1.440 Euro p. a. angehoben. 
Zudem wurde insbesondere für Start-up-Unter-
nehmen eine Regelung in das Einkommensteuer-
gesetz aufgenommen, nach der die Einkünfte aus 
der Übertragung von Vermögensbeteiligungen am 
Unternehmen des Arbeitgebers zunächst nicht be-
steuert werden. Mit einer weiteren steuerlichen 
Maßnahme zur Förderung und Stärkung insbeson-
dere junger Wachstumsunternehmen wurde die 

Umsatzsteuerbefreiung punktuell auf die Verwal-
tung von Wagniskapitalfonds ausgedehnt.

Unterstützung der Länder und 
Kommunen

Der Bund hat die Länder und Kommunen – wie in 
den vorangegangenen Jahren – auch im Jahr 2021 
umfassend unterstützt. So wurden zahlreiche Maß-
nahmen im sozialen, im Familien- und Bildungs- 
sowie im Investitions- und Verkehrsbereich vom 
Bund fortgesetzt und teilweise ausgeweitet. Neben 
diesen ohnehin hohen Entlastungen hat der Bund 
die Länder und Kommunen im Jahr 2021 in beson-
deren Krisenlagen zusätzlich unterstützt. So trägt 
der Bund bei der Bewältigung der COVID-19-Pan-
demie weiterhin die fiskalische Hauptlast. Auch un-
terstützt der Bund die Länder und Kommunen bei 
der Bewältigung der finanziellen Lasten, welche die 
Flutkatastrophe im Sommer 2021 verursacht hat.

Bereich Soziales

Im Bereich Soziales übernimmt der Bund die Net-
toausgaben der Grundsicherung im Alter und 
bei Erwerbsminderung und beteiligt sich mit bis 
zu 74  Prozent an den Kosten der Unterkunft und 
Heizung (KdU). Die Entlastungen der kommuna-
len Ebene durch diese beiden Leistungen belie-
fen sich im Jahr 2021 insgesamt auf 18,0 Mrd. Euro. 
Zudem trägt der Bund seit dem Jahr  2021 ei-
nen höheren Anteil (50  Prozent statt 40  Pro-
zent) bei den Erstattungen der Aufwendungen 
für die Zusatzversorgungssysteme nach dem An-
spruchs- und Anwartschaftsüberführungsgesetz 
in Höhe von 3,5 Mrd. Euro. Daher wurden die ost-
deutschen Länderhaushalte  2021 um insgesamt 
rund 1,8 Mrd. Euro entlastet. Auch im Bereich der 
Flüchtlings- und Integrationskosten hat der Bund 
die Länder und Kommunen im Jahr 2021 im Rah-
men der vertikalen Umsatzsteuerverteilung unter-
stützt (2021: 1,4 Mrd. Euro).
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Bildung/Betreuung und Digitalisierung

Ein weiterer Schwerpunkt der Unterstützungs-
leistungen des Bundes liegt im Bereich Bildung 
und Betreuung. Zur Finanzierung der Einrich-
tung von zusätzlichen Betreuungsplätzen für Kin-
der bis zum Schuleintritt stellt der Bund seit 2007 
über das Sondervermögen „Kinderbetreuungsaus-
bau“ Bundesmittel zur Verfügung. Die Zuführun-
gen beliefen sich  2018 bis  2021 auf 2  Mrd.  Euro, 
davon 500  Mio.  Euro im Jahr  2021. Zudem unter-
stützt der Bund die Länder im Hinblick auf ihre 
mit den zusätzlichen Betreuungsplätzen einher-
gehenden zusätzlichen Betriebskosten mit jährlich 
845  Mio.  Euro. Für den Infrastrukturausbau der 
Ganztagsbetreuung für Kinder im Grundschulalter 
stellt der Bund den Ländern über das im Jahr 2020 
eingerichtete Sondervermögen „Ausbau ganztägi-
ger Bildungs- und Betreuungsangebote für Kinder 
im Grundschulalter“ insgesamt bis zu 3,5 Mrd. Euro 
zur Verfügung. Im Jahr  2021 wurde dem Sonder-
vermögen 1 Mrd. Euro zugeführt.

Ferner stellt der Bund den Ländern und Kom-
munen im Rahmen des DigitalPakts Schule 
6,5  Mrd.  Euro über das  2019 eingerichtete Son-
dervermögen „Digitale Infrastruktur“ zur Verfü-
gung. Hieraus können Mittel für Investitionen in 
die digitale Schulinfrastruktur abgerufen werden. 
Mit dem Gute-KiTa-Gesetz unterstützt der Bund 
die Länder bei der Weiterentwicklung der Quali-
tät und Verbesserung der Teilhabe sowie der Ent-
lastung der Eltern bei den Gebühren in Höhe von 
rund 5,5 Mrd. Euro im Zeitraum 2019 bis 2022. Im 
Jahr 2021 erhielten die Länder hierfür 2 Mrd. Euro 
im Rahmen der vertikalen Umsatzsteuerverteilung.

Im Hochschulbereich unterstützt der Bund die 
Länder ebenfalls umfangreich. Bedeutsame Un-
terstützungen sind u.  a. die vollständige Über-
nahme des BAföG seit 2015 durch den Bund (2021: 
2,0  Mrd.  Euro) sowie die Mittel für die Exzellenz-
strategie, den „Zukunftsvertrag Studium und Lehre 
stärken“ und den Hochschulpakt (2.  Säule) (2021: 
2,7 Mrd. Euro).

Bereich Verkehr

Auf Grundlage des im Rahmen des Klimapakets 
festgeschriebenen Anstiegs wurden die Regionali-
sierungsmittel im Jahr 2021 um rund 150 Mio. Euro 
erhöht. Zum Ausgleich der pandemiebedingten 
Lasten im öffentlichen Personennahverkehr im 
Jahr  2021 wurden die Regionalisierungsmittel zu-
sätzlich nochmals um 1  Mrd.  Euro aufgestockt. 
Insgesamt beliefen sich die ausgezahlten Regio-
nalisierungsmittel im Jahr 2021 auf rund 9,5 Mrd. 
Euro. Auf Grundlage einer ebenfalls im Rahmen 
des Klimapakets beschlossenen Erhöhung stiegen 
zudem die den Ländern nach dem Gemeindever-
kehrsfinanzierungsgesetz zur Verfügung gestell-
ten Finanzhilfen für Investitionen zur Verbesse-
rung der Verkehrsverhältnisse der Gemeinden auf 
1 Mrd. Euro im Jahr 2021.

Förderung der Investitionstätigkeit

Investitionen in finanzschwachen Kommunen 
werden weiterhin durch das Kommunalinvesti-
tionsförderungsgesetz (KInvFG) gestärkt, dessen 
Förderzeiträume im Jahr  2021 verlängert wurden 
(KInvFG I bis 2023 und KInvFG II bis 2025). Die Ge-
meinschaftsaufgabe zur Verbesserung der regio-
nalen Wirtschaftsstruktur wurde mit dem Nach-
tragshaushalt 2020 für die Jahre 2020 und 2021 um 
250 Mio. Euro erhöht, sodass strukturschwache Re-
gionen im Jahr 2021 mit rund 0,9 Mrd. Euro unter-
stützt wurden. Auch im Bereich des sozialen Woh-
nungsbaus stellt der Bund den Ländern Mittel zur 
Verfügung (2021: Programmmittel 1 Mrd. Euro).

Weitere Entlastungen der Länder und 
Kommunen

Bei der Umsetzung des Onlinezugangsgesetzes 
hat der Bund den Rahmen für die umfassende 
Unterstützung der Länder und Kommunen mit 
3  Mrd.  Euro bis zum Jahr  2022 geschaffen, davon 
1,4 Mrd. Euro im Jahr 2021.

Bereits seit  2018 unterstützt der Bund die Kom-
munen dauerhaft mit einem jährlichen Betrag 
von 5  Mrd.  Euro. Die Unterstützung erfolgt über 
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verschiedene Transferwege: Neben einer zusätzli-
chen Beteiligung des Bundes an der KdU im Zwei-
ten Sozialgesetzbuch (SGB  II) sowie einer Erhö-
hung des Länderanteils an der Umsatzsteuer um 
1 Mrd. Euro gewährt der Bund den Gemeinden ei-
nen zusätzlichen Anteil am Aufkommen der Um-
satzsteuer in Höhe von 2,4 Mrd. Euro jährlich. Im 
Jahr  2021 beläuft sich diese Entlastung über den 
Gemeindeanteil an der Umsatzsteuer auf rund 
3,7 Mrd. Euro.3

Der Bund entlastet die Kassen der Länder seit 
dem Jahr  2020 zudem durch die Neuordnung der 
Bund-Länder-Finanzbeziehungen in einer Grö-
ßenordnung von derzeit rund 4 Mrd. Euro jährlich.

Zusätzliche Entlastungen zur Bewältigung 
der COVID-19-Pandemie und der 
Flutkatastrophe

Im Zuge der Bewältigung der Kosten der CO-
VID-19-Pandemie hat der Bund im Rahmen der 
vertikalen Umsatzsteuerverteilung im Jahr  2021 
die Mindereinnahmen von Ländern und Gemein-
den aus der Gewährung des Kinderbonus  2021 
(1,2  Mrd.  Euro) und den noch ausstehenden An-
teil an ihren Mindereinnahmen aus der Sen-
kung der Umsatzsteuersätze im 2.  Halbjahr 2020 
(3,7 Mrd. Euro) kompensiert.

Zur Stärkung des Gesundheitswesens hat der 
Bund einen „Krankenhauszukunftsfonds“ für 

3  Die ursprünglich zwischen Bund und Ländern vereinbarte 
Aufteilung der „5-Mrd.-Entlastung“ auf die verschiedenen 
Transferwege sah eine Erhöhung des Länderanteils an der 
Umsatzsteuer um jährlich 1 Mrd. Euro, eine Erhöhung des 
Gemeindeanteils an der Umsatzsteuer um 2,4 Mrd. Euro sowie 
eine dauerhafte Erhöhung der Bundesbeteiligung an den 
KdU um 1,6 Mrd. Euro beziehungsweise 10,2 Prozentpunkte 
vor. Um sicherzustellen, dass die Bundesbeteiligung an 
den KdU insgesamt die verfassungsrechtlich festgelegte 
Schwelle für den Übergang zur Bundesauftragsverwaltung 
nicht überschreitet, wurde der über die KdU verteilte Anteil 
an der „5-Mrd.-Entlastung“ im Jahr 2021 reduziert und 
über eine entsprechende Erhöhung des Gemeindeanteils 
an der Umsatzsteuer um knapp 1,3 Mrd. Euro vollständig 
kompensiert. Das auf die „5-Mrd.-Entlastung“ 
zurückzuführende Entlastungsvolumen bei den KdU ist 
im Gesamtvolumen der Entlastungen im Bereich Soziales 
enthalten.

Investitionen in moderne Notfallkapazitäten, die 
Digitalisierung und in die IT-Sicherheit der Kran-
kenhäuser eingerichtet, über den einmalig im 
Jahr  2021 3  Mrd.  Euro an Bundesmitteln gewährt 
wurden. Mit dem Pakt für den öffentlichen Ge-
sundheitsdienst stellt der Bund in den Jahren 2021 
bis  2026 den Ländern insgesamt 4  Mrd.  Euro zur 
Verfügung. Für das Jahr 2021 erhielten die Länder 
hieraus insbesondere 0,2 Mrd. Euro durch die Än-
derung der vertikalen Umsatzsteuerverteilung.

Darüber hinaus gleicht der Bund aufgrund der pan-
demiebedingten Notsituation in den Jahren  2021 
und  2022 ausnahmsweise zusätzliche Lasten der 
Haushalte der Länder aus, die diesen im eigenen 
Zuständigkeitsbereich aus der Umsetzung des Akti-
onsprogramms „Aufholen nach Corona“ entstehen 
(2021: 430 Mio. Euro).

Bei der Bewältigung der Folgen der Flutkata
strophe vom Sommer 2021 beteiligt sich der Bund 
mit bis zu 400  Mio.  Euro an den Soforthilfepro-
grammen der betroffenen Länder sowie mit bis zu 
16 Mrd. Euro an einem gemeinsamen – von Bund 
und allen Ländern getragenen – Aufbauhilfefonds 
von insgesamt bis zu 30 Mrd. Euro. Der Fonds hat 
dazu aus dem Bundeshaushalt  2021 eine Zufüh-
rung in Höhe von 16 Mrd. Euro erhalten.

Finanzlage der 
Sozialversicherungen

Die Corona-Pandemie wirkte sich auf alle Sozi-
alversicherungen aus. Um eine dadurch bedingte 
Steigerung der Lohnnebenkosten zu verhindern, 
wurden im Rahmen einer „Sozialgarantie  2021“ 
die Sozialversicherungsbeiträge insgesamt bei un-
ter 40 Prozent stabilisiert. Darüber hinausgehende 
Finanzbedarfe wurden aus dem Bundeshaushalt 
gedeckt.

Die BA hat das Haushaltsjahr 2021 mit einem nega-
tiven Finanzierungssaldo von 21,7 Mrd. Euro abge-
schlossen. Dieser wird durch eine vollständige Auf-
lösung der allgemeinen Rücklagen der BA und durch 
einen Bundeszuschuss von 16,9 Mrd. Euro finanziert. 
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Ursächlich für das Defizit sind neben höheren Aus-
gaben für das Arbeitslosengeld und niedrigeren Bei-
tragseinnahmen insbesondere pandemiebedingte 
Ausgaben für konjunkturelles Kurzarbeitergeld (in-
klusive der Erstattung von Sozialversicherungsbei-
trägen an Arbeitgeber) von 22,2 Mrd. Euro.

Trotz der Corona-Pandemie konnte die gesetzliche 
Rentenversicherung insgesamt auf eine positive 
Einnahmeentwicklung in den vergangenen Jah-
ren zurückblicken. Da die Ausgaben im Jahr  2020 
die Summe der Einnahmen übertrafen, verringerte 
sich die Nachhaltigkeitsrücklage der allgemeinen 
Rentenversicherung um 3,4 Mrd. Euro zum Jahres-
ende 2020 auf rund 37,1 Mrd. Euro. Mit umgerech-
net rund 1,6 Monatsausgaben bewegte sie sich auf 
einem weiterhin hohen Niveau. Für das Jahr 2021 
geht die Bundesregierung in ihrem Rentenversiche-
rungsbericht 2021 davon aus, dass die Beitragsein-
nahmen der allgemeinen Rentenversicherung bis 
zum September gegenüber dem entsprechenden 
Vorjahreszeitraum um rund 3,7 Prozent gestiegen 
sind. Für das Jahresende  2021 wird eine Nachhal-
tigkeitsrücklage von rund 37,2 Mrd. Euro geschätzt. 
Dies entspricht knapp 1,6  Monatsausgaben. Die 
Nachhaltigkeitsrücklage dient dazu, Defizite und 
Einnahmenschwankungen unterjährig auszuglei-
chen, um kurzfristige Änderungen des Beitragssat-
zes zu vermeiden. Damit konnte der Beitragssatz 
von 18,6 Prozent in der allgemeinen Rentenversi-
cherung für das Jahr 2021 fortgeschrieben werden. 
Insgesamt sind im Jahr 2021 rund 105,9 Mrd. Euro 
aus dem Bundeshaushalt als Leistungen an die 
Rentenversicherung geflossen.

Der im Jahr  2004 eingeführte steuerfinanzierte 
Bundeszuschuss zum Gesundheitsfonds zur pau-
schalen Abgeltung versicherungsfremder Leis-
tungen in der gesetzlichen Krankenversicherung 
(GKV) betrug im Jahr 2021 wie bereits in den Vor-
jahren 14,5  Mrd.  Euro. Zudem leistete der Bund 
im Jahr 2021 zur Stabilisierung des durchschnittli-
chen Zusatzbeitragssatzes in der GKV bei 1,3 Pro-
zent einen ergänzenden Bundeszuschuss in Höhe 
von 5  Mrd.  Euro, einschließlich eines Zuschus-
ses von 30  Mio.  Euro an die landwirtschaftliche 
Krankenkasse.

Die Liquiditätsreserve des Gesundheitsfonds lag 
zum Stichtag 15. Januar 2021 bei rund 5,9 Mrd. Euro. 
In seiner Schätzung vom 13.  Oktober  2021 prog-
nostizierte der GKV-Schätzerkreis die Reserve nach 
Abschluss des Rechnungsjahres  2021 zum 15.  Ja-
nuar  2022 auf rund 6,4  Mrd.  Euro. Die Finanzre-
serven der gesetzlichen Krankenkassen beliefen 
sich zum Stichtag 30.  September  2021 auf rund 
13,6 Mrd. Euro.

Gemäß den Berechnungen des GKV-Schätzerkrei-
ses dürften wie bereits in den Vorjahren auch im 
Jahr 2021 die Ausgaben der GKV erneut stärker ge-
stiegen sein als die Beitragseinnahmen: So rech-
nete das Gremium für 2021 mit einem Ausgaben-
wachstum von 5,7  Prozent (2020: +4,1  Prozent; 
2019: +5,5 Prozent). Dem steht ein Anstieg der Bei-
tragseinnahmen von 2,9  Prozent (2020: +2,1  Pro-
zent; 2019: +4,2 Prozent) gegenüber. Die vorläufigen 
Finanzergebnisse der GKV für 2021 dürften Anfang 
März 2022 vorliegen.

Für 2022 ist zum Ausgleich pandemiebedingter Be-
lastungen der GKV ein weiterer ergänzender Bun-
deszuschuss an den Gesundheitsfonds in Höhe von 
14 Mrd. Euro vorgesehen.

Ende 2020 lag der Mittelbestand der Sozialen Pfle-
geversicherung (SPV) bei rund 8,2 Mrd. Euro. Da die 
pandemiebedingten Mehraufwendungen der SPV 
im Jahr 2021 nicht vollständig im Rahmen des gel-
tenden Beitragssatzes finanziert werden konnten, 
zahlte der Bund zur Liquiditätssicherung im Okto-
ber 2021 einen Bundeszuschuss an die SPV in Höhe 
von 1  Mrd.  Euro. Insgesamt belief sich damit der 
Mittelbestand der SPV zum Jahresende  2021 auf 
rund 6,88 Mrd. Euro.

Arbeitsmarktpolitik

Mit dem Teilhabechancengesetz wurden im 
Jahr  2019 zwei neue Förderinstrumente ein-
geführt (§§  16e und 16i SGB  II). Zur Versteti-
gung dieser neuen Instrumente der aktiven 
Arbeitsmarktpolitik stehen seit dem Haushalts-
jahr 2020 im Eingliederungstitel im Einzelplan des 
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Bundesministeriums für Arbeit und Soziales jähr-
lich zusätzlich 0,9 Mrd. Euro zur Verfügung. Damit 
wird für Arbeitslose, die in absehbarer Zeit keine 
realistische Chance auf eine ungeförderte Beschäf-
tigung gehabt hätten, eine Perspektive zur Teilhabe 
am Arbeitsmarkt eröffnet. Zudem besteht nun seit 
drei Jahren für die nach § 16i SGB II geförderten Per-
sonen im Bundeshaushalt die Möglichkeit eines Pas-
siv-Aktiv-Transfers, aus dem bis Ende  2021 zusätz-
lich rund 243  Mio.  Euro beim Arbeitslosengeld  II 
eingesparte Mittel für die Förderung langzeitarbeits-
loser Menschen miteingesetzt worden sind.

Im Jahr 2021 betrugen die Ausgaben für das Arbeits-
losengeld II rund 21,7 Mrd. Euro und für die Bun-
desbeteiligung an den KdU rund 10,1  Mrd.  Euro. 
Die Ausgaben für passive Leistungen spiegeln nach 
wie vor die Auswirkungen der Corona-Pandemie 
wider.

Entwicklung der konsumtiven 
und investiven Ausgaben

Die Einnahmen und Ausgaben des Bundes und 
auch der Länder werden entsprechend ihrer öko-
nomischen Wirkung auf die gesamtwirtschaftli-
chen Abläufe geordnet. Dies erfolgt über den Grup-
pierungsplan. Hier kann nach konsumtiven und 
investiven Ausgabearten unterschieden werden. So 
werden u. a. Baumaßnahmen, der Immobilienkauf, 
Darlehen und die Inanspruchnahmen aus Gewähr-
leistungen den investiven Ausgaben zugeordnet. 
Personalausgaben, sächliche Verwaltungsausga-
ben inklusive der militärischen Beschaffungen so-
wie Zuweisungen und Zuschüsse mit Ausnahme je-
ner für Investitionen sind konsumtive Ausgaben.4

4  Eine genaue Auflistung findet sich in § 13 Abs. 3 der 
Bundeshaushaltsordnung.

Gesamtübersicht der konsumtiven und investiven Ausgaben Tabelle 3

Bezeichnung

Soll 20211 Ist 2021² Ist 2020 Veränderung gegenüber Vorjahr

in Mio. Euro in Prozent

Ausgaben zusammen3,4 572.726 556.617 441.798 +114.820 +26,0

Konsumtive Ausgaben 521.191 510.835 391.450 +119.386 +30,5

Investive Ausgaben 59.268 45.782 50.348 -4.566 -9,1

Abweichungen durch Rundung der Zahlen möglich.
1  Stand: Regierungsentwurf eines Zweiten Nachtrags zum Bundeshaushalt 2021 vom 13. Dezember 2021, der am 12. Januar 2022 vom 

Haushaltsausschuss gebilligt wurde.
2  Einschließlich vollständiger Umsetzung des vom Haushaltsausschuss am 12. Januar 2022 gebilligten Entwurfs des Zweiten Nach-

tragshaushalts 2021.
3  Mit Ausnahme der Ausgaben zur Schuldentilgung am Kreditmarkt, der Zuführungen an Rücklagen und der Ausgaben zur Deckung 

eines kassenmäßigen Fehlbetrags. Ohne Ausgaben aus haushaltstechnischen Verrechungen.
4  Soll 2021 einschließlich Globaler Minderausgabe von 7.733 Mio. Euro.
Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Konsumtive Ausgaben

Die Hauptgruppen  4 bis  6 des Gruppierungsplans 
stellen konsumtive Ausgaben dar. Die konsumtiven 
Ausgaben des Bundes summierten sich im Haus-
haltsjahr  2021 auf rund 510,8  Mrd.  Euro. Sie hat-
ten einen rechnerischen Anteil von 91,8  Prozent 
an den Gesamtausgaben des Bundes. Die konsum-
tiven Ausgaben fielen im Ist um rund 2,0  Prozent 
niedriger aus als im Soll veranschlagt. Wesentli-
che Gründe hierfür waren die Minderausgaben bei 
den Zuschüssen an Unternehmen. Dabei entfielen 
auf die Unternehmenshilfen rund 16,4  Mrd.  Euro 
und 6,2 Mrd. Euro auf den laufenden Sachaufwand. 

Darüber hinaus waren die Zuschüsse an private 
soziale oder ähnliche Einrichtungen um rund 
9,2  Mrd.  Euro niedriger als veranschlagt. Dies ist 
insbesondere auf eine geringere Inanspruchnahme 
von Zuschüssen zur Bekämpfung des Ausbruchs 
der Corona-Pandemie und zur zentralen Beschaf-
fung von Impfstoffen gegen das Virus zurückzu-
führen. Auch die Zinsausgaben unterschritten das 
Soll um 6,4 Mrd. Euro. Dagegen waren die Zuwei-
sungen an Sondervermögen – aufgrund der Errich-
tung und Bestückung des Sondervermögens „Auf-
bauhilfe 2021“ in Höhe von 16 Mrd. Euro – höher 
als veranschlagt. Auch die Zuweisungen an den Be-
reich Sozialversicherung überschritten deutlich das 

Aufgabenbereich

Soll 2021¹ Ist 2021² Ist 2020 Veränderung gegenüber Vorjahr

in Mio. Euro in Prozent

Konsumtive Ausgaben 521.191 510.835 391.450 +119.386 +30,5

Personalausgaben 35.960 36.498 35.409 +1.089 +3,1

Aktivbezüge 26.817 27.237 26.249 +987 +3,8

Versorgung 9.144 9.261 9.160 +101 +1,1

Laufender Sachaufwand 44.823 38.670 36.370 +2.299 +6,3

Sächliche Verwaltungsausgaben 20.239 18.352 17.113 +1.239 +7,2

Militärische Beschaffungen 18.155 17.068 16.833 +235 +1,4

Sonstiger laufender Sachaufwand 6.429 3.250 2.424 +825 +34,0

Zinsausgaben 10.261 3.855 6.413 -2.558 -39,9

Laufende Zuweisungen und Zuschüsse 426.125 427.989 312.053 +115.937 +37,2

an Verwaltungen 100.670 117.438 75.607 +41.832 +55,3

Länder 30.682 31.717 41.262 -9.545 -23,1

Sondervermögen 69.963 85.696 34.326 +51.370 +149,7

an andere Bereiche 325.455 310.551 236.446 +74.105 +31,3

Unternehmen 104.429 83.683 49.569 +34.113 +68,8

Renten, Unterstützungen u. Ä. an natürliche 
Personen

36.535 32.557 30.735 +1.822 +5,9

an Sozialversicherung 153.495 172.478 134.613 +37.866 +28,1

an private Institutionen ohne Erwerbscharakter 19.148 9.907 10.736 -830 -7,7

an Ausland 11.848 11.926 10.782 +1.145 +10,6

an Sonstige 0 0 11 -11 -100,0

Sonstige Vermögensübertragungen 4.022 3.824 1.205 +2.619 +217,4

Abweichungen durch Rundung der Zahlen möglich.
1  Stand: Regierungsentwurf eines Zweiten Nachtrags zum Bundeshaushalt 2021 vom 13. Dezember 2021, der am 12. Januar 2022 vom 

Haushaltsausschuss gebilligt wurde.
2  Einschließlich vollständiger Umsetzung des vom Haushaltsausschuss am 12. Januar 2022 gebilligten Entwurfs des Zweiten Nach-

tragshaushalts 2021.
Quelle: Bundesministerium der Finanzen

Konsumtive Ausgaben des Bundes Tabelle 4
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Soll (rund +19,0 Mrd. Euro); genannt sei hier der um 
rund 13,6 Mrd. Euro höhere Zuschuss an die BA.

Im Vergleich zum Vorjahr stiegen die konsumtiven 
Ausgaben kräftig, und zwar um 30,5 Prozent bezie-
hungsweise rund 119,4  Mrd.  Euro an. Darin ent-
halten sind um insgesamt 51,4  Mrd.  Euro höhere 
Zuweisungen an die Sondervermögen, insbeson-
dere an den EKF und die „Aufbauhilfe  2021“. Die 
Buchung als „konsumtiv“ ist insofern irreführend, 
da die hiermit finanzierten Ausgaben des EKF zu-
kunftsorientiert sind und damit investiven Charak-
ter haben.

Darüber hinaus spielen vor allem die bereits 
mehrfach aufgeführten krisenbedingten Maß-
nahmen eine Rolle, für die höhere Zuschüsse 
an Unternehmen und Sozialversicherungen er-
folgten. Ein Beispiel sind die Unternehmens-
hilfen (+29,8  Mrd.  Euro). Die Sozialversicherun-
gen erhielten höhere Leistungen von insgesamt 
37,9  Mrd.  Euro. Hier wirken sich der Zuschuss an 
die  BA mit +16,9  Mrd.  Euro und zusätzliche pan-
demiebedingte Leistungen an den Gesundheits-
fonds mit rund 14,4 Mrd. Euro aus. Der Rückgang 
der Zinsausgaben um 2,6  Mrd.  Euro gegenüber 
dem Vorjahr dämpfte den Anstieg der konsumti-
ven Ausgaben.

Investive Ausgaben

Investive Ausgaben sind in den Hauptgruppen  7 
und 8 des Gruppierungsplans dargestellt. Die Defi-
nition ist nicht mit jener in den Volkswirtschaftli-
chen Gesamtrechnungen vergleichbar, bei der In-
vestitionen in Finanzvermögen nicht als investive 
Ausgaben zählen und u.  a auch die Ausgaben für 
Forschung und Entwicklung und für bestimmte 
Militärausgaben hinzugezählt werden. Die investi-
ven Ausgaben erreichten im Bundeshaushalt 2021 
eine Höhe von 45,8 Mrd. Euro und damit in abso-
luten Zahlen den zweithöchsten Wert seit Beste-
hen der Bundesrepublik Deutschland. Bei einem 
Soll  2021 von rund 59,3  Mrd.  Euro ergaben sich 
Minderausgaben von rund 13,5  Mrd.  Euro. Damit 
sind mehr als drei Viertel der veranschlagen Mittel 

abgeflossen. Ein Teil der Minderausgaben ist auf co-
ronabedingte Sondereffekte in der Veranschlagung 
wie im Vollzug zurückzuführen. So wurden z.  B. 
Gewährleistungen in Höhe von rund 4,2 Mrd. Euro 
nicht abgerufen und die Eigenmittelerhöhung der 
DB AG war um rund 1,4 Mrd. Euro geringer als im 
Bundeshaushalt  2021 veranschlagt. Darüber hin-
aus lagen die Zuschüsse an die „Autobahn  GmbH 
des Bundes“ um 0,6 Mrd. Euro unter dem Soll. Zu-
dem ergaben sich bei einer Vielzahl anderer in-
vestiver Vorhaben und Programme Minderausga-
ben gegenüber dem Sollansatz. Hintergrund für 
die Nichtausschöpfung dürften dabei u. a. auch die 
vielfältigen unmittelbaren und mittelbaren Aus-
wirkungen des Pandemiegeschehens sein.

Im Vergleich zum Jahr  2020 waren die investiven 
Ausgaben um rund 4,6 Mrd. Euro beziehungsweise 
9,1 Prozent geringer. Dies ist vor allem auf ein im 
Jahr 2020 an die BA gewährtes unterjähriges Darle-
hen in Höhe von rund 6,9 Mrd. Euro zurückzufüh-
ren, das im abgelaufenen Jahr nicht anfiel. Das Son-
dervermögen „Ausbau ganztägiger Bildungs- und 
Betreuungsangebote für Kinder im Grundschulal-
ter“ war im Jahr 2020 mit insgesamt 2,5 Mrd. Euro 
ausgestattet worden. Im Jahr 2021 erhielt das Son-
dervermögen 1,0 Mrd. Euro zugewiesen und damit 
1,5 Mrd. Euro weniger als 2020. Darüber hinaus gab 
es bei den Baumaßnahmen 2021 geringere Ausga-
ben von rund 5,1  Mrd.  Euro (-52,1  Prozent), wäh-
rend die Zuschüsse für Investitionen an sonstige 
Bereiche um 6,1 Mrd. Euro höher ausfielen als im 
Jahr zuvor. Beides war auf einen Sondereffekt zu-
rückzuführen. Die Investitionen im Fernstraßen-
bau wurden im Jahr 2021 an die „Autobahn GmbH 
des Bundes“ ausgelagert; dies dämpfte die Ausga-
ben für Bauinvestitionen um rund 4,2 Mrd. Euro im 
Vergleich zum Vorjahr. Die „Autobahn  GmbH des 
Bundes“ erhält die benötigten Mittel in Höhe von 
4,5  Mrd.  Euro über Zuschüsse für Investitionen. 
Die Zuschüsse für Investitionen an sonstige Berei-
che waren daher im Jahr 2021 insgesamt um rund 
6,1  Mrd.  Euro höher als ein Jahr zuvor. Der ver-
bleibende Anstieg der Zuschüsse für Investitionen 
an sonstige Bereiche von rund 1,6  Mrd.  Euro ver-
teilte sich auf viele verschiedene Maßnahmen. Ins-
besondere Baukostenzuschüsse für Investitionen 
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in die Schienenwege der Eisenbahnen des Bundes 
(+0,7 Mrd. Euro) und für die Unterstützung des flä-
chendeckenden Breitbandausbaus (+0,1 Mrd. Euro) 
waren höher als im Jahr  2020. Darüber hinaus 
wurde für Beteiligungen mehr verausgabt als im 
Jahr  2020. Grund hierfür war eine Eigenmittel
erhöhung der DB  AG um rund 2,7  Mrd.  Euro. Im 
Jahr  2020 konnte diese wegen ausstehender bei-
hilferechtlicher Entscheidungen der Europäischen 
Kommission nicht erfolgen.

Investitionstätigkeit sichert den Erhalt und die Zu-
kunftsfähigkeit unseres Landes. Es ist, insbeson-
dere für die Planungssicherheit von Investitionen, 
gesetzlich sichergestellt, dass nicht verausgabte In-
vestitionsmittel nicht verfallen. Sie sind übertrag-
bar und stehen insoweit grundsätzlich auch für 
Folgejahre zur Verfügung.

Ausgabenstruktur nach 
Aufgabenbereichen 
sowie wesentlichen 
Einnahmepositionen

Im Sollbericht 2021 wurden wichtige der nachfol-
genden Ausgabe- und Einnahmepositionen be-
reits kommentiert (s.  a. Monatsberichte vom Feb-
ruar und Juni 2021 „Sollbericht 2021: Ausgaben und 
Einnahmen des Bundeshaushalts“ und „Nachtrags-
haushalt 2021 des Bundes (Sollbericht)“).

Die Tabellen 6 und 7 zeigen die Ausgaben und Ein-
nahmen des Bundes nach Aufgabenbereichen. 
Nummerierung und Darstellung erfolgen aufgrund 
der Systematik des Funktionenplans. Im Folgenden 
werden die vorläufigen Ergebnisse des Haushalts-
jahres 2021 dargestellt.

Investive Ausgaben des Bundes

Aufgabenbereich

Soll 2021¹ Ist 2021² Ist 2020 Veränderung gegenüber Vorjahr

in Mio. Euro in Prozent

Investive Ausgaben 59.268 45.782 50.348 -4.566 -9,1

Sachinvestitionen 8.103 6.461 11.592 -5.131 -44,3

Baumaßnahmen 4.554 3.920 8.192 -4.272 -52,1

Finanzierungshilfen 51.165 39.321 38.756 +565 +1,5

Finanzierungshilfen an öffentlichen Bereich 7.014 5.145 15.061 -9.916 -65,8

Finanzierungshilfen an sonstige Bereiche 44.151 34.176 23.695 +10.481 +44,2

Darlehen 1.710 1.642 228 +1.414 +621,3

Zuschüsse 32.843 28.643 22.504 +6.139 +27,3

Beteiligungen 4.628 3.170 473 +2.697 +569,8

Inanspruchnahme aus Gewährleistungen 4.970 721 490 +231 +47,2

Abweichungen durch Rundung der Zahlen möglich.
1  Stand: Regierungsentwurf eines Zweiten Nachtrags zum Bundeshaushalt 2021 vom 13. Dezember 2021, der am 12. Januar 2022 vom 

Haushaltsausschuss gebilligt wurde.
2  Einschließlich vollständiger Umsetzung des vom Haushaltsausschuss am 12. Januar 2022 gebilligten Entwurfs des Zweiten Nach-

tragshaushalts 2021.
Quelle: Bundesministerium der Finanzen

Tabelle 5
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Ausgaben des Bundes nach Aufgabenbereichen Tabelle 6

Aufgabenbereich

Soll 2021¹ Ist 2021² Ist 2020 Veränderung gegenüber Vorjahr

in Mio. Euro in Prozent

Ausgaben zusammen³ 572.726 556.617 441.798 +114.820 +26,0

Allgemeine Dienste 103.911 100.399 95.479 +4.920 +5,2

Politische Führung und zentrale Verwaltung 22.707 20.576 19.199 +1.377 +7,2

Politische Führung 8.406 6.551 5.871 +681 +11,6

Versorgung einschließlich Beihilfen 11.246 11.009 10.722 +287 +2,7

Auswärtige Angelegenheiten 19.467 19.485 18.145 +1.340 +7,4

Auslandsvertretungen 807 837 866 -29 -3,3

Beiträge an Internationale Organisationen 792 649 906 -256 -28,3

Wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung

12.324 13.224 12.127 +1.097 +9,0

Verteidigung 47.019 46.550 45.471 +1.078 +2,4

Öffentliche Sicherheit und Ordnung 8.132 7.182 6.712 +469 +7,0

Polizei 5.867 5.302 4.998 +304 +6,1

Finanzverwaltung 5.922 5.981 5.342 +639 +12,0

Bildungswesen, Wissenschaft, Forschung, 
kulturelle Angelegenheiten

31.829 28.985 28.645 +341 +1,2

Hochschulen 4.839 4.689 4.605 +84 +1,8

Förderung für Schüler, Studierende, Weiterbil-
dungsteilnehmende

5.182 4.912 6.045 -1.133 -18,7

Wissenschaft, Forschung, Entwicklung außerhalb 
der Hochschulen

18.207 16.259 15.236 +1.023 +6,7

Gemeinsame Forschungsförderung von Bund 
und Ländern

6.598 6.462 6.158 +304 +4,9

Max-Planck-Gesellschaft 1.169 1.169 1.034 +135 +13,1

Fraunhofer-Gesellschaft 883 884 825 +59 +7,1

Zentren der Hermann von Helmholtz-
Gemeinschaft

3.484 3.655 3.486 +169 +4,8

Forschung und experimentelle Entwicklung 10.890 9.136 8.427 +709 +8,4

Soziale Sicherung, Familie und Jugend, Arbeits-
marktpolitik

284.649 281.133 218.365 +62.768 +28,7

Sozialversicherung einschließlich Arbeitslosenver-
sicherung

134.149 147.057 129.829 +17.228 +13,3

Allgemeine Rentenversicherung (nur 
Bundesträger)

97.401 97.343 93.004 +4.339 +4,7

Knappschaftliche Rentenversicherung (nur 
Bundesträger)

5.268 5.161 5.290 -129 -2,4

Unfallversicherung 349 337 346 -9 -2,6

Krankenversicherung 19.010 18.887 15.884 +3.002 +18,9

Alterssicherung der Landwirte (einschließlich 
Landabgabenrente)

2.487 2.332 2.345 -13 -0,5

Sonstige Sozialversicherungen 6.285 6.062 6.047 +15 +0,2
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Ausgaben des Bundes nach Aufgabenbereichen noch Tabelle 6

Aufgabenbereich

Soll 2021¹ Ist 2021² Ist 2020 Veränderung gegenüber Vorjahr

in Mio. € in %

Familienhilfe, Wohlfahrtspflege 11.395 11.038 10.343 +695 +6,7

Elterngeld, Erziehungsgeld, Mutterschutz 7.494 7.464 7.223 +241 +3,3

Soziale Leistungen für Folgen von Krieg und 
politischen Ereignissen

2.269 2.159 2.039 +120 +5,9

Arbeitsmarktpolitik 45.360 42.109 40.876 +1.233 +3,0

Arbeitslosengeld II nach dem SGB II 23.700 21.748 20.658 +1.090 +5,3

Leistungen für Unterkunft und Heizung nach 
dem SGB II

11.200 10.090 10.097 -7 -0,1

Aktive Arbeitsmarktpolitik 5.356 4.414 4.308 +106 +2,5

Sonstige Leistungen der Grundsicherung für 
Arbeitsuchende nach dem SGB II

5.104 5.857 5.812 +45 +0,8

Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminde-
rung nach dem SGB XII

8.300 7.949 7.512 +437 +5,8

Gesundheit, Umwelt, Sport und Erholung 25.114 16.959 19.001 -2.042 -10,7

Wohnungswesen, Städtebau, Raumordnung und 
kommunale Gemeinschaftsdienste

2.972 2.270 1.783 +487 +27,3

Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 2.611 1.953 1.469 +484 +33,0

Energie- und Wasserwirtschaft, Gewerbe, 
Dienstleistungen

14.620 5.705 5.509 +196 +3,5

Bergbau, Verarbeitendes Gewerbe und Baugewerbe 1.491 801 2.316 -1.515 -65,4

Regionale Fördermaßnahmen 2.968 1.796 1.400 +396 +28,3

Verkehrs- und Nachrichtenwesen 33.683 29.781 22.961 +6.820 +29,7

Straßen 9.815 8.451 9.791 -1.340 -13,7

Bundesautobahnen 5.770 5.014 6.187 -1.173 -19,0

Bundesstraßen 3.879 3.270 3.429 -158 -4,6

nachrichtlich:

Kompensationszahlungen an die Länder 0 0 0 X X

Wasserstraßen und Häfen, Förderung der 
Schifffahrt

1.831 1.748 1.882 -133 -7,1

Eisenbahnen und öffentlicher Personennahverkehr 16.321 14.139 8.156 +5.984 +73,4

Luftfahrt, Nachrichtenwesen, sonstiges 
Verkehrswesen

4.299 4.134 1.897 +2.237 +118,0

Finanzwirtschaft 73.336 89.432 48.585 +40.846 +84,1

Grund- und Kapitalvermögen, Sondervermögen 
und Finanzzuweisungen

69.282 84.467 41.063 +43.404 +105,7

Zinsausgaben und Ausgaben im Zusammenhang 
mit der Schuldenaufnahme

10.267 3.881 6.457 -2.577 -39,9

Abweichungen durch Rundung der Zahlen möglich.
1  Stand: Regierungsentwurf eines Zweiten Nachtrags zum Bundeshaushalt 2021 vom 13. Dezember 2021, der am 12. Januar 2022 vom 

Haushaltsausschuss gebilligt wurde.
2  Einschließlich vollständiger Umsetzung des vom Haushaltsausschuss am 12. Januar 2022 gebilligten Entwurfs des Zweiten Nach-

tragshaushalts 2021.
3  Mit Ausnahme der Ausgaben zur Schuldentilgung am Kreditmarkt, der Zuführungen an Rücklagen und der Ausgaben zur Deckung 

eines kassenmäßigen Fehlbetrags. Ohne Ausgaben aus haushaltstechnischen Verrechnungen.
Quelle: Bundesministerium der Finanzen

45



Analysen und Berichte Monatsbericht des BMF 
Januar 2022Vorläufiger Abschluss des Bundeshaushalts 2021

Einnahmen des Bundes Tabelle 7

 Einnahmeart

Soll 2021¹ Ist 2021² Ist 2020 Veränderung gegenüber Vorjahr

in Mio. Euro in Prozent

Einnahmen zusammen³ 332.314 341.017 311.085 +29.932 +9,6

darunter:

Steuereinnahmen zusammen 284.024 313.545 283.254 +30.291 +10,7

Bundesanteile an Gemeinschaftsteuern und 
Gewerbesteuerumlage

263.358 277.795 235.978 +41.817 +17,7

Lohnsteuer 93.840 92.671 89.075 +3.596 +4,0

Veranlagte Einkommensteuer 25.203 30.746 25.067 +5.680 +22,7

Nicht veranlagte Steuern vom Ertrag 9.200 13.695 10.761 +2.934 +27,3

Abgeltungsteuer auf Zins- und 
Veräußerungserträge

2.794 4.413 2.976 +1.437 +48,3

Körperschaftsteuer 12.975 21.062 12.134 +8.928 +73,6

Steuern vom Umsatz 117.557 113.125 94.391 +18.734 +19,8

Gewerbesteuerumlage 1.789 2.082 1.574 +508 +32,3

Bundessteuern 99.503 98.171 105.632 -7.461 -7,1

Energiesteuer 39.850 37.120 37.635 -514 -1,4

Tabaksteuer 14.190 14.733 14.651 +82 +0,6

Solidaritätszuschlag 9.950 11.028 18.676 -7.648 -41,0

Versicherungsteuer 14.890 14.980 14.553 +426 +2,9

Stromsteuer 6.880 6.691 6.561 +131 +2,0

Alkoholsteuer inklusive Alkopopsteuer 2.102 2.084 2.249 -165 -7,3

Kraftfahrzeugsteuer 9.545 9.546 9.526 +20 +0,2

Kaffeesteuer 1.070 1.058 1.060 -2 -0,2

Schaumweinsteuer und Zwischenerzeugnisteuer 394 363 428 -65 -15,1

Luftverkehrsteuer 630 566 292 +274 +93,7

Sonstige Bundessteuern 2 2 1 +1 +44,1

Veränderungen aufgrund steuerlicher 
Maßnahmen und Einnahmeentwicklung

12.888 0 0 +0 X

Abzugsbeträge 65.949 62.420 58.355 +4.065 +7,0

Ergänzungszuweisungen an Länder 9.179 10.071 8.751 +1.319 +15,1

Zuweisungen an Länder gemäß Gesetz 
zur Regionalisierung des ÖPNV aus dem 
Energiesteueraufkommen

9.268 9.458 11.457 -1.998 -17,4

Mehrwertsteuer-Eigenmittel der EU 4.430 4.416 2.473 +1.943 +78,6

BNE-Eigenmittel der EU 33.280 28.683 25.616 +3.068 +12,0

Kompensationszahlungen an die Länder zum 
Ausgleich der weggefallenen Einnahmen aus 
Kfz-Steuer und Lkw-Maut

8.992 8.992 8.992 +0 X

Konsolidierungshilfen 800 800 1.067 -267 -25,0
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Vorläufiger Abschluss des Bundeshaushalts 2021

Ausblick

Am 9.  März  2022 ist die Kabinettsbefassung zum 
zweiten Regierungsentwurf des Bundeshaus-
halts 2022 sowie für die Eckwerte des Bundeshaus-
halts 2023 und den Finanzplan bis 2026 vorgesehen. 
Hierin sollen die Vorhaben des Koalitionsvertrags 
zur klimafreundlichen und digitalen Transforma-
tion der Wirtschaft und der Gesellschaft insgesamt 
umgesetzt werden.

Die Schuldenbremse betreffend ist im Koaliti-
onsvertrag eine Zusammenfassung der aus den 

Haushalten  2020 bis  2022 resultierenden Til-
gungspläne zu einem Gesamttilgungsplan sowie 
die Anpassung an die Tilgungsfristen der EU-Co-
rona-Hilfen (2028 bis  2058, 31  Jahre) vorgesehen. 
Dies wird Gegenstand der Aufstellung des Bun-
deshaushalts  2022 sein. Zusammenführung und 
Ausgestaltung der Tilgungspläne werden im Rah-
men der Beschlussfassung zum Bundeshaus-
halt  2022 überprüft. Es ist vorgesehen, ab  2023 
die Obergrenze für die strukturelle Nettokredit-
aufnahme von 0,35  Prozent des BIP gemäß der 
grundgesetzlichen Vorgabe der Schuldenbremse 
wieder einzuhalten.

Einnahmen des Bundes noch Tabelle 7

 Einnahmeart

Soll 2021¹ Ist 2021² Ist 2020 Veränderung gegenüber Vorjahr

in Mio. Euro in Prozent

Sonstige Einnahmen 48.290 27.472 27.831 -359 -1,3

darunter:

Gebühren und sonstige Entgelte 10.394 10.740 10.012 +728 +7,3

Einnahmen aus der streckenbezogenen 
Lkw-Maut

7.480 7.639 7.379 +260 +3,5

Gewinne aus Unternehmen und Beteiligungen 5.235 5.194 7.105 -1.910 -26,9

Anteil des Bundes am Reingewinn der 
Deutschen Bundesbank

0 0 2.500 -2.500 -100,0

Abführung der Bundesanstalt für 
Immobilienaufgaben

2.362 2.326 2.360 -34 -1,5

Darlehensrückflüsse, Beteiligungen, Kapitalrück-
zahlungen, Gewährleistungen

1.253 1.304 1.342 -37 -2,8

Abweichungen durch Rundung der Zahlen möglich.
1  Stand: Regierungsentwurf eines Zweiten Nachtrags zum Bundeshaushalt 2021 vom 13. Dezember 2021, der am 12. Januar 2022 vom 

Haushaltsausschuss gebilligt wurde.
2  Einschließlich vollständiger Umsetzung des vom Haushaltsausschuss am 12. Januar 2022 gebilligten Entwurfs des Zweiten Nach-

tragshaushalts 2021.
3  Mit Ausnahme der Einnahmen aus Krediten vom Kreditmarkt, der Entnahme aus Rücklagen und der Einnahmen aus kassenmäßigen 

Überschüssen sowie der Münzeinnahmen. Ohne Einnahmen aus haushaltstechnischen Verrechnungen.
Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Warum „vorläufige“ 
Haushaltsführung?

Art. 110 Abs. 2 GG enthält das Gebot, den Bundes-
haushalt vor Beginn des Haushaltsjahres durch die 
Legislative festzustellen. Diesen vom Parlament 
festgestellten Haushaltsplan vollzieht sodann die 
Exekutive, also die Bundesregierung. Aber ins-
besondere in Jahren nach einer Bundestagswahl 
im vorangegangenen Herbst gibt es einen sol-
chen vom Parlament festgestellten Bundeshaus-
halt zu Beginn des Jahres noch nicht: Aufgrund 
des Grundsatzes der Diskontinuität kann ein ge-
gebenenfalls im Sommer noch zugeleiteter Regie-
rungsentwurf des Bundeshaushalts für das kom-
mende Jahr vom neuen Bundestag nicht mehr 
beraten werden. Es muss vielmehr ein neuer Re-
gierungsentwurf aufgestellt und eingebracht wer-
den. Somit ist es spätestens alle vier Jahre wieder 
so weit: Die Haushaltsführung ist vorläufig, da sie 
auf vorläufigen, nicht parlamentarisch abgesi-
cherten Haushaltsansätzen basiert, die Änderun-
gen unterworfen sein werden. Aber auch aus an-
deren Gründen kann die Situation eintreten, dass 

zu Beginn des Haushaltsjahres kein Haushaltsplan 
vorliegt.

Verfahren der Haushaltsaufstellung
In einem zeitlich „normalen“ Aufstellungs-
prozess (z. B. ohne Verzögerung durch eine 
Bundestagswahl) wird nach Kabinettsbe-
schluss zu den sogenannten Eckwerten im 
März in einem mehrstufigen Verfahren bis 
Ende Juni/Anfang Juli eine Kabinettsent-
scheidung zum Haushaltsentwurf herbeige-
führt. Auf dieser Basis erfolgt die Zuleitung 
von Haushaltsgesetz und Haushaltsplan an 
Bundestag und Bundesrat und damit die 
Einleitung der parlamentarischen Behand-
lung. Im grundsätzlich üblichen Gesetzge-
bungsprozess erfolgt die Beschlussfassung 
im Bundestag bis Ende November und die 
Verkündung bis Ende Dezember.1

1  Weitere Informationen unter
http://www.bundesfinanzministerium.de/mb/20220131

Vorläufige Haushaltsführung 2022

	● Sofern vor Beginn des Haushaltsjahres vom Parlament noch kein Haushalt verabschiedet 
wurde, gibt es eine sogenannte vorläufige Haushaltsführung. Dies ist vor allem nach Wahljah-
ren der Fall, so auch im Jahr 2022.

	● Rechtliche Grundlage für die vorläufige Haushaltsführung ist Art. 111 Grundgesetz (GG).

	● Das BMF hat ein Rundschreiben zur vorläufigen Haushaltsführung herausgegeben, das die 
Vorgaben von Art. 111 GG erläutert und ergänzend ausfüllt.

	● Die Ansätze und Haushaltsstrukturen des 1. Regierungsentwurfs 2022 stellen dabei die Richt-
werte und Obergrenzen der vorläufigen Haushaltsführung dar. Für die meisten Verwaltungs- 
und Programmausgaben sind 45 Prozent der vorgesehenen Mittel unmittelbar verfügbar. Für 
Investitionen und Rechtsverpflichtungen gilt keine derartige Einschränkung.

	● Neue Maßnahmen dürfen während der vorläufigen Haushaltsführung nicht begonnen werden, 
es sei denn, sie sind sachlich und zeitlich unabweisbar.
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Vorläufige Haushaltsführung 2022

Die vorangegangene Bundesregierung hatte be-
reits im Juni 2021 einen Entwurf des Bundeshaus-
halts  2022 beschlossen und dem Parlament zu-
geleitet (Bundestagsdrucksache  19/31500 vom 
6. August 2021). Dieser Regierungsentwurf, der so-
genannte 1. RegE, ist aber der Diskontinuität unter-
legen, und die neue Bundesregierung muss einen 
neuen Regierungsentwurf aufstellen  – den soge-
nannten 2. RegE, über den dann das neu gewählte 
Parlament im Rahmen seiner Budgethoheit ent-
scheiden wird. Bis der vom Deutschen Bundestag 
verabschiedete Haushalt  2022 im Bundesgesetz-
blatt verkündet ist, arbeitet die Bundesregierung 
im Wesentlichen auf der grundgesetzlichen Basis 
von Art. 111 GG.

Diskontinuität

Das Diskontinuitätsprinzip beschreibt u. a. 
die sachliche Erneuerung nach Ablauf einer 
Legislaturperiode. Die sachliche Diskontinu-
ität besagt, dass Gesetzesvorhaben, die in-
nerhalb einer Legislaturperiode nicht ver-
abschiedet worden sind, nach Ablauf dieser 
Periode automatisch verfallen. Sollte das 
Vorhaben weiterhin angestrebt werden, muss 
das Gesetzgebungsverfahren – angefangen 
bei der Gesetzesinitiative – in der folgenden 
Legislaturperiode neu beginnen.

Rechtliche Grundlagen

Die maßgebliche Vorschrift für die vorläufige 
Haushaltsführung ist der Art. 111 GG zu Ausgaben 
vor Etatgenehmigung. Dieser bestimmt in Abs.  1, 
welche Ausgaben geleistet werden dürfen, wenn bis 
zum Abschluss des abgelaufenen Haushaltsjahres 
der Haushaltsplan des neuen Haushaltsjahres nicht 
durch Gesetz festgestellt ist. Das sind alle Ausgaben, 
die nötig sind,

	● um gesetzlich bestehende Einrichtungen zu 
erhalten und gesetzlich beschlossene Maß-
nahmen durchzuführen,

	● um die rechtlich begründeten Verpflichtungen 
des Bundes zu erfüllen,

	● um Bauten, Beschaffungen und sonstige Leis-
tungen fortzusetzen oder Beihilfen für diese 
Zwecke weiter zu gewähren, sofern durch den 
Haushaltsplan eines Vorjahres bereits Beträge 
bewilligt worden sind.

Damit ist sichergestellt, dass die Bundesregierung – 
gegebenenfalls auch eine geschäftsführende  – ih-
ren bestehenden Verpflichtungen nachkommen 
und somit ihre Aufgaben uneingeschränkt erfül-
len kann. Gleichzeitig gilt, dass der neue Haushalts-
gesetzgeber nicht mehr als unbedingt erforderlich 
präjudiziert werden darf. Dadurch wird einer-
seits dem Budgetrecht des Parlaments angemessen 
Rechnung getragen, ohne andererseits die Hand-
lungsfähigkeit des Bundes zu sehr einzuschränken 
oder gar ernsthaft zu gefährden.

Der Große Senat des Bundesrechnungshofes hat 
in einem Beschluss vom 10.  Oktober  2017 darge-
legt, welche Beurteilungsmaßstäbe er bei der Prü-
fung von Maßnahmen im Rahmen der vorläufigen 
Haushaltsführung zugrunde legt. Dieser Beschluss 
ist auf der Internetseite des Bundesrechnungshofs 
verfügbar.2

Erhaltung bestehender 
Einrichtungen und gesetzlich 
beschlossene Maßnahmen

Dazu gehören z. B. laufende Ausgaben für den Ver-
waltungsbetrieb der Verfassungsorgane wie Bun-
destag und Bundesrat oder auch des Bundesrech-
nungshofs, aller Bundesbehörden (neben den 
Ministerien zählen hierzu beispielsweise der Zoll, 
die Bundespolizei, das Technische Hilfswerk oder 
auch die Bundeswehr), aber auch von institutionel-
len Zuwendungsempfängern (nur ein Beispiel von 
vielen: Forschungsgemeinschaften wie die Zen
tren der Helmholtz-Gemeinschaft oder der Fraun-
hofer-Gesellschaft). Sie alle müssen ihr Personal 

2  http://www.bundesfinanzministerium.de/mb/20220132
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weiter bezahlen können, das wiederum Arbeitsmit-
tel benötigt, um seine fortbestehenden Aufgaben 
erfüllen zu können. Der Gedanke eines „Govern-
ment Shutdown“ wie im amerikanischen Rechts-
system ist der deutschen Finanzverfassung also 
fremd. Neue Einrichtungen dürfen aber während 
der vorläufigen Haushaltsführung nicht geschaf-
fen oder in Betrieb genommen werden, es sei denn, 
die Notwendigkeit dazu wäre von überragendem 
Staatsinteresse.

Rechtsverpflichtungen

Vor dem 1.  Januar  2022 entstandene Rechtsver-
pflichtungen muss die Bundesregierung erfüllen 
können. Die Rechtsgrundlage der Verpflichtung  – 
also z. B. Gesetz, Vertrag, Vergleich, Verwaltungsakt 
o. Ä. – spielt dabei keine Rolle. Gesetzliche Rechts-
verpflichtungen sind typischerweise, aber nicht 
nur, Leistungsansprüche wie Elterngeld oder Ar-
beitslosengeld  II. Neue Verpflichtungen darf die 
Bundesregierung während der vorläufigen Haus-
haltsführung nur eingehen, wenn sie durch die bei-
den anderen Tatbestände  (a) und  (c) des Art.  111 
Abs. 1 GG hierzu ermächtigt ist.

Fortsetzungsmaßnahmen und 
Bauten

Darunter versteht man solche Maßnahmen, die 
der frühere Haushaltsgesetzgeber bereits bewil-
ligt hat, indem er sie in vorangegangenen Haus-
haltsplänen  – für das Jahr  2022 also insbesondere 
im Haushaltsplan 2021 – veranschlagt hat. Beson-
dere Bedeutung hat diese Regelung vor allem für 
Förderprogramme. Aber auch für Baumaßnah-
men stellt sie sicher, dass die kontinuierliche, plan- 
und zeitgerechte Durchführung möglicherweise 
bereits weit vorangeschrittener Vorhaben nicht 
aus rein haushaltstechnischen Gründen gefähr-
det wird. Erst in der Planung befindliche Maßnah-
men wiederum dürfen in der Regel in der vorläu-
figen Haushaltsführung nicht begonnen werden. 
Da dem Budgetrecht des Parlaments nicht vorge-
griffen werden darf, dürfen aber andererseits auch 

Maßnahmen, die der frühere Haushaltsgesetzgeber 
zwar beschlossen hatte, nicht fortgesetzt werden, 
wenn das neue Parlament ausdrücklich hat erken-
nen lassen, dass eine bestimmte Maßnahme jetzt 
nicht mehr fortgeführt werden soll.

Rundschreiben des BMF zur 
vorläufigen Haushaltsführung

Gemäß §  5 der Bundeshaushaltsordnung  (BHO) 
erlässt das BMF Vorschriften zur vorläufigen und 
endgültigen Haushaltsführung. Für die vorläufige 
Haushaltsführung  2022 hat der neue Bundesmi-
nister der Finanzen Christian Lindner das Rund-
schreiben vom 21. Dezember 2021 herausgegeben, 
das sich an die Obersten Bundesbehörden richtet, 
für die die darin enthaltenen Vorgaben verbind-
lich sind. Diese geben es, teilweise mit ressortspe-
zifischen Ergänzungen, auch an ihre nachgeordne-
ten Behörden weiter. Das Rundschreiben ist auf der 
Internetseite des Zentralen Finanzwesens des Bun-
des eingestellt.3

Im Prinzip werden darin auch schon allgemeine 
Vorgaben gemacht, die die spätere endgültige 
Haushaltsführung betreffen. Wesentlich für die 
Bewirtschafter der Haushaltsmittel sind aber die 
Ausführungen zu pauschalierten Ermächtigun-
gen während der vorläufigen Haushaltsführung 
und eine Begrenzung der ohne Weiteres verfügba-
ren Ausgaben, welche die Betroffenen naturgemäß 
besonders interessiert: Berechnungsgrundlage 
und Obergrenze der vorläufigen Haushaltsfüh-
rung sind die Ansätze und Haushaltsstrukturen des 
1.  RegE  2022. Soweit die dortigen Veranschlagun-
gen keine Rechtsverpflichtungen oder Investitio-
nen, sondern Verwaltungs- oder Programmausga-
ben betreffen, dürfen die jeweiligen Ansätze  – im 
Rahmen der durch Art.  111  GG gesetzten Gren-
zen – ohne weitere Voraussetzungen bis zur Höhe 
von 45 Prozent genutzt werden. Diese Quote geht 
zum einen davon aus, dass die Ausgaben sich nor-
malerweise gleichmäßig auf das Jahr verteilen  – 
das ist aber keine notwendige Voraussetzung – und 

3  http://www.bundesfinanzministerium.de/mb/20220133
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Vorläufige Haushaltsführung 2022

die vorläufige Haushaltsführung voraussichtlich 
bis Mitte des Jahres beendet sein wird. Zum an-
deren liegt der Gedanke zugrunde, dass im Rah-
men der vorläufigen Haushaltsführung aufgrund 
der restriktiven Vorgaben des Art.  111  GG ver-
schiedene Ausgaben nicht geleistet werden kön-
nen. Somit bildet diese Obergrenze aus dem 
1.  RegE eine Berechnungsgrundlage, aber keine 
Ausgabenermächtigung.

Zum besseren Verständnis ein fiktives Beispiel für 
diese Begrenzung: Für einen bestimmten Verwen-
dungszweck, der nicht der Fortführung der Verwal-
tung, der Erfüllung gesetzlicher Maßnahmen oder 
der Begleichung einer Rechtsverpflichtung dient, 
waren in einem Ausgabetitel im Haushalt  2021 
100  Mio.  Euro veranschlagt; im 1.  RegE  2022 sind 
für den denselben Verwendungszweck im sel-
ben Titel 120  Mio.  Euro veranschlagt. Die rechtli-
che Ermächtigung, für diesen Verwendungszweck 
in der vorläufigen Haushaltsführung überhaupt 
Geld ausgeben zu dürfen, ist Art. 111 Abs. 1 Buch-
stabe c GG; der Ansatz im 1. RegE 2022 gibt aber die 
Obergrenze für die Ausgaben vor und ist zugleich 
die Berechnungsgrundlage für die 45 Prozent (also 
54  Mio.  Euro). War der Verwendungszweck im 
Haushalt 2021 noch gar nicht vorgesehen, handelt 
es sich um eine neue Maßnahme, für die während 
der vorläufigen Haushaltsführung grundsätzlich 
kein Geld ausgegeben werden darf, auch wenn sie 
(neu) im 1. RegE 2022 bereits vorgesehen ist. Dann 
ist abzuwarten, ob der neue Haushaltsgesetzge-
ber diese Maßnahme letztendlich im Bundeshaus-
halt 2022 bestätigt.

Über- und außerplanmäßige 
Ausgaben während der vorläufigen 
Haushaltsführung

Während der regulären Haushaltsführung dürfen 
die vom Parlament bewilligten einzelnen Ansätze 
nur unter den Voraussetzungen des Art.  112  GG 
überschritten werden. Das setzt voraus, dass ein 
Mehrbedarf besteht (das Grundgesetz spricht hier 
von „Bedürfnis“), der

	● nicht anderweitig aus dem Einzelplan gedeckt 
werden kann,

	● bei der Haushaltsaufstellung nicht vorherge-
sehen wurde und

	● sachlich sowie zeitlich unabweisbar sein muss.

Solche unvorhergesehenen und unabweisbaren 
Bedürfnisse können auch während der vorläufi-
gen Haushaltsführung auftreten, wobei hier der 
Maßstab nicht der festgestellte Bundeshaushalt 
sein kann, den es noch nicht gibt, sondern Art. 111 
Abs. 1 GG. Das heißt: Die Bundesregierung ist auch 
während der vorläufigen Haushaltsführung er-
mächtigt, Ausgaben zu leisten, zu denen sie nicht 
nach Art.  111  GG ermächtigt ist, sofern diese im 
Sinne des Art.  112  GG zur Wahrung wesentlicher 
Interessen des Staatswohls sachlich und zeitlich 
unabweisbar sind. Während der vorläufigen Haus-
haltsführung ist an diese Voraussetzungen aller-
dings ein besonders strenger Maßstab anzulegen.

Die Entscheidung über die Bewilligung einer über- 
oder außerplanmäßigen Ausgabe (siehe § 37 BHO) 
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trifft auch während der vorläufigen Haushaltsfüh-
rung stets das BMF auf Antrag eines Ressorts (§ 116 
Abs.  1 Satz  1  BHO). Bei Beträgen ab 5  Mio.  Euro 
und bei bestehenden Rechtsverpflichtungen ab 
50 Mio. Euro ist das Parlament (der Haushaltsaus-
schuss des Deutschen Bundestages) zu informieren.

Bei über- oder außerplanmäßigen Verpflichtungs-
ermächtigungen (die erst in späteren Jahren zu Aus-
gaben führen; siehe § 38 BHO) liegt die Grenze bei 
10 Mio. Euro. Über niedrigere Beträge wird das Parla-
ment im Rahmen einer Gesamtmeldung aller über- 
und außerplanmäßigen Ausgaben und Verpflich-
tungsermächtigungen quartalsweise unterrichtet.

Eine Verpflichtungsermächtigung 
ist die Ermächtigung zum Eingehen von Ver-
pflichtungen zur Leistung von Ausgaben in 
künftigen Jahren.

Finanzielle Auswirkungen der 
vorläufigen Haushaltsführung

Aufgrund der oben dargelegten restriktiven Vorga-
ben des Art. 111 GG ist unterjährig (zunächst) von 
einem verminderten Ausgabeabfluss auszugehen – 
im Vergleich zu einem Mittelabfluss in einem Jahr, 
in dem ab Beginn ein durch Gesetz festgestellter 
Haushaltsplan vorliegt. Allerdings ist eine entspre-
chende Quantifizierung nicht möglich. Daher kön-
nen aus den „üblichen“ Mittelabflüssen in Jahren 
mit einem Haushaltsplan keine belastbaren Rück-
schlüsse auf die Ausgaben während der vorläufigen 
Haushaltsführung gezogen werden.

Quintessenz

Die Bundesregierung ist auch während der vorläu-
figen Haushaltsführung – im Rahmen der zur Wah-
rung des Budgetrechts des Parlaments erforderli-
chen Grenzen – vollständig handlungsfähig.
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Überblick zur aktuellen Lage
Wirtschaft

	● Das reale Bruttoinlandsprodukt (BIP) in Deutschland ist – nach dem pandemiebedingten Einbruch um 
4,6 Prozent im Jahr 2020 – im vergangenen Jahr um 2,7 Prozent gegenüber dem Vorjahr gewachsen. Die 
wirtschaftliche Entwicklung war dabei insbesondere zu Jahresbeginn und -ende infolge hoher Coro-
na-Fallzahlen gedämpft, während sich über den Sommer eine deutliche Erholung einstellte.

	● Auch zum Start ins laufende Jahr dürfte die Pandemie das wirtschaftliche Geschehen noch belasten, 
bevor im weiteren Jahresverlauf mit einer Fortsetzung der Erholung zu rechnen ist. Die Bundesregierung 
erwartet in ihrer Jahresprojektion für 2022, dass das BIP um 3,6 Prozent ansteigt.

	● Der Arbeitsmarkt erholte sich im Verlauf des vergangenen Jahres deutlich. Im Jahresdurchschnitt 2021 
sank die Arbeitslosenquote um 0,2 Prozentpunkte auf 5,7 Prozent; die Kurzarbeit ging spürbar zurück. 
Die Erwerbstätigkeit stieg zwar jahresdurchschnittlich nur geringfügig um 7.000 Personen an, aber auch 
hier war im Jahresverlauf ein deutlicher Zuwachs zu verzeichnen.

	● Die Inflationsrate lag im Dezember weiterhin auf merklich erhöhtem Niveau (5,3 Prozent). Jahresdurch-
schnittlich betrug sie damit 3,1 Prozent nach nur 0,5 Prozent im Jahr 2020. Mit dem Jahreswechsel sind 
nun etwas geringere, wenngleich – vor allem aufgrund der zwischenzeitlich stark gestiegenen Energie-
preise und Lieferengpässe – weiterhin erhöhte Raten zu erwarten. Im Jahresverlauf 2022 dürfte die Infla-
tionsrate voraussichtlich auf ein moderateres Niveau sinken.

Finanzen

	● Der Bundeshaushalt 2021 war wie bereits im Jahr zuvor von der Bekämpfung der Corona-Pandemie und 
der Bewältigung ihrer wirtschaftlichen und sozialen Folgen dominiert. Der Abschluss des Bundeshaus-
halts 2021 erfolgte vorbehaltlich der Verkündung des Zweiten Nachtragshaushalts 2021, der sich derzeit 
noch im Gesetzgebungsverfahren befindet. Der Haushalt wurde mit einer Nettokreditaufnahme (NKA) in 
Höhe von 215,4 Mrd. Euro abgeschlossen. Damit blieb die NKA um rund 24,8 Mrd. Euro unter dem vorge-
sehenen Soll für 2021.

	● Die Einnahmen (ohne Einnahmen aus Umlaufmünzen und ohne besondere Finanzierungsvorgänge) 
beliefen sich im Jahr 2021 nach vorläufigem Ist auf rund 341,0 Mrd. Euro. Damit nahm der Bund rund 
8,7 Mrd. Euro beziehungsweise 2,6 Prozent mehr ein als im Soll des Jahres 2021 nach vorläufigem Stand 
veranschlagt. Im Vergleich zum Vorjahresniveau lag der Zuwachs bei 29,9 Mrd. Euro beziehungsweise 
9,6 Prozent.

	● Die Ausgaben des Bundes (ohne besondere Finanzierungsvorgänge) lagen mit rund 556,6 Mrd. Euro im 
vorläufigen Ist 2021 um rund 16,1 Mrd. Euro beziehungsweise 2,8 Prozent unter dem Soll des Entwurfs 
des Zweiten Nachtragshaushalts. Im Vergleich zum Jahr 2020 stiegen die Ausgaben im Bundeshaushalt 
(ohne besondere Finanzierungsvorgänge) um 26,0 Prozent beziehungsweise 114,8 Mrd. Euro an, nachdem 
sie bereits 2020 das Niveau des Jahres 2019 um 28,7 Prozent überschritten hatten.
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	● Ausführliche Analysen zum Abschluss des Bundeshaushalts finden Sie im Artikel „Vorläufiger Abschluss 
des Bundeshaushalts 2021“ in dieser Ausgabe des Monatsberichts. 

	● Die Steuereinnahmen insgesamt (ohne Gemeindesteuern) lagen im Dezember 2021 um 19,5 Prozent 
über dem Ergebnis vom Dezember 2020. Der Einnahmezuwachs war überwiegend auf das Plus bei den 
Gemeinschaftsteuern (+25,0 Prozent) zurückzuführen. Unter anderem waren bei der Lohnsteuer, den 
Steuern vom Umsatz, der veranlagten Einkommensteuer sowie der Körperschaftsteuer teils beträchtliche 
Steigerungen gegenüber dem Vorjahresmonat festzustellen. Dies dürfte auch die wirtschaftliche Erho-
lung widerspiegeln, die im 2. und 3. Quartal 2021 zu verzeichnen war. Das Aufkommen aus den Bundes-
steuern insgesamt lag im Dezember 2021 um 6,0 Prozent unter dem entsprechenden Steueraufkommen im 
Vorjahresmonat, wesentlich bedingt durch die Abschaffung des Solidaritätszuschlags zum 1. Januar 2021.

Europa

	● Der Monatsbericht Januar beinhaltet einen Rückblick auf die Sitzungen der Eurogruppe und der 
ECOFIN-Ministerinnen und -Minister am 17. und 18. Januar 2022 in Brüssel. Themen der Sitzungen waren 
u. a. die ökonomische Anpassung und Widerstandsfähigkeit des Euroraums im internationalen Vergleich, 
die Eurozonenempfehlungen, die Schwerpunkte der französischen ECOFIN-Ratspräsidentschaft, die Vor-
bereitung des Treffens der G20-Finanzministerinnen und -minister und -Notenbankgouverneurinnen und 
-gouverneure im Februar 2022 sowie die Schwerpunkte der deutschen G7-Präsidentschaft.
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Deutsche Wirtschaft dürfte 
sich nach Zuwachs im 
vergangenen Jahr im Jahres
verlauf 2022 weiter kräftig 
erholen

Die deutsche Wirtschaft konnte im vergangenen 
Jahr einen Teil des pandemiebedingten Rückgangs 
der Wertschöpfung des Jahres 2020 wieder aufho-
len. Das Bruttoinlandsprodukt (BIP) ist laut Schnell-
meldung vom 14.  Januar 2022 des Statistischen 
Bundesamtes im Jahr 2021 um real 2,7 Prozent ge-
genüber dem Vorjahr gestiegen. Die wirtschaftliche 
Entwicklung war dabei im Jahresverlauf weiterhin 
von der Corona-Pandemie geprägt. So kam es im 
1. Quartal zu einem Rückgang der Wirtschaftsleis-
tung, während sinkende Inzidenzzahlen und die 
Fortschritte der Impfkampagne im 2. und 3. Quar-
tal eine deutliche Erholung ermöglichten. Dabei 
zeigte sich verwendungsseitig im Sommerhalbjahr 
vor allem der private Konsum als Triebfeder der ge-
samtwirtschaftlichen Aufwärtsbewegung. Die Ent-
wicklung wurde allerdings zunehmend von Lie-
ferengpässen und Materialknappheiten gebremst, 
insbesondere im Verarbeitenden Gewerbe. Ab dem 
Herbst belasteten darüber hinaus abermals die 
deutliche Zunahme des Infektionsgeschehens so-
wie notwendige verschärfte Eindämmungsmaß-
nahmen die wirtschaftliche Aktivität. Vor diesem 
Hintergrund dürfte die Aufwärtsdynamik zum 
Jahresende hin unterbrochen worden sein. Anga-
ben zur BIP-Entwicklung im 4. Quartal 2021 wer-
den durch das Statistische Bundesamt am 28.  Ja-
nuar 2022 veröffentlicht.

Entstehungsseitig verzeichnete die Bruttowert-
schöpfung im Gesamtjahr  2021 in vielen Wirt-
schaftsbereichen merkliche Zuwächse. Sie 
stieg im Verarbeitenden Gewerbe deutlich ge-
genüber dem Vorjahr und auch die meisten 

Dienstleistungsbereiche konnten ihre Wertschöp-
fung gegenüber dem Jahr  2020 spürbar stei-
gern. Im Baugewerbe, dessen Aktivität trotz Co-
rona-Pandemie im Jahr  2020 zulegte, ging die 
Wertschöpfung  2021 dagegen leicht zurück. Trotz 
der Zuwächse im vergangenen Jahr hat die Wirt-
schaftsleistung in den meisten Wirtschaftsbe-
reichen noch nicht wieder das Vorkrisenniveau 
erreicht. Verwendungsseitig wiesen die Kompo-
nenten in preisbereinigter Rechnung unterschiedli-
che Dynamiken auf. Der private Konsum stagnierte 
im Jahr 2021 und auch die Bruttoanlageinvestitio-
nen stiegen nur verhalten. Dagegen konnte der Au-
ßenhandel den deutlichen Rückgang im Vorjahr 
durch kräftige Zuwächse weitgehend ausgleichen. 
Der Staatskonsum verzeichnete ebenfalls einen Zu-
wachs und wirkte damit weiterhin stützend auf das 
gesamtwirtschaftliche Geschehen.

Es ist zu erwarten, dass die gedämpfte Entwick-
lung der Wirtschaft auch im laufenden Quartal 
anhält. Die Lieferengpässe bei Vorprodukten und 
Rohstoffen sowie die stark gestiegenen Infektions-
zahlen im Zuge der Omikron-Welle belasteten um 
den Jahreswechsel die Stimmung. So mussten so-
wohl das Geschäftsklima des ifo Instituts als auch 
das GfK-Konsumklima im Dezember  2021 erneut 
Dämpfer hinnehmen. Unternehmen wie auch Ver-
braucherinnen und Verbraucher zeigten sich un-
zufriedener mit ihrer derzeitigen Situation. Beson-
ders im Dienstleistungssektor verschlechterte sich 
die Stimmung merklich und die zuvor noch leicht 
optimistischen Erwartungen über die kommenden 
Monate schlugen in Pessimismus um. Demgegen-
über konnte das Geschäftsklima im Verarbeiten-
den Gewerbe nach fünf Rückgängen in Folge wie-
der leicht zulegen.

Unter der Annahme einer sich wieder entspannen-
den Infektionslage sowie abnehmender Liefereng-
pässe wird für das Sommerhalbjahr 2022 mit einer 

Konjunkturentwicklung 
aus finanzpolitischer Sicht
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Gesamtwirtschaft/Einkommen

2021 Veränderung in % gegenüber

Mrd. €  
bzw. Index

gegenüber 
Vorjahr in %

Vorperiode saisonbereinigt Vorjahr 

1. Q 21 2. Q 21 3. Q 21 1. Q 21 2. Q 21 3. Q 21

Bruttoinlandsprodukt¹

Vorjahrespreisbasis (verkettet) 104,8 +2,7 -1,9 +2,0 +1,7 -3,2 +10,4 +2,5 

Jeweilige Preise 3.564 +5,8 -0,2 +1,9 +4,2 -1,5 +11,5 +7,1 

Einkommen¹

Volkseinkommen 2.695 +6,6 +0,2 +1,6 +2,8 +0,3 +13,3 +6,8 

Arbeitnehmerentgelte 1.915 +3,4 -0,6 +0,7 +2,8 -0,4 +5,4 +4,4 

Unternehmens- und Vermö-
genseinkommen

780 +15,4 +2,2 +3,8 +2,8 +1,9 +41,5 +12,8 

Verfügbare Einkommen der 
privaten Haushalte

2.010 +1,8 -0,2 +0,9 +1,8 -0,7 +3,8 +2,7 

Bruttolöhne und -gehälter 1.562 +3,5 -0,9 +0,9 +3,2 -1,2 +6,0 +4,7 

Sparen der privaten Haushalte 311 -5,0 +15,5 -10,8 -26,0 +35,2 -14,8 -15,8

Außenhandel/Umsätze/
Produktion/ 

Auftragseingänge

2020 Veränderung in % gegenüber

Mrd. €  
bzw. 

Index
gegenüber 

Vorjahr in %

Vorperiode saisonbereinigt Vorjahr²

Okt 21 Nov 21
Zweimonats-
durchschnitt Okt 21 Nov 21

Zweimonats-
durchschnitt

In jeweiligen Preisen

Außenhandel (Mrd. €)

Waren-Exporte 1.207 -9,1 +4,2 +1,7 +4,7 +8,2 +12,1 +10,2 

Waren-Importe 1.027 -7,0 +5,2 +3,3 +7,1 +17,4 +19,3 +18,4 

In konstanten Preisen 

Produktion im Produzierenden 
Gewerbe (Index 2015 = 100)

94,6 -7,3 +2,4 -0,2 +2,1 -0,9 -2,4 -1,6

Industrie³ 91,5 -9,6 +3,1 +0,2 +2,5 -1,4 -2,5 -2,0

Bauhauptgewerbe 116,8 +4,2 +0,7 -0,8 +1,4 +1,0 -1,3 -0,2

Umsätze im Produzierenden 
Gewerbe (Index 2015 = 100)

Industrie³ 93,6 -9,1 +3,4 +4,1 +5,5 -2,9 +0,0 -1,4

Inland 92,2 -7,3 +2,7 +3,1 +3,9 -4,1 -2,4 -3,2

Ausland 94,9 -10,9 +4,2 +4,9 +7,0 -1,7 +2,4 +0,4 

Auftragseingang  
(Index 2015 = 100)

Industrie³ 94,9 -6,3 -5,8 +3,7 -3,2 +0,1 +1,3 +0,7 

Inland 97,2 -7,3 +3,4 -2,5 -0,8 +1,4 -2,7 -0,7

Ausland 91,9 -5,0 -11,4 +8,0 -4,7 -0,8 +4,0 +1,6 

Bauhauptgewerbe 122,9 -2,1 -6,2 . +6,3 +1,9 . +5,2 

Umsätze im Handel  
(Index 2015 = 100)

Einzelhandel  
(ohne Kfz, mit Tankstellen)

115,9 +4,5 +0,9 +0,8 +0,9 -2,9 +0,5 -1,2

Handel mit Kfz 111,1 -4,2 -0,4 . +1,6 -9,3 . -7,1

Finanzpolitisch wichtige Wirtschaftsdaten
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kräftigen Fortsetzung der Erholung gerechnet. Der 
Auftragsbestand in der Industrie ist sehr hoch, hier 
besteht  – wie auch bei den privaten Konsumaus-
gaben  – erhebliches Potenzial für starke Impulse, 
auch aus Nachholeffekten. Insgesamt geht die Bun-
desregierung daher in ihrer am 26. Januar im Rah-
men des Jahreswirtschaftsberichts veröffentlichten 
Jahresprojektion für  2022 von einem Anstieg des 
realen BIP in Höhe von 3,6 Prozent aus.

Die Steuereinnahmen insgesamt (ohne Gemein-
desteuern) lagen im Dezember 2021 um 25,0 Pro-
zent über dem Ergebnis vom Dezember 2020. Das 
beträchtliche Plus gegenüber dem Vorjahresmo-
nat war auch auf Sonderfaktoren wie die tem-
poräre Senkung der Umsatzsteuersätze im Vorjahr 
und einen Buchungseffekt bei der Einfuhrum-
satzsteuer zurückzuführen (s.  a. Bericht zur Ent-
wicklung der Steuereinnahmen in dieser Aus-
gabe). Ein beträchtlicher Teil des Zuwachses hing 
aber wohl auch mit der wirtschaftlichen Erholung 

im Jahresverlauf  2021 zusammen. Insgesamt stieg 
das Steueraufkommen (ohne Gemeindesteuern) 
im Jahr  2021 um 11,5  Prozent gegenüber dem 
Jahr 2020 (s. a. Bericht zu den Steuereinnahmen des 
Bundes und der Länder im Haushaltsjahr  2021 in 
dieser Ausgabe).

Weiterer Anstieg der Waren
ausfuhren und Wareneinfuhren 
im November 2021

Der Warenhandel verzeichnete auch im Novem-
ber 2021 einen spürbaren Zuwachs, wenngleich die 
Dynamik geringer ausfiel als im Vormonat. Die no-
minalen Warenexporte stiegen dabei saisonberei-
nigt um 1,7 Prozent gegenüber Vormonat und la-
gen um 12,1 Prozent höher als im Vorjahresmonat. 
Die nominalen Warenimporte stiegen saisonbe-
reinigt um 3,3  Prozent gegenüber dem Vormonat 

58

Arbeitsmarkt

2021 Veränderung in Tausend gegenüber

Personen 
Mio.

gegenüber 
Vorjahr in %

Vorperiode saisonbereinigt Vorjahr 

Okt 21 Nov 21 Dez 21 Okt 21 Nov 21 Dez 21

Arbeitslose  
(nationale Abgrenzung nach BA)

2,61 -3,0 -40 -34 -23 -383 -382 -378

Erwerbstätige, Inland 44,91 +0,0 +37 +43 . +316 +403 .

Sozialversicherungspflichtig 
Beschäftigte  

. . +37 . . +504 . .

Preisindizes 
2015 = 100

2021 .

Index
gegenüber 

Vorjahr in %

Vorperiode Vorjahr 

Okt 21 Nov 21 Dez 21 Okt 21 Nov 21 Dez 21

Importpreise . . +3,8 +3,0 . +21,7 +24,7 .

Erzeugerpreise gewerbliche Produkte . . +3,8 +0,8 . +18,4 +19,2 .

Verbraucherpreise 109,1 +3,1 +0,5 -0,2 +0,5 +4,5 +5,2 +5,3 

ifo Geschäftsklima 
Deutschland

saisonbereinigte Salden

Mai 21 Jun 21 Jul 21 Aug 21 Sep 21 Okt 21 Nov 21 Dez 21

Klima +16,6 +22,4 +20,4 +18,3 +16,5 +13,9 +11,1 +7,0 

Geschäftslage +19,0 +28,3 +29,2 +31,6 +29,1 +28,4 +25,7 +20,8 

Geschäftserwartungen +14,1 +16,5 +11,9 +5,7 +4,5 +0,3 -2,5 -5,9

1  Stand: Januar 2022; Bruttoinlandsprodukt 2021: Schnellmeldung des Statistischen Bundesamtes (14. Januar 2022).
2  Produktion arbeitstäglich, Umsatz, Auftragseingang Industrie kalenderbereinigt, Auftragseingang Bauhauptgewerbe saisonbereinigt.
3  Ohne Energie.
Quellen: Statistisches Bundesamt, Bundesagentur für Arbeit, Deutsche Bundesbank, ifo Institut, eigene Berechnungen

noch: Finanzpolitisch wichtige Wirtschaftsdaten
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und lagen 19,3 Prozent über dem Niveau des Vor-
jahresmonats. Der deutliche Anstieg im Jahresver-
lauf trug auch dazu bei, dass das Aufkommen der 
Einfuhrumsatzsteuer zuletzt deutlich über den 
Werten im Vergleichszeitraum 2020 lag. Die Bilanz 
des Warenhandels nach Ursprungswerten mit Er-
gänzungen zum Außenhandel lag im Zeitraum Ja-
nuar bis November  2021 mit 175,1  Mrd.  Euro um 
0,4 Mrd. Euro unter dem Vorjahresniveau. Der Leis-
tungsbilanzüberschuss lag im selben Zeitraum 
mit 223,7 Mrd. Euro um 15,5 Mrd. Euro über dem 
Vorjahresniveau.

Global betrachtet hatte der Welthandel gemäß 
CPB World Trade Monitor im Oktober  2021 ei-
nen spürbaren Zuwachs zu verzeichnen (+1,6 Pro-
zent gegenüber Vormonat). Auch die globale Indus-
trieproduktion legte gegenüber dem Vormonat zu 
(+0,8  Prozent). Welthandel und Industrieproduk-
tion hatten sich in den Monaten davor angesichts 
der Lieferkettenprobleme beziehungsweise Liefer-
engpässe auf hohem Niveau tendenziell leicht ab-
wärtsgerichtet gezeigt.

Die mit der Pandemie einhergehenden Beeinträch-
tigungen globaler Lieferketten dürften die deut-
sche Außenhandelsdynamik allerdings auch noch 
weiter beeinflussen. Gemäß Kiel Trade Indicator 
dürfte die Entwicklung der deutschen Warenex-
porte im Dezember  2021 einen leichten Dämpfer 
verzeichnet haben. Zudem hat sich laut Umfrage 
des ifo Instituts die Stimmung unter den Exporteu-
ren im Dezember 2021 wieder etwas verschlechtert.

Produzierendes Gewerbe 
mit Seitwärtsbewegung im 
November 2021

Nach dem Plus zu Beginn des 4. Quartals ging die 
Produktion im November  2021 mit saisonberei-
nigt -0,2  Prozent gegenüber dem Vormonat ge-
ringfügig zurück. Im Vergleich zum Vorjahres-
monat lag die Produktion dabei um 2,4  Prozent 
niedriger und zum Produktionsniveau des Vorkri-
senmonats Februar  2020 fehlten 7,0  Prozent. Die 

Industrieproduktion ohne Energie und Bauge-
werbe stieg im November gegenüber Oktober 2021 
geringfügig um 0,2  Prozent. Innerhalb der Indus-
trie nahm die Produktion von Vorleistungsgütern 
und Konsumgütern jeweils um 0,8 Prozent zu. Die 
Produktion von Investitionsgütern sank dagegen 
um 0,6 Prozent. Dabei entwickelten sich die Bran-
chen recht unterschiedlich: Beispielsweise sank 
die Produktion im Maschinenbau um 3,6 Prozent, 
während sie bei der Herstellung von Kraftwagen 
und Kraftwagenteilen um 4,1 Prozent stieg.

Umsätze und Auftragseingänge verzeichneten im 
November  2021 wieder merkliche Zuwächse. Der 
Umsatz im Verarbeitenden Gewerbe lag saisonbe-
reinigt um 4,1 Prozent höher als im Vormonat und 
0,3 Prozent über dem Vorjahresniveau. Gegenüber 
dem Vorkrisenmonat Februar 2020 war der Umsatz 
um 3,4  Prozent niedriger. Die Auftragseingänge 
legten im November  2021 insgesamt spürbar um 
3,7  Prozent gegenüber dem Vormonat zu. Im Be-
reich der Herstellung von Kraftwagen und Kraft-
wagenteilen stieg beispielsweise der Auftragsein-
gang um 7,0 Prozent und überkompensierte damit 
seine Verluste vom Vormonat. Gegenüber dem Vor-
jahresmonat lagen die Auftragseingänge über alle 
Branchen hinweg um 1,3  Prozent höher. Gegen-
über dem Vorkrisenmonat Februar 2020 entspricht 
dies einem Plus von 6,6  Prozent. Die Diskrepanz 
zwischen realisierter Produktion und vorhandenen 
Aufträgen stieg damit weiter an, da die Produktion 
nach wie vor durch Lieferengpässe bei Vorproduk-
ten und Rohstoffen gebremst wird. Laut ifo Institut 
verschärfte sich die Situation im Dezember  2021 
sogar nochmal etwas: rund 82 Prozent der Unter-
nehmen berichteten von Beschaffungsproblemen 
(nach 74  Prozent im November  2021). Dennoch 
verbesserte sich das ifo Geschäftsklima im Verar-
beitenden Gewerbe im Dezember  2021 etwas, da 
die Unternehmen von leicht optimistischeren Er-
wartungen berichteten.

Die Bauproduktion sank im November  2021 um 
saisonbereinigt 0,8  Prozent. Laut ifo Institut ging 
hier die Materialknappheit zum Jahresende auf 
nach wie vor hohem Niveau zwar zurück; insbe-
sondere bei Holz und Stahl zeichnete sich etwas 
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Entspannung ab. Dennoch rechnen die Unterneh-
men laut Befragungen damit, in den nächsten Mo-
naten Preisanpassungen vornehmen zu müssen. 
Im Bauhauptgewerbe sank das ifo Geschäftsklima 
im Dezember 2021 spürbar, da sowohl die aktuelle 
Geschäftslage als auch die Erwartungen über die 
kommenden Monate nochmals schlechter einge-
schätzt wurden.

Einzelhandel mit Umsatzplus 
trotz Lieferengpässen und 
Infektionsgeschehen

Die Umsätze der Einzelhandelsunternehmen stie-
gen im November 2021 trotz coronabedingter Auf-
lagen und Lieferengpässe in preis-, kalender- und 
saisonbereinigter Rechnung gegenüber dem Vor-
monat leicht um 0,6  Prozent an. Damit befanden 
sie sich um 5,9 Prozent über dem Niveau des Vor-
krisenmonats Februar  2020. Gegenüber dem Vor-
jahresmonat November  2020 sank der Umsatz 
preisbereinigt um 2,9  Prozent. Dabei konnten ge-
genüber Oktober  2021 sowohl im Bereich der Le-
bensmittel, Getränke und Tabakwaren als auch im 
Handel mit Nicht-Lebensmitteln Zuwächse ver-
zeichnet werden. Zwischen den Bereichen zeigten 
sich deutliche Unterschiede: Während im Novem-
ber  2021 beispielsweise der (stationäre) Einzel-
handel mit Textilien, Bekleidung, Schuhen und 
Lederwaren noch um 6,2 Prozent unter dem Vor-
krisenniveau lag, verzeichneten der Einzelhan-
del mit Waren verschiedener Art (z. B. Waren- und 
Kaufhäuser) und der Handel mit Einrichtungs-
gegenständen, Haushaltsgeräten und Baubedarf 
demgegenüber zum Teil deutliche Zuwächse seit 
Beginn der Corona-Pandemie (+9,9 Prozent bezie-
hungsweise +2,2  Prozent). Der Internet- und Ver-
sandhandel setzte trotz mutmaßlich umsatzstarker 
Sonderverkaufsaktionen rund um den Black Fri-
day 3,1  Prozent weniger um als im Oktober  2021, 
lag aber mit einem Plus von 30,3 Prozent weiterhin 
sehr deutlich über dem Vorkrisenniveau.

Insgesamt dürfte der Einzelhandel (ohne Kfz) im 
Jahr  2021 (nach Ursprungswerten) gemäß Schät-
zung des Statistischen Bundesamts ein Umsatzplus 
von real 0,9 Prozent gegenüber dem Jahr 2020 er-
zielt haben. Das dürfte, u. a. neben der verringerten 
Basis des Vorjahres aufgrund der temporären Um-
satzsteuersatzsenkung im 2. Halbjahr 2020 und an-
derer steuerlicher Maßnahmen zur Abfederung der 
Folgen der Pandemie, dazu beigetragen haben, dass 
die Steuern vom Umsatz  2021 ein deutliches Plus 
gegenüber dem Jahr 2020 zu verzeichnen hatten.

Ebenso wie im Verarbeitenden Gewerbe sind die 
Lieferengpässe aber derzeit auch im Einzelhan-
del ein dämpfender Faktor. Laut ifo Institut haben 
sich diese im Dezember weiter verschärft. Bei rund 
82  Prozent der befragten Händler konnten nicht 
alle bestellten Waren geliefert werden (nach 78 Pro-
zent im November 2021). Besonders stark betroffen 
waren hiervon elektrische Haushaltsgeräte sowie 
Unterhaltungselektronik, aber auch Baumärkte, 
Fahrrad- und Möbelhändler erhielten weniger Pro-
dukte als gewünscht. Vor diesem Hintergrund, und 
wohl auch aufgrund der wieder verschärften Pan-
demielage und der damit einhergehenden Ein-
schränkungen, sank das ifo  Geschäftsklima im 
Handel zum Jahresende deutlich. Die Händler wa-
ren im Dezember  2021 nicht nur unzufriedener 
mit ihrer aktuellen Geschäftslage, sondern blickten 
auch pessimistischer auf die nächsten Monate.

Nachfrageseitig sind gemäß GfK-Befragungen die 
Konjunktur- und Einkommenserwartungen so-
wie die Anschaffungsneigung der Verbraucherin-
nen und Verbraucher im Dezember 2021 deutlich 
gesunken. Daher dürfte sich der private Konsum in 
den nächsten Monaten zunächst weiterhin durch 
das Pandemiegeschehen beeinflusst zeigen. Auch 
aufgrund der während der Krise aufgebauten zu-
sätzlichen Ersparnisse der Konsumentinnen und 
Konsumenten sind aber im weiteren Jahresverlauf 
deutliche konjunkturelle Impulse zu erwarten, ins-
besondere sobald die Infektionslage wieder ver-
stärkte Aktivitäten zulässt.
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BIP-Wachstum und ifo Geschäftsklima Deutschland
Salden                                                                                                                                                                      in %

Im April 2018 löste das ifo Geschäftsklima Deutschland den bisherigen Index für die Gewerbliche Wirtschaft ab.
Quellen: Statistisches Bundesamt; ifo Institut, eigene Berechnungen
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Deutliche Erholung am Arbeits
markt im vergangenen Jahr

Die Arbeitslosigkeit sank im Verlauf des vergan-
genen Jahres kräftig. Im Jahresdurchschnitt  2021 
waren in Deutschland 2,61  Millionen Personen 
arbeitslos; dies entspricht einem Rückgang der Ar-
beitslosenquote um 0,2 Prozentpunkte auf 5,7 Pro-
zent. Dies macht sich, ebenso wie die im Verlauf des 

Jahres 2021 gestiegene Erwerbstätigkeit und deut-
lich zurückgegangene Kurzarbeit, in einem merkli-
chen Plus bei der Lohnsteuer gegenüber dem Vor-
jahr bemerkbar.

Im 4.  Quartal zeigte sich der Arbeitsmarkt da-
bei trotz des dynamischen Infektionsgesche-
hens insgesamt robust. Im Dezember 2021 lag die 
Zahl der als arbeitslos registrierten Personen nach 
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Ursprungswerten bei 2,33 Millionen Personen. Das 
waren rund 378.000 Personen weniger als im Vor-
jahresmonat. Saisonbereinigt nahm die Arbeitslo-
senzahl gegenüber dem Vormonat merklich um 
rund 23.000  Personen ab. Die Arbeitslosenquote 
sank so um 0,1 Prozentpunkte auf 5,2 Prozent.

Erwerbstätig waren im November 2021 nach Inlän-
derkonzept und Ursprungswerten 45,3  Millionen 
Personen, ein kräftiger Anstieg um 378.000 Perso-
nen gegenüber dem Vorjahresmonat. Auch im Ver-
gleich zum Vormonat stieg die Erwerbstätigkeit 
mit 37.000 Personen spürbar an. Die sozialversiche-
rungspflichtige Beschäftigung befindet sich bereits 
wieder über dem Vorkrisenniveau: Sie lag nach An-
gaben der Bundesagentur für Arbeit (BA) im Okto-
ber 2021 bei 34,4 Millionen Personen (+1,5 Prozent 
gegenüber Vorjahresmonat).

Nach Hochrechnungen der  BA erhielten im Ok-
tober  2021 710.000  Beschäftigte konjunkturel-
les Kurzarbeitergeld  – ein leichter Rückgang ge-
genüber September  2021. Das ifo Institut geht 
von einem deutlichen Anstieg der Kurzarbeit bis 
Jahresende 2021 auf 879.000 Personen aus, da ins-
besondere in Gastgewerbe und Einzelhandel die 
Inanspruchnahme der Kurzarbeit wieder ausge-
weitet wurde.

Die als Frühindikatoren dienenden Barometer des 
ifo Instituts und des Instituts für Arbeitsmarkt- 
und Berufsforschung haben sich nach starken Zu-
wächsen im Jahresverlauf 2021 am aktuellen Rand 
wieder etwas abgeflacht. Dabei ist aber weiterhin 
mit einer leicht steigenden Tendenz der Beschäfti-
gung, insbesondere im Verarbeitenden Gewerbe, zu 
rechnen. Die Bundesregierung erwartet für das lau-
fende Jahr im Zuge der weiteren wirtschaftlichen 
Erholung auch eine Fortsetzung der positiven Ent-
wicklungen am Arbeitsmarkt.

Inflationsrate zum Jahresende 
weiterhin deutlich erhöht

Die Inflationsrate (Veränderung des Verbraucher-
preisindex gegenüber dem Vorjahresmonat) befand 
sich auch im Dezember  2021 auf deutlich erhöh-
tem Niveau. Sie lag bei 5,3  Prozent und legte da-
mit gegenüber dem Vormonat (5,2 Prozent) noch-
mals geringfügig zu. Der stärkste Impuls ging dabei 
weiterhin vom Anstieg der Rate für Energie aus. Die 
Kerninflationsrate ohne Energie und Lebensmittel 
lag im Dezember 2021 bei 3,7 Prozent.

Im Einzelnen betrug die Inflationsrate beim Ge-
samtindex für Waren 7,8  Prozent (nach 7,9  Pro-
zent im November  2021), darunter 18,3  Prozent 
für Energie (nach 22,1 Prozent) und 6,0 Prozent für 
Nahrungsmittel (nach 4,5  Prozent). Die jährliche 
Veränderungsrate des Index für Dienstleistungen 
stieg etwas auf 3,1 Prozent (nach 2,9 Prozent), da-
runter ein Plus von 1,5 Prozent (nach 1,4 Prozent) 
bei Wohnungsmieten.

Zum Jahresanfang 2022 dürfte die Inflationsrate et-
was zurückgehen, wenn Basiseffekte aus der tem-
porären Senkung der Umsatzsteuersätze und, 
quantitativ weniger gewichtig, der Einführung 
der nationalen CO2 -Bepreisung wegfallen bezie-
hungsweise nachlassen. Dennoch dürfte die Rate 
zunächst weiterhin auf einem gegenüber den Vor-
krisenjahren merklich erhöhtem Niveau liegen, 
wenn sich vor allem die Weitergabe des mit Ener-
giepreisen, Lieferengpässen und pandemiebeding-
ten Schwierigkeiten zusammenhängenden sehr 
starken Anstiegs der Erzeugerpreise an die Ver-
braucherinnen und Verbraucher fortsetzt. Im Jah-
resverlauf 2022 ist dann mit weiteren Rückgängen 
der Inflationsrate auf ein moderateres Niveau zu 
rechnen.

62



A
kt

ue
lle

 W
irt

sc
ha

ft
s-

 u
nd

 F
in

an
zl

ag
e

63

Aktuelle Wirtschafts- und Finanzlage Monatsbericht des BMF 
Januar 2022

Steuereinnahmen im Dezember 2021

Die Steuereinnahmen insgesamt (ohne Gemein-
desteuern) lagen im Dezember 2021 um 19,5 Pro-
zent über dem Ergebnis vom Dezember 2020. Der 
Einnahmezuwachs war überwiegend auf das Plus 
bei den Gemeinschaftsteuern (+25,0  Prozent) zu-
rückzuführen. Unter anderem waren bei der 
Lohnsteuer, den Steuern vom Umsatz, der ver-
anlagten Einkommensteuer sowie der Körper-
schaftsteuer teils beträchtliche Steigerungen ge-
genüber dem Vorjahresmonat festzustellen. Dies 
dürfte auch die wirtschaftliche Erholung wider-
spiegeln, die im 2. und 3. Quartal 2021 zu verzeich-
nen war und in deren Folge das Bruttoinlandspro-
dukt  2021 insgesamt um 2,7  Prozent gegenüber 
dem Vorjahr zulegen konnte (s. a. Bericht zur kon-
junkturellen Entwicklung in dieser Ausgabe). Da
rüber hinaus resultierte der jetzige Anstieg auch 
aus der niedrigeren Basis zum Vergleichszeitpunkt, 
als das Aufkommen der Steuern vom Umsatz ins-
besondere durch die temporäre Steuersatzsenkung 
im 2.  Halbjahr  2020 beträchtlich reduziert wor-
den war. Zudem ergab sich bei der Einfuhrumsatz-
steuer aufgrund eines kassentechnischen Effekts 
eine Aufkommensverschiebung vom November 
in den Dezember  2021 und somit ein merkliches 
Mehraufkommen. Alles in allem entwickelten sich 
die Steuereinnahmen aus Gemeinschaftsteuern im 
Dezember 2021 – auch unter Berücksichtigung der 
Sondereffekte  – deutlich besser als erwartet. Bei 
den Bundessteuern ergab sich im Dezember  2021 
dagegen ein Einnahmerückgang um 6,0  Prozent 
gegenüber dem Vorjahresmonat. Die Einnahmen 
aus den Ländersteuern wiesen hingegen einen star-
ken Anstieg um 10,9 Prozent auf.

EU-Eigenmittel

Im Berichtsmonat Dezember  2021 lagen die Zah-
lungen von EU-Eigenmitteln inklusive der Zölle um 
rund 2,3 Mrd. Euro (-65,7 Prozent) unter dem durch 
einen Sondereffekt (rückwirkende Abrechnung Be-
richtigungshaushalt) geprägten Ergebnis im De-
zember 2020. Die monatlichen Anforderungen der 

Europäischen Union (EU) orientieren sich grund-
sätzlich an dem jeweils gültigen Jahreshaushalt 
der EU und können aufgrund des jeweiligen Finan-
zierungsbedarfs der EU, z. B. durch das Inkrafttre-
ten von Berichtigungshaushalten, Schwankungen 
unterworfen sein.

Gesamtüberblick im 
Haushaltsjahr 2021

Im Haushaltsjahr 2021 stieg das Steueraufkommen 
insgesamt (ohne Gemeindesteuern) um 11,5  Pro-
zent gegenüber dem Haushaltsjahr  2020. Die Ein-
nahmen aus den Gemeinschaftsteuern erhöhten 
sich dabei um 15,0  Prozent; das Aufkommen der 
Bundessteuern ging um 7,1  Prozent zurück; die 
Ländersteuern verzeichneten einen Einnahmezu-
wachs um 13,8  Prozent (s.  a. Bericht zu den Steu-
ereinnahmen im Haushaltsjahr  2021 in dieser 
Ausgabe).

Verteilung auf Bund, Länder 
und Gemeinden

Die Steuereinnahmen des Bundes nach Verrech-
nung von Bundesergänzungszuweisungen ver-
zeichneten im Dezember  2021 einen Anstieg um 
25,9  Prozent gegenüber dem Ergebnis vom De-
zember 2020. Die Einnahmen des Bundes aus den 
Gemeinschaftsteuern stiegen dabei mit 30,2  Pro-
zent stärker als das Steueraufkommen der Gemein-
schaftsteuern insgesamt (+25,0  Prozent). Dies war 
darauf zurückzuführen, dass der Bundesanteil am 
Aufkommen der Steuern vom Umsatz einen Zu-
wachs von 61,1  Prozent verzeichnete, während 
das Aufkommen der Steuern vom Umsatz insge-
samt etwas weniger stark um 40,5 Prozent anstieg. 
Der Bund ist gemäß § 1 Abs. 1 Finanzausgleichsge-
setz mit rund 52,81 Prozent am Aufkommen betei-
ligt. Dieser Anteil wird im Weiteren durch die Zu-
weisung von Festbeträgen vom Bund an die Länder 
und Gemeinden gemindert. Bei gleichbleibenden 
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Festbeträgen liegt der Anteil des Bundes bei hö-
herem Umsatzsteueraufkommen höher. Die Ein-
nahmen des Bundes aus den Bundessteuern ver-
ringerten sich dagegen gegenüber Dezember 2020 
um 6,0  Prozent. Zudem stiegen die Bundesergän-
zungszuweisungen sowie die Regionalisierungs-
mittel  (öffentlicher Personennahverkehr) an die 

Länder. Demgegenüber hatte der Bund geringere 
Eigenmittelabführungen an die  EU zu leisten als 
im Vorjahresmonat (s. o.).

Auch die Länder verbuchten im Dezember  2021 
einen deutlichen Anstieg ihrer Steuereinnahmen 
um 21,7  Prozent gegenüber dem Vorjahresmonat. 

64

2021

Dezember

Veränderung 
gegenüber 

Vorjahr 
Januar bis 
Dezember

Veränderung 
gegenüber 

Vorjahr 
Schätzungen 

für 20214

Veränderung 
gegenüber 

Vorjahr

in Mio. Euro in % in Mio. Euro in % in Mio. Euro in %

Gemeinschaftsteuern

Lohnsteuer² 28.118 +5,5 218.407 +4,4 217.950 +4,1

Veranlagte Einkommensteuer 19.759 +19,7 72.342 +22,7 69.300 +17,5

Nicht veranlagte Steuern vom Ertrag 5.112 +78,9 27.394 +27,4 23.950 +11,4

Abgeltungsteuer auf Zins- und 
Veräußerungserträge (einschließlich 
ehemaligem Zinsabschlag)

1.156 +55,3 10.029 +48,3 9.500 +40,5

Körperschaftsteuer 11.404 +41,2 42.124 +73,6 38.900 +60,3

Steuern vom Umsatz 27.016 +40,5 250.800 +14,3 246.500 +12,3

Gewerbesteuerumlage 1.034 +27,7 4.951 +30,3 4.882 +28,5

Erhöhte Gewerbesteuerumlage 0  -100,0 -0 X 0 X

Gemeinschaftsteuern insgesamt 93.600 +25,0 626.048 +15,0 610.982 +12,3

Bundessteuern

Energiesteuer 7.984 +2,0 37.120  -1,4 37.050  -1,6

Tabaksteuer 1.936  -3,0 14.733 +0,6 14.560  -0,6

Alkoholsteuer 289  -20,9 2.089  -6,7 2.000  -10,6

Versicherungsteuer 730 +1,8 14.980 +2,9 14.960 +2,8

Stromsteuer 612 +7,2 6.691 +2,0 6.670 +1,7

Kraftfahrzeugsteuer 645  -6,4 9.546 +0,2 9.470  -0,6

Luftverkehrsteuer 68 +111,3 566 +93,7 560 +91,7

Solidaritätszuschlag 2.059  -31,9 11.028  -41,0 11.500  -38,4

Übrige Bundessteuern 157  -13,0 1.418  -5,5 1.413  -5,8

Bundessteuern insgesamt 14.480  -6,0 98.171  -7,1 98.183  -7,1

Ländersteuern

Erbschaftsteuer 906 +11,1 9.824 +14,2 9.100 +5,8

Grunderwerbsteuer 1.680 +10,9 18.335 +14,2 18.150 +13,0

Rennwett- und Lotteriesteuer 234 +14,2 2.333 +14,1 2.340 +14,5

Biersteuer 46 +0,4 584 +3,2 590 +4,2

Übrige Ländersteuern 43 +3,7 537 +5,3 535 +5,0

Ländersteuern insgesamt 2.909 +10,9 31.613 +13,8 30.715 +10,6

Entwicklung der Steuereinnahmen (ohne reine Gemeindesteuern) im laufenden Jahr¹ 
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Der oben beschriebene Mechanismus der Umsatz-
steuerverteilung führte dabei zu einem im Ver-
gleich mit dem Bund geringeren Anstieg der Ein-
nahmen der Länder aus den Steuern vom Umsatz 
(+28,6  Prozent) und aus den Gemeinschaftsteu-
ern insgesamt (+23,1  Prozent). Darüber hinaus 
war bei den Ländersteuern ein deutliches Plus von 
10,9 Prozent zu verzeichnen. Ferner stiegen die Ein-
nahmen der Länder aus Bundesergänzungszuwei-
sungen (+8,8 Prozent) sowie aus Regionalisierungs-
mitteln (+29,0 Prozent).

Gemeinschaftsteuern

Lohnsteuer

Das Bruttoaufkommen der Lohnsteuer lag im De-
zember 2021 – trotz der einnahmemindernden Ent-
lastungen der Steuerzahlerinnen und Steuerzahler 
in diesem Jahr durch die Erhöhung des Grundfrei-
betrags sowie die Verschiebung der übrigen 

Tarifeckwerte – um 5,4 Prozent über dem Aufkom-
men im Vorjahresmonat. Hierin spiegelte sich vor 
allem die gegenüber dem Vorjahreszeitraum deut-
lich günstigere Lage am Arbeitsmarkt wider. Das aus 
dem Lohnsteueraufkommen ausgezahlte Kinder-
geld lag – infolge der Kindergelderhöhung zu Jahres-
anfang 2021 – um 4,7 Prozent über dem Kindergeld-
aufkommen im Dezember 2020. Im Ergebnis erhöhte 
sich das kassenmäßige Lohnsteueraufkommen im 
Vergleich zum Dezember  2020 um 5,5  Prozent. Im 
Haushaltsjahr 2021 lag das kassenmäßige Lohnsteu-
eraufkommen damit um insgesamt 4,4 Prozent über 
dem Niveau des Vorjahreszeitraums.

Körperschaftsteuer

Im aufkommensstarken Vorauszahlungsmonat 
Dezember stieg das Körperschaftsteueraufkom-
men brutto um 41,2 Prozent gegenüber dem Vor-
jahreszeitraum. Ursache waren vor allem die Vo
rauszahlungen für das Jahr 2021, wozu die deutliche 
konjunkturelle Erholung beigetragen haben dürfte. 

2021

Dezember

Veränderung 
gegenüber 

Vorjahr 
Januar bis 
Dezember

Veränderung 
gegenüber 

Vorjahr 
Schätzungen 

für 20214

Veränderung 
gegenüber 

Vorjahr

in Mio. Euro in % in Mio. Euro in % in Mio. Euro in %

EU-Eigenmittel

Zölle 545 +34,1 5.122 +8,2 4.850 +3,1

Mehrwertsteuer-Eigenmittel 352 +72,3 4.416 +78,6 4.420 +78,7

BNE-Eigenmittel 298  -89,7 28.683 +12,0 28.280 +10,4

EU-Eigenmittel insgesamt 1.195  -65,7 38.222 +16,5 38.870 +18,5

Bund³ 52.942 +25,9 313.667 +10,8 305.431 +7,9

Länder³ 49.136 +21,7 355.088 +12,3 347.128 +9,7

EU 1.195  -65,7 38.222 +16,5 38.870 +18,5

Gemeindeanteil an der Einkommen- und 
Umsatzsteuer

8.262 +11,4 53.976 +7,7 53.302 +6,4

Steueraufkommen insgesamt (ohne 
Gemeindesteuern)

111.534 +19,5 760.953 +11,5 744.730 +9,1

1  Methodik: Kassenmäßige Verbuchung der Einzelsteuer insgesamt und Aufteilung auf die Ebenen entsprechend den gesetzlich 
festgelegten Anteilen. Aus kassentechnischen Gründen können die tatsächlich von den einzelnen Gebietskörperschaften im 
laufenden Monat vereinnahmten Steuerbeträge von den Sollgrößen abweichen.

2  Nach Abzug der Kindergelderstattung durch das Bundeszentralamt für Steuern.
3  Nach Ergänzungszuweisungen; Abweichung zu Tabelle „Einnahmen des Bundes“ ist methodisch bedingt (vergleiche Fußnote 1).
4  Ergebnis Arbeitskreis „Steuerschätzungen“ vom November 2021.
Quelle: Bundesministerium der Finanzen

noch: Entwicklung der Steuereinnahmen (ohne reine Gemeindesteuern) im laufenden Jahr¹
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Aus dem Bruttoaufkommen wurden geringe Be-
träge an Forschungs- und Investitionszulage aus-
gezahlt. Im Ergebnis war der Einfluss auf das kas-
senmäßige Körperschaftsteueraufkommen mit 
einem Volumen von insgesamt rund 5,7 Mio. Euro 
marginal. Im Haushaltsjahr 2021 lag das kassenmä-
ßige Körperschaftsteueraufkommen insgesamt um 
73,6 Prozent höher als im Vorjahreszeitraum.

Veranlagte Einkommensteuer

Analog zum Aufkommen aus der Körperschafts-
steuer hatte auch das Aufkommen aus veranlag-
ter Einkommensteuer brutto im Vorauszahlungs-
monat Dezember  2021 einen Anstieg gegenüber 
Dezember  2020 zu verzeichnen, wenn auch mit 
+18,4  Prozent weniger deutlich. Vom Bruttoauf-
kommen waren die Arbeitnehmererstattungen ab-
zuziehen, deren Niveau 21,9  Prozent niedriger als 
im Dezember  2020 lag. Zudem waren in gerin-
gem Ausmaß noch Investitions-, Forschungs- und 
Eigenheimzulagen zu berücksichtigen. Per saldo 
stieg das kassenmäßige Aufkommen aus veranlag-
ter Einkommensteuer um 19,7 Prozent gegenüber 
Dezember 2020. Im Haushaltsjahr 2021 lag das kas-
senmäßige Aufkommen aus veranlagter Einkom-
mensteuer insgesamt um 22,7  Prozent über dem 
Niveau des Vorjahreszeitraums.

Nicht veranlagte Steuern vom 
Ertrag

Im Dezember  2021 lag das Bruttoaufkommen 
der nicht veranlagten Steuern vom Ertrag um 
70,5  Prozent über demjenigen im Vorjahresmo-
nat. Aus dem Bruttoaufkommen wurden rund 
40  Mio.  Euro Erstattungen durch das Bundeszen
tralamt für Steuern geleistet (-75,7 Prozent gegen-
über Dezember 2020). Insgesamt ergab sich damit 
ein Anstieg des Kassenaufkommens der nicht ver-
anlagten Steuern vom Ertrag um 78,9 Prozent ge-
genüber Dezember 2020. Im Haushaltsjahr 2021 lag 
das kassenmäßige Aufkommen der nicht veranlag-
ten Steuern vom Ertrag insgesamt um 27,4 Prozent 
über dem Niveau des Vorjahreszeitraums.

Abgeltungsteuer auf Zins- und 
Veräußerungserträge

Das Aufkommen aus der Abgeltungsteuer auf Zins- 
und Veräußerungserträge verzeichnete im Vergleich 
zum Dezember 2020 einen Anstieg um 55,3 Prozent. 
Im Haushaltsjahr 2021 stieg das kassenmäßige Auf-
kommen insgesamt um 48,3 Prozent gegenüber Vor-
jahreszeitraum, da wohl viele Anleger auch aufgrund 
der wirtschaftlichen Entwicklung entstandene Ge-
winne aus der Anlage von Wertpapieren realisierten.

Steuern vom Umsatz

Das Aufkommen der Steuern vom Umsatz lag im 
Dezember 2021 um 40,5 Prozent höher als im Vor-
jahresmonat. Die Einnahmen aus der Binnen-Um-
satzsteuer stiegen dabei um 13,1  Prozent gegen-
über Dezember 2020, während die Einnahmen aus 
der Einfuhrumsatzsteuer um 137,8 Prozent anstie-
gen. Bei der Einfuhrumsatzsteuer können sich, auf-
grund der Anfang dieses Jahres in Kraft getretenen 
Änderung des Fälligkeitszeitpunkts auf den 26. Tag 
jeden Monats, je nach Anzahl der verbleibenden 
Werktage bis zum Monatsende Verschiebungen 
der kassenwirksamen Buchung der Einnahmen auf 
den Folgemonat ergeben. Eine solche buchungs-
mäßige Einnahmeverschiebung war auch maßgeb-
lich mitverantwortlich für den im Dezember 2021 
zu beobachtenden sehr hohen Anstieg gegenüber 
dem Vorjahresmonat. Dazu kommt, dass im Wa-
renverkehr mit dem Vereinigten Königreich seit 
Januar  2021 Importe der Einfuhrumsatzsteuer 
unterliegen und durch diesen Sondereffekt das 
Aufkommen im Jahr 2021 gegenüber dem Vorjahr 
erhöht ist. Weiterhin ist beim Vorjahresvergleich zu 
bedenken, dass das Kassenaufkommen der Steuern 
vom Umsatz im Dezember 2020 durch die Auswir-
kungen der temporären Umsatzsteuersatzsenkung 
im 2. Halbjahr 2020 vermindert war. Letztlich spie-
gelte sich im Aufkommen der Steuern vom Um-
satz auch die merkliche wirtschaftliche Erholung 
im Jahresverlauf wider. Im Haushaltsjahr 2021 stieg 
das kassenmäßige Aufkommen der Steuern vom 
Umsatz insgesamt um 14,3 Prozent gegenüber dem 
Niveau des Vorjahreszeitraums.
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Bundessteuern

Das Aufkommen aus den Bundessteuern insgesamt 
lag im Dezember 2021 um 6,0 Prozent unter dem 
entsprechenden Steueraufkommen im Vorjah-
resmonat, wesentlich bedingt durch die Abschaf-
fung des Solidaritätszuschlags für den großen Teil 
der Lohn- und Einkommensteuerzahlerinnen und 
-zahler zum 1.  Januar  2021. Das Aufkommen aus 
dem Solidaritätszuschlag verringerte sich im Be-
richtsmonat um 31,9  Prozent gegenüber Dezem-
ber  2020. Weiterhin war ein Einnahmerückgang 
bei der Tabaksteuer (-3,0  Prozent) und der Kraft-
fahrzeugsteuer (-6,4 Prozent) zu verzeichnen. Zum 
Teil deutliche Zuwächse im Vergleich zum Vor-
jahresmonat ergaben sich bei der Versicherung-
steuer (+1,8  Prozent), der Stromsteuer (+7,2  Pro-
zent) und insbesondere der Luftverkehrsteuer 
(+111,3 Prozent), wobei das Aufkommen bei Letzte-
rer durch die Pandemie bedingt immer noch deut-
lich unterhalb des Niveaus im Vorkrisenzeitraum 
lag. Die Veränderungen bei den übrigen Steuerar-
ten hatten betragsmäßig nur geringen Einfluss auf 
das Gesamtergebnis der Bundessteuern. Im Haus-
haltsjahr  2021 verringerte sich das kassenmäßige 
Aufkommen der Bundessteuern insgesamt um 
7,1 Prozent gegenüber dem Vorjahr.

Ländersteuern

Das Aufkommen der Ländersteuern lag im Dezem-
ber  2021 um 10,9  Prozent über dem Ergebnis im 
Dezember 2020. Die Einnahmen aus der Grunder-
werbsteuer stiegen um 10,9  Prozent, aus der Erb-
schaftsteuer um 11,1 Prozent, aus der Feuerschutz-
steuer um 3,7 Prozent und aus der Rennwett- und 
Lotteriesteuer um 14,2  Prozent. Der Zuwachs bei 
der Rennwett- und Lotteriesteuer ergab sich vor al-
lem aus beträchtlichen Einnahmen aus den neuen 
Steuerarten Online-Pokersteuer und Virtuelle Au-
tomatensteuer, die seit dem 1.  Juli  2021 erho-
ben werden. Bei der Biersteuer ergab sich ein An-
stieg um 0,4  Prozent. Im Haushaltsjahr  2021 stieg 
das Aufkommen der Ländersteuern insgesamt um 
13,8 Prozent.
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Der Finanzierungssaldo der Kernhaushalte der 
Ländergesamtheit betrug am Ende des Berichts-
zeitraums rund -11,6  Mrd.  Euro und verbesserte 
sich damit im Vergleich zum Vorjahreswert um 
25,3  Mrd.  Euro. Vom Länderdefizit entfielen fast 
zwei Drittel allein auf das Land Bayern mit einem 
Defizit von 7,4 Mrd. Euro. Dieses Ergebnis war je-
doch vor allem auf einen im November noch aus-
stehenden Abruf von Bundes-Corona-Hilfen 
zurückzuführen.

Die Ausgaben der Länder nahmen im Ver-
gleich zum Vorjahr um 1,9  Prozent zu. Darun-
ter stiegen die Personalausgaben um knapp 3 Pro-
zent, während die Ausgaben an Verwaltungen 
mit 4,2  Prozent rückläufig waren. Die laufenden 

Zahlungen an Gemeinden, die in den Ausgaben an 
Verwaltungen enthalten waren, erhöhten sich hin-
gegen um 0,8 Prozent leicht, trotz des bereits hohen 
Vorjahresniveaus.

Die Einnahmen stiegen im Vergleich zum Vorjahr 
um 8,7  Prozent an. Maßgeblich für den Zuwachs 
waren die gegenüber dem Vorjahreszeitraum um 
13,4  Prozent höheren Steuereinnahmen. Bezogen 
auf die Ländergesamtheit lagen die Steuereinnah-
men damit deutlich über dem Niveau des Vorkri-
senjahres 2019 (+7,4  Prozent). Die Einnahmen aus 
Verwaltungen lagen weiterhin auf hohem Niveau 
(90,5 Mrd. Euro). Hier spiegelten sich vor allem die 
vom Bund geleisteten Zahlungen an die Länder im 
Rahmen der Corona-Hilfspakete wider.

Entwicklung der Kernhaushalte der Länder bis 
einschließlich November 2021

Entwicklung der Länderhaushalte bis November 2021 –  Länder insgesamt
Veränderungsraten im Vergleich zum Vorjahr in Prozent

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Entwicklung der Länderhaushalte bis November 2021 – Flächenländer 
Veränderungsraten im Vergleich zum Vorjahr in Prozent

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Entwicklung der Länderhaushalte bis November 2021 –  Stadtstaaten
Veränderungsraten im Vergleich zum Vorjahr in Prozent

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Die Kreditaufnahme des Bundes dient der Fi-
nanzierung des Bundeshaushalts und der Son-
dervermögen des Bundes. Sondervermögen wer-
den unterschieden in solche Sondervermögen, die 
über den Bundeshaushalt oder andere Einnah-
men mitfinanziert werden, und Sondervermögen 
mit eigener Kreditermächtigung (Finanzmarkt
stabilisierungsfonds  (FMS), Wirtschaftsstabilisie-
rungsfonds (WSF) und Investitions- und Tilgungs-
fonds  (ITF) sowie Restrukturierungsfonds  (RSF)). 
Der RSF wird nachfolgend nicht mit aufgeführt, 
da zu den betrachteten Stichtagen keine Kreditauf-
nahme vorgelegen hat. Die Kreditaufnahme für die 
Sondervermögen FMS und WSF dient dabei zum 
einen der Finanzierung von Aufwendungen für 
Stabilisierungsmaßnahmen gemäß §  9 Abs.  1 Sta-
bilisierungsfondsgesetz (StFG) oder der Rekapitali-
sierung von Unternehmen gemäß § 22 StFG. Zum 
anderen nimmt der Bund für FMS und WSF auch 
Kredite auf, die gemäß §  9 Abs.  5 und §  23  StFG 
dann als konditionsgleiche Darlehen an Anstalten 
des öffentlichen Rechts durchgeleitet werden. Die 
Aufnahme dieser Kredite über den Bund dient der 
Kostenersparnis.

Die nachfolgenden Erläuterungen beziehen sich

	● erst auf die gesamte Kreditaufnahme des 
Bundes,

	● dann auf die Kreditaufnahme beziehungs-
weise Verschuldung des Bundeshaushalts und 
der mitfinanzierten Sondervermögen sowie 
von FMS, WSF und ITF ohne Finanzierung von 
Darlehen für Anstalten des öffentlichen Rechts 
und

	● anschließend auf die Kreditaufnahme für FMS 
und WSF zur Finanzierung von an Anstalten 
des öffentlichen Rechts durchzuleitende Dar-
lehen (im Folgenden „Darlehensfinanzierung“).

Entwicklung der 
Kreditaufnahme des Bundes

Der Bund hatte am 31. Dezember 2020 Kredite in 
Höhe von 1.272,0 Mrd. Euro aufgenommen. Dieser 
Bestand erhöhte sich zum 31.  Dezember  2021 auf 
1.438,4 Mrd. Euro. Der Anstieg der Kreditaufnahme 
um 166,4 Mrd. Euro ging auf den Finanzierungsbe-
darf des Bundes für den Haushalt und die Sonder-
vermögen einschließlich der Bedarfe von FMS und 
WSF zur Durchleitung von Darlehen an Anstalten 
des öffentlichen Rechts zurück. Wie im Jahr  2020 
war auch die Kreditaufnahme im Jahr 2021 erhöht. 
Hintergrund waren weiterhin die Maßnahmen, die 
die Bundesregierung zur Bekämpfung der wirt-
schaftlichen Folgen der COVID-19-Pandemie be-
schlossen hatte. Bereits die erste Fassung des Haus-
haltsgesetzes 2021 beinhaltete eine gegenüber dem 
Vorjahr nochmals höhere geplante Nettokreditauf-
nahme von 179,8 Mrd. Euro. Die geplante Nettokre-
ditaufnahme wurde im Juni 2021 mit dem 1. Nach-
tragshaushalt für das Haushaltsjahr  2021 um 
60,4 Mrd. Euro auf 240,2 Mrd. Euro erhöht. Der Ent-
wurf des Zweiten Nachtragshaushaltsgesetzes vom 
Dezember 2021, der sich derzeit im Gesetzgebungs-
verfahren befindet, sieht keine weitere Erhöhung 
der Kreditermächtigung vor, sondern lediglich eine 
zusätzliche Zuweisung an den Energie- und Kli-
mafonds, die aus der bestehenden Kreditermächti-
gung geleistet werden kann.

Der Anstieg des Bestands der Kreditaufnahme 
gegenüber dem 31.  Dezember  2020 resul-
tierte aus neuen Aufnahmen im Volumen von 
512,0  Mrd.  Euro, denen wiederum Fälligkeiten im 
Volumen von 345,6  Mrd.  Euro gegenüberstanden. 
Bis zum 31.  Dezember  2021 wurden im Jahr  2021 
für die Verzinsung aller auch in früheren Jahren 
aufgenommenen bestehenden Kredite saldiert 
2,6 Mrd. Euro aufgewendet.

Kreditaufnahme des Bundes und seiner 
Sondervermögen
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Im Dezember 2021 wurden 31,0 Mrd. Euro an kon-
ventionellen Bundeswertpapieren emittiert. Sie 
verteilten sich auf 6,0  Mrd.  Euro 10-jährige Bun-
desanleihen (zu denen hier auch die im Jahr 2020 
eingeführten 7-  und 15-jährigen Bundesanleihen 
gezählt werden), 3,0  Mrd.  Euro Bundesobligatio-
nen, 4,0 Mrd. Euro Bundesschatzanweisungen und 
18,0 Mrd. Euro Unverzinsliche Schatzanweisungen 
des Bundes.

Die Eigenbestände des Bundes an Bundeswertpa-
pieren verringerten sich im Dezember  2021 um 
0,8  Mrd.  Euro auf 162,7  Mrd.  Euro. Die Verände-
rung resultierte im Wesentlichen aus Sekundär-
marktverkäufen in Höhe von 10,6 Mrd. Euro, denen 
Käufe in Höhe von 2,6  Mrd.  Euro und die Erhö-
hung von Eigenbeständen durch bei Emission zu-
rückbehaltene Emissionsanteile um 7,2 Mrd. Euro 
gegenüberstanden.

Am 31.  Dezember  2021 entfielen 93,7  Prozent der 
Kreditaufnahmen auf die Kreditaufnahme des 
Bundes für Haushalt und Sondervermögen ohne 
Darlehensfinanzierung. 6,3 Prozent der Kreditauf-
nahme dienten der Finanzierung von FMS und 
WSF für durchgeleitete Kredite an Anstalten des öf-
fentlichen Rechts.

Entwicklung der Kreditauf
nahme des Bundes (Haushalt 
und Sondervermögen ohne 
Darlehensfinanzierung)

Im  Dezember  2021 wurden für den Bund (Haus-
halt und Sondervermögen ohne Darlehensfinan-
zierung) 31,9 Mrd. Euro an Krediten aufgenommen. 
Gleichzeitig wurden 32,1 Mrd. Euro fällige Kredite 
getilgt. Durch die Verzinsung der Kredite des Bun-
des (Haushalt und Sondervermögen ohne 
Darlehensfinanzierung) wurden im Dezember 
saldiert 0,5 Mrd. Euro vereinnahmt.

Am 31.  Dezember  2021 betrug der Bestand der 
Kreditaufnahme des Bundes (Haushalt und Son-
dervermögen ohne Darlehensfinanzierung) ins-
gesamt 1.348,0  Mrd.  Euro. Damit erhöhte sich 
dieser gegenüber dem 31.  Dezember  2020 um 
144,0 Mrd. Euro. Der größte Teil der Erhöhung ent-
fiel mit 143,2  Mrd.  Euro auf den Bundeshaushalt, 
dessen Bestand auf 1.306,5  Mrd.  Euro anstieg. Per 
31. Dezember  2021 betrug der Bestand der Kre-
ditaufnahme für den ITF 16,1  Mrd.  Euro. Der Be-
stand der Kreditaufnahme des FMS für Kredite
für Aufwendungen gemäß §  9 Abs.  1  StFG betrug
zu diesem Stichtag 22,7  Mrd.  Euro. Die Krediter-
mächtigungen des WSF für Kredite für Rekapita-
lisierungsmaßnahmen gemäß §  22  StFG wurden
im Jahr 2021 bis Ende Dezember 2021 – unter Be-
rücksichtigung von Fälligkeiten  – über insgesamt
0,9 Mrd. Euro in Anspruch genommen, sodass sich
per 31. Dezember 2021 ein Bestand an Krediten von 
2,7 Mrd. Euro ergab.

Entwicklung der 
Kreditaufnahme des Bundes 
zur Darlehensfinanzierung

Seit dem Jahr  2019 werden für den FMS Kredite 
zur Refinanzierung von an die FMS Wertmanage-
ment (FMS-WM) durchzuleitende Darlehen ge-
mäß §  9 Abs.  5  StFG aufgenommen. In ähnlicher 
Weise erfolgt seit dem Jahr  2020 eine Kreditauf-
nahme für den WSF zur Gewährung von Darle-
hen an die Kreditanstalt für Wiederaufbau  (KfW) 
zur Finanzierung von Krisenmaßnahmen gemäß 
§ 23 StFG. Im Dezember 2021 wurden für den FMS
zu diesem Zweck keine Kredite neu aufgenommen
und es wurden keine Kredite fällig. Per 31. Dezem-
ber  2021 betrug der Bestand damit unverändert
55,0 Mrd. Euro. Der Bestand von Krediten zur Dar-
lehensfinanzierung für den WSF veränderte sich im 
Laufe des Dezembers 2021 ebenfalls nicht und be-
trug am 31. Dezember 2021 somit wie im Vormo-
nat 35,4 Mrd. Euro. Seit Jahresbeginn stieg der Be-
stand der Kredite zur Darlehensfinanzierung auf
90,4 Mrd. Euro.
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Kreditaufnahme des Bundes - Bestand und laufendes Jahr
in Mio. Euro

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Kreditaufnahme des Bundes – Bestand per 31. Dezember 2021 

Weitere Einzelheiten für den Monat Dezem-
ber  2021 können folgenden Tabellen entnommen 
werden:

	● Entwicklung der Kreditaufnahme des Bundes,

	● Entwicklung der Kreditaufnahme des Bundes 
(Haushalt und Sondervermögen ohne Darle-
hensfinanzierung),

	● Entwicklung der Kreditaufnahme des Bundes 
zur Darlehensfinanzierung,

	● Entwicklung von Umlaufvolumen und Eigen-
bestände an Bundeswertpapieren.

Im statistischen Anhang der Online-Version des 
Monatsberichts sind zusätzlich die drei erstge-
nannten Tabellen mit Daten für den Dezem-
ber  2021, die nach Restlaufzeitklassen gruppierte 
Kreditaufnahme des Bundes sowie die monatliche 

Historie zur Kreditaufnahme, dem Bedarf der Kre-
ditaufnahme, Tilgungen und Zinsen für die Kredit-
aufnahme enthalten.

Die Abbildung „Kreditaufnahme des Bundes – Be-
stand und laufendes Jahr“ zeigt die Verteilung der 
Kreditaufnahme auf die Finanzierungsinstru-
mente, sowohl für die Aufnahme im Jahr 2021 bis 
Ende Dezember als auch für den gesamten Be-
stand per 31.  Dezember  2021. Den größten Anteil 
der Kreditaufnahme im Jahr  2021 machten mit 
239,0 Mrd. Euro beziehungsweise 46,7 Prozent die 
(teils unterjährig fälligen) Unverzinslichen Schatz
anweisungen des Bundes aus, gefolgt von den 
10-jährigen Bundesanleihen mit 114,8  Mrd.  Euro 
beziehungsweise 22,4  Prozent. Zu diesem Seg-
ment wurden hier auch die im Jahr 2020 neu ein-
geführten 7-  und die 15-jährigen Bundesanleihen 
gezählt. Per 31. Dezember 2021 waren über 99 Pro-
zent des Bestands der Kreditaufnahmen des Bun-
des in Form von Inhaberschuldverschreibungen 
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verbrieft, bei denen die konkreten Gläubiger dem 
Bund nicht bekannt sind.

Im Jahr  2022 wird der Finanzierungsbedarf auf-
grund der anhaltenden Pandemiesituation vo
raussichtlich weiterhin erhöht sein. Am 16. Dezem-
ber 2021 wurde die Emissionsplanung des Bundes 
für das Jahr 2022 veröffentlicht. Zur Finanzierung 
des Bundeshaushalts und seiner Sondervermögen 
plant der Bund im Jahr  2022 die Emission nomi-
nalverzinslicher Bundeswertpapiere im Volumen 
von voraussichtlich 403  Mrd.  Euro. Davon sollen 
195 Mrd. Euro am Kapitalmarkt und 208 Mrd. Euro 
am Geldmarkt aufgenommen werden. Grüne 
Bundeswertpapiere sind mit einem Volumen in 

ähnlicher Größenordnung wie im Jahr 2021 vorge-
sehen. Zusätzlich sollen im Jahr 2022 inflationsin-
dexierte Bundeswertpapiere im Volumen zwischen 
6 Mrd. Euro und 8 Mrd. Euro begeben werden. De-
tails zu den geplanten Emissionen und den Tilgun-
gen von Bundeswertpapieren können in den Presse-
mitteilungen zum Emissionskalender nachgelesen 
werden.1 Auf der Internetseite der Bundesrepublik 
Deutschland  – Finanzagentur  GmbH werden zu-
dem nach jeder Auktion von Bundeswertpapieren 
die Auktionsergebnisse veröffentlicht.2

1  http://www.bundesfinanzministerium.de/mb/2017047

2  http://www.bundesfinanzministerium.de/mb/2017046
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Entwicklung der Kreditaufnahme des Bundes im Dezember 2021 
in Mio. Euro

Stichtag/Periode

Bestand 
Aufnahme 
(Zunahme)

Tilgungen 
(Abnahme) Bestand 

Bestands
änderung 

(Saldo) Zinsen

30. November 
2021  Dezember  Dezember 

31. Dezember 
2021 Dezember Dezember 

Insgesamt 1.438.685 31.858 -32.140 1.438.403 -282 472

Gliederung nach Verwendung

Bundeshaushalt 1.306.757 26.771 -27.065 1.306.463 -294 417

Finanzmarktstabilisierungsfonds 
(Kredite für Aufwendungen  
gemäß § 9 Abs. 1 StFG)

22.749 1.486 -1.498 22.737 -12 22

Finanzmarktstabilisierungsfonds 
(Kredite für Abwicklungsanstalten 
gemäß § 9 Abs. 5 StFG)

55.000 - - 55.000 - -

Investitions- und Tilgungsfonds 16.126 1.171 -1.186 16.111 -15 17

Wirtschaftsstabilisierungsfonds 
(Kredite für Rekapitalisierungs
maßnahmen gemäß § 22 StFG)

2.640 2.430 -2.391 2.679 38 15

Wirtschaftsstabilisierungsfonds 
(Kredite für die Kreditanstalt für 
Wiederaufbau gemäß § 23 StFG)

35.413 - - 35.413 - -

Gliederung nach Instrumentenarten

Konventionelle Bundeswertpapiere 1.341.475 31.833 -32.090 1.341.217 -257 498

30-jährige Bundesanleihen 276.983 194 - 277.178 194 -

10-jährige Bundesanleihen 608.036 7.251 - 615.287 7.251 268

Bundesobligationen 186.998 3.841 - 190.839 3.841 96

Bundesschatzanweisungen 115.468 3.952 -15.485 103.936 -11.533 54

Unverzinsliche Schatzanweisungen 
des Bundes

153.989 16.594 -16.605 153.978 -11 80

Inflationsindexierte Bundeswertpapiere 65.365 25 - 65.390 25 17

30-jährige inflationsindexierte 
Anleihen des Bundes

10.410 10 - 10.420 10 8

10-jährige inflationsindexierte 
Anleihen des Bundes

54.955 15 - 54.970 15 9

Grüne Bundeswertpapiere 21.627 - - 21.627 - -

30-jährige Grüne Bundesanleihen 5.575 - - 5.575 - -

10-jährige Grüne Bundesanleihen 11.237 - - 11.237 - -

Grüne Bundesobligationen 4.815 - - 4.815 - -

Schuldscheindarlehen 5.745 - -50 5.695 -50 -23

Kredit durch 
Wertpapierpensionsgeschäfte

- - - - - -

Sonstige Kredite und Buchschulden 4.474 - - 4.474 - -21

Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Entwicklung der Kreditaufnahme des Bundes (Haushalt und Sondervermögen ohne Darlehensfinanzierung) 
im Dezember 2021 
in Mio. Euro

Stichtag/Periode

Bestand 
Aufnahme 
(Zunahme)

Tilgungen 
(Abnahme) Bestand 

Bestands
änderung 

(Saldo) Zinsen

30. November 
2021  Dezember  Dezember 

31. Dezember 
2021 Dezember Dezember 

Insgesamt 1.348.272 31.858 -32.140 1.347.990 -282 472

Gliederung nach Verwendung

Bundeshaushalt 1.306.757 26.771 -27.065 1.306.463 -294 417

Finanzmarktstabilisierungsfonds 
(Kredite für Aufwendungen 
gemäß § 9 Abs. 1 StFG)

22.749 1.486 -1.498 22.737 -12 22

Investitions- und Tilgungsfonds 16.126 1.171 -1.186 16.111 -15 17

Wirtschaftsstabilisierungsfonds 
(Kredite für Rekapitalisierungs
maßnahmen gemäß § 22 StFG)

2.640 2.430 -2.391 2.679 38 15

Gliederung nach Instrumentenarten

Konventionelle Bundeswertpapiere 1.251.062 31.833 -32.090 1.250.805 -257 498

30-jährige Bundesanleihen 276.983 194 - 277.178 194 0

10-jährige Bundesanleihen 579.536 7.251 - 586.787 7.251 268

Bundesobligationen 153.698 3.841 - 157.539 3.841 96

Bundesschatzanweisungen 88.868 3.952 -15.485 77.336 -11.533 54

Unverzinsliche Schatzanweisungen 
des Bundes

151.977 16.594 -16.605 151.966 -11 80

Inflationsindexierte Bundeswertpapiere 65.365 25 - 65.390 25 17

30-jährige inflationsindexierte 
Anleihen des Bundes

10.410 10 - 10.420 10 8

10-jährige inflationsindexierte 
Anleihen des Bundes

54.955 15 - 54.970 15 9

Grüne Bundeswertpapiere 21.627 - - 21.627 - -

30-jährige Grüne Bundesanleihen 5.575 - - 5.575 - -

10-jährige Grüne Bundesanleihen 11.237 - - 11.237 - -

Grüne Bundesobligationen 4.815 - - 4.815 - -

Schuldscheindarlehen 5.745 - -50 5.695 -50 -23

Kredit durch 
Wertpapierpensionsgeschäfte

- - - - - -

Sonstige Kredite und Buchschulden 4.474 - - 4.474 - -21

nachrichtlich:

Verbindlichkeiten aus der 
Kapitalindexierung 
inflationsindexierter Bundeswertpapiere

6.114 6.722 608 -

Rücklagen gemäß Schlusszahlungs
finanzierungsgesetz (SchlussFinG)

4.318 4.318 - -

Abweichungen in den Summen durch Rundung der Zahlen möglich.
Die Verbindlichkeiten aus der Kapitalindexierung enthalten die seit Laufzeitbeginn bis zum Stichtag entstandenen inflationsbedingten 
Erhöhungsbeträge auf die ursprünglichen Emissionsbeträge. 
Die Rücklage enthält dagegen nur jene Erhöhungsbeträge, die sich jeweils zum Kupontermin am 15. April eines jeden Jahres  
(§ 4 Abs. 1 SchlussFinG) sowie an den Aufstockungsterminen eines inflationsindexierten Wertpapiers (§ 4 Abs. 2 SchlussFinG) ergeben. 
Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Stichtag/Periode

Bestand 
Aufnahme  
(Zunahme)

Tilgungen 
(Abnahme) Bestand 

Bestands
änderung 

(Saldo) Zinsen

30. November 
2021  Dezember  Dezember 

31. Dezember 
2021 Dezember Dezember 

Insgesamt 90.413 - - 90.413 - -

Gliederung nach Verwendung

Finanzmarktstabilisierungsfonds 
(Kredite für Abwicklungsanstalten 
gemäß § 9 Abs. 5 StFG)

55.000 - - 55.000 - -

Wirtschaftsstabilisierungsfonds  
(Kredite für die Kreditanstalt für 
Wiederaufbau gemäß § 23 StFG)

35.413 - - 35.413 - -

Abweichungen in den Summen durch Rundung der Zahlen möglich. 
Das BMF ist nach § 9 Abs. 5 StFG ermächtigt, für den Finanzmarktstabilisierungsfonds Kredite bis zu 60 Mrd. Euro aufzunehmen, damit 
nach § 8 Abs. 10 StFG der Finanzmarktstabilisierungsfonds an Abwicklungsanstalten Darlehen zur Refinanzierung der von diesen 
übernommenen Vermögensgegenständen gewähren kann. Diese Kreditaufnahme ist für die Verschuldung insgesamt neutral, weil sie die bei 
Abwicklungsanstalten sonst notwendige Kreditaufnahme am Markt ersetzt. Sie erhöht jedoch die Verschuldung in Bundeswertpapieren. 
Das BMF ist nach § 24 Abs. 1 i. V .m. § 23 StFG ermächtigt, für den WSF zum Zwecke der Darlehensgewährung Kredite in Höhe von bis 
zu 100 Mrd. Euro aufzunehmen. Nach § 23 StFG kann der WSF der KfW Darlehen zur Refinanzierung der ihr von der Bundesregierung als 
Reaktion auf die sogenannte Corona-Krise zugewiesenen Sonderprogramme gewähren. 
Quelle: Bundesministerium der Finanzen

Entwicklung der Kreditaufnahme des Bundes zur Darlehensfinanzierung im Dezember 2021 
in Mio. Euro

Entwicklung von Umlaufvolumen und Eigenbestände an Bundeswertpapieren im Dezember 2021 
in Mio. Euro

Stichtag/Periode

Bestand Zunahme Abnahme Bestand
Bestandsänderung 

(Saldo)

30. November 
2021 Dezember Dezember 

31. Dezember 
2021 Dezember 

Umlaufvolumen insgesamt 1.590.900 31.000 -32.000 1.589.900 -1.000

Konventionelle Bundeswertpapiere 1.497.000 31.000 -32.000 1.496.000 -1.000

30-jährige Bundesanleihen 326.500 - - 326.500 -

10-jährige Bundesanleihen 676.000 6.000 - 682.000 6.000

Bundesobligationen 214.000 3.000 - 217.000 3.000

Bundesschatzanweisungen 127.500 4.000 -15.500 116.000 -11.500

Unverzinsliche Schatzanweisungen des 
Bundes (inklusive Kassenemissionen)

153.000 18.000 -16.500 154.500 1.500

Inflationsindexierte Bundeswertpapiere 69.900 - - 69.900 -

30-jährige inflationsindexierte Anleihen 
des Bundes

10.900 - - 10.900 -

10-jährige inflationsindexierte Anleihen 
des Bundes

59.000 - - 59.000 -

Grüne Bundeswertpapiere 24.000 - - 24.000 -

30-jährige Grüne Bundesanleihen 6.000 - - 6.000 -

10-jährige Grüne Bundesanleihen 13.000 - - 13.000 -

Grüne Bundesobligationen 5.000 - - 5.000 -

Eigenbestände -163.423 - - -162.662 761

Abweichungen in den Summen durch Rundung der Zahlen möglich.
Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Die Rentenmarktentwicklung 
im Jahr 2021 

Im Verlauf des Jahres  2021 wurden die Renten-
märkte weiterhin von der Corona-Pandemie und 
zunehmend von der global anziehenden Inflati-
onsdynamik beeinflusst. Während die Geldpolitik 

der Europäischen Zentralbank (EZB) nach wie vor 
expansiv blieb, leitete die US-Notenbank Fed ein 
allmähliches Auslaufen der Wertpapier-Nettokäufe 
ein und stellte Leitzinsanhebungen in Aussicht. 
Von historischen Tiefstständen ausgehend stiegen 
die Renditen von Bundeswertpapieren über alle 
Laufzeiten an.

Entwicklung der Renditen von Bundeswertpapieren nach Laufzeiten
Tagesschlussrenditen in Prozent p. a.

31. Dezember 2020 30. September 2021 31. Dezember 2021

2 Jahre -0,71 -0,69 -0,64

5 Jahre -0,74 -0,55 -0,46

10 Jahre -0,58 -0,19 -0,18

30 Jahre -0,17 0,31 0,19

Quelle: Thomson Reuters

Entwicklung der Renditen 10-jähriger Staatsanleihen im Jahr 2021
Rendite in Prozent p. a.

Quelle: Thomson Reuters
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Im 1.  Quartal  2021 folgten die Rentenmärkte zu-
nächst einem deutlichen Renditeanstieg in den 
USA. Während das kurze Laufzeitende weiterhin 
fest verankert blieb, stiegen die Renditen mittlerer 
und längerer Laufzeiten merklich an und die Zins-
kurven wurden steiler. Unterstützt wurde diese 
Entwicklung von Hoffnungen auf ein baldiges 
Ende der Corona-Pandemie nach dem Start einer 
erfolgreichen Impfkampagne und positiven Wirt-
schaftsdaten. Auf Grundlage der Beurteilung der 
Finanzierungsbedingungen und der Inflationsaus-
sichten beschloss der EZB-Rat in seiner März-Sit-
zung demgegenüber, die Ankäufe im Rahmen des 
Pandemie-Notfallankaufprogramms (Pandemic 
Emergency Purchase Programme (PEPP)) vorüber-
gehend zu erhöhen.

Bis in den Sommer hinein entwickelten sich die in-
ternationalen Rentenmärkte dann vergleichsweise 
ruhig. Die Renditen in den bedeutenden Wäh-
rungsräumen gingen bei relativ geringer Volatili-
tät wieder zurück. Die EZB verkündete Anfang Juli 
ihre neue geldpolitische Strategie, wonach zukünf-
tig ein symmetrisches mittelfristiges Inflationsziel 
von 2 Prozent verfolgt werden soll. Auf Grundlage 
dieser neuen geldpolitischen Strategie passte der 
EZB-Rat seine Forward Guidance hinsichtlich der 
weiteren Leitzinsentwicklung an und untermau-
erte damit seinen expansiven geldpolitischen Kurs.

Global deutlich steigende Inflationsraten ließen 
ab dem Herbst erneut Befürchtungen aufkom-
men, dass geldpolitische Straffungen schneller und 

kräftiger als zuvor erwartet nötig werden könn-
ten. Insbesondere im Oktober  2021 kam es vorü-
bergehend zu einem scharfen Anstieg der Volatili-
tät an den Rentenmärkten und höheren Renditen 
im kurzen und mittleren Laufzeitbereich im Zuge 
vorgezogener Leitzinsanhebungserwartungen. An-
ders als zu Jahresbeginn ging dies jedoch nicht mit 
einem kräftigen Renditeanstieg in den längeren 
Laufzeitbereichen einher. Stattdessen verflachten 
die Kurvensegmente im ultralangen Laufzeitbe-
reich spürbar. Eingetrübte Wachstumsaussichten 
vor dem Hintergrund kräftiger als erwartet an-
steigender Corona-Neuinfektionen und erneut 
verschärfter Eindämmungsmaßnahmen ab dem 
Spätherbst dämpften hierbei die Renditeerwartun-
gen. Die äußerst dynamische Ausbreitung der Omi-
kron-Variante des SARS-CoV-2-Virus stellte zum 
Jahresende eine weitere Unsicherheitsquelle für die 
Rentenmärkte dar.

Die Jahresänderungsrate des harmonisierten Ver-
braucherpreisindex stieg im November  2021 
auf 4,9  Prozent; die EZB hielt unterdessen an ih-
rer expansiven Geldpolitik fest. So beschloss der 
EZB-Rat in seiner  Dezember-Sitzung lediglich, 
die PEPP-Nettokäufe Ende März  2022 einzustel-
len, während die Nettokäufe im Rahmen des Pro-
gramms zum Ankauf von Vermögenswerten (Asset 
Purchase Programme, APP) mindestens bis in das 
4.  Quartal  2022 hinein weitergeführt werden sol-
len. Die an ein Ende der APP-Nettokäufe gekoppel-
ten Leitzinsanhebungen sind damit auch weiterhin 
nicht absehbar.

Entwicklung der Renditen 10-jähriger Staatsanleihen im Jahr 2021
Tagesschlussrenditen in Prozent p. a.

31. Dezember 2020 31. Dezember 2021

USA 0,91 1,51

Vereinigtes Königreich 0,20 0,97

Japan 0,02 0,07

Deutschland -0,58 -0,18

Quelle: Thomson Reuters
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In Summe schwächten sich die Rentenmärkte 
im Jahr  2021 etwas ab. 10-jährige Bundesanlei-
hen rentierten zum Jahresende mit -0,18  Prozent 
um 40  Basispunkte höher als Ende  2020. 10-jäh-
rige US-Staatsanleiherenditen erhöhten sich im 
gleichen Zeitraum um fast 60  Basispunkte auf 
1,51 Prozent. Damit weitete sich der bereits zu Jah-
resbeginn nennenswerte Renditeabstand von Bun-
deswertpapieren zu US-Staatsanleihen weiter aus. 
Eine gegenüber dem Euroraum deutlich kräftigere 
Verbraucherpreisdynamik und substanzielle Ver-
besserungen am US-Arbeitsmarkt veranlassten die 
Fed zu einem graduellen Anpassen der Geldpolitik. 

Der Offenmarktausschuss der Fed beschloss in sei-
ner November-Sitzung, den Nettoankauf von Ver-
mögenswerten sukzessive zu reduzieren. In der 
folgenden Dezember-Sitzung wurde das Redukti-
onstempo beschleunigt und dem Markt die Orien-
tierung gegeben, dass drei Leitzinsanhebungen im 
Jahr 2022 angebracht sein könnten. Im Umfeld ei-
ner ebenfalls kräftigen Verbraucherpreisdynamik 
im Vereinigten Königreich beschloss die Bank of 
England in ihrer Dezember-Sitzung, den Leitzins 
von 0,10 Prozent auf 0,25 Prozent anzuheben, und 
läutete damit eine schrittweise geldpolitische Nor-
malisierung ein.
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Rückblick auf die Sitzungen der 
Eurogruppe und der ECOFIN-
Ministerinnen und -Minister 
am 17. und 18. Januar 2022 in 
Brüssel

Eurogruppe

Bei der Sitzung der Eurogruppe am 17. Januar 2022 
standen die Themen ökonomische Anpassung 
und Widerstandsfähigkeit des Euroraums im in-
ternationalen Vergleich, Herausforderungen und 
Politikmaßnahmen hinsichtlich Vulnerabili-
täten im Unternehmenssektor und strukturel-
ler Veränderungen im Zuge der COVID-19-Krise, 
die Eurozonenempfehlungen sowie die eurozo-
nenspezifischen Aspekte der wirtschaftspoliti-
schen Steuerung auf Ebene des Euroraums auf der 
Tagesordnung.

Zum Auftakt der Eurogruppe erörterten die Fi-
nanzministerinnen und Finanzminister die ökono-
mische Anpassung und Widerstandsfähigkeit des 
Euroraums im internationalen Vergleich. Zunächst 
präsentierte die Europäische Kommission ihre Er-
kenntnisse. Anschließend führte Laurence Boone, 
Chefvolkswirtin der Organisation für wirtschaft-
liche Zusammenarbeit und Entwicklung, in die 
Debatte ein und ging dabei auf Unterschiede und 
Gemeinsamkeiten zwischen den USA und dem Eu-
roraum ein. Entschiedene Politikmaßnahmen hät-
ten sowohl in den USA als auch im Euroraum zu 
einer raschen Erholung geführt. Während die Kon-
junktur in den USA weniger stark eingebrochen sei 
und sich schneller erhole, sei der Arbeitsmarkt im 
Euroraum dank der Kriseninstrumente weniger 
stark betroffen. Bundesfinanzminister Christian 
Lindner begrüßte die thematische Diskussion und 
würdigte die effektive Krisenpolitik des Euroraums. 
Zwischen den Diskutanten und der EU-Kom-
mission bestand Einvernehmen, dass die wirt-
schaftliche Erholung nach der Pandemie deutlich 

schneller erfolge als nach der globalen Finanz-
marktkrise. Die wortnehmenden Mitgliedstaaten 
stimmten darin überein, dass die europäischen Un-
terstützungsmaßnahmen sich bislang als angemes-
sen und geeignet erwiesen hätten, die wirtschaft-
lichen und beschäftigungspolitischen Folgen der 
Corona-Pandemie einzudämmen und die wirt-
schaftliche Erholung zu unterstützen. Dies sei ins-
besondere der deutlich besseren Ausgangslage vor 
der Pandemie zu verdanken. Weitere Bemühungen, 
die Bankenunion und Kapitalmarktunion voran-
zubringen, wie auch die Implementierung der Auf-
bau- und Resilienzfazilität (Recovery and Resilience 
Facility, RRF) seien entscheidend für die Krisenfes-
tigkeit des Euroraums.

Ferner führten die Ministerinnen und Minister der 
Eurogruppe eine thematische Aussprache über die 
Herausforderungen und Politikmaßnahmen hin-
sichtlich Vulnerabilitäten im Unternehmenssek-
tor und struktureller Veränderungen im Zuge der 
COVID-19-Pandemie. Der Schwerpunkt der Dis-
kussion lag auf der nationalen Perspektive, ins-
besondere auf Reformen des Insolvenzrechts und 
Erfahrungen mit Garantiebegebungen einzelner 
Mitgliedstaaten. Es herrschte Übereinstimmung, 
dass die getroffenen Maßnahmen die wirtschaftli-
chen Folgen der Pandemie erfolgreich eingedämmt 
haben. Insbesondere habe sich die befürchtete In-
solvenzwelle in der Pandemie nicht materialisiert. 
Es gab eine breite Unterstützung für die Notwen-
digkeit einer fortlaufenden engen Überwachung 
der weiteren Entwicklung, nicht zuletzt mit einem 
Fokus auf kleine und mittlere Unternehmen.

Die Eurogruppe stimmte den sogenannten Eurozo-
nenempfehlungen zu. Am 24. November 2021 hatte 
die Europäische Kommission Vorschläge für die 
Eurozonenempfehlung im Rahmen des Europäi-
schen Semesters vorgelegt. Die Eurozonenempfeh-
lungen betreffen wie üblich die Themenbereiche 
Strukturreformen, Fiskalpolitik, Arbeitsmarkt und 
Sozialpolitik, Finanzmarktpolitik und die Weiter-
entwicklung der Wirtschafts- und Währungsunion.

Europäische Wirtschafts- und Finanzpolitik
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Zum Schluss der Eurogruppensitzung fand ein ers-
ter Austausch zu den Eurozonenaspekten der wirt-
schaftspolitischen Steuerung statt, der sogenannte 
Economic Governance Review. Die Ministerin-
nen und Minister diskutierten über den haushalts-
politischen Rahmen für das Euro-Währungsge-
biet und die Überwachung der Programmländer 
nach Abschluss des Anpassungsprogramms. Bun-
desfinanzminister Christian Lindner setzte sich 
für eine effektivere Nutzung der Entwürfe der ge-
samtstaatlichen Haushaltspläne zur Unterstützung 
der fiskalischen Tragfähigkeit ein und forderte, zu 
quantitativen fiskalpolitischen Empfehlungen zu-
rückzukehren. Er zeigte sich nicht von der Not-
wendigkeit einer Fiskalkapazität auf europäischer 
Ebene überzeugt. Hierzu gab es ein differenziertes 
Meinungsbild.

Hinsichtlich der Nachprogrammüberwachung der 
Programmländer signalisierten die wortnehmen-
den Mitgliedstaaten Zufriedenheit. Eine Reihe von 
Mitgliedstaaten zeigte sich gegenüber kleinen tech-
nischen Anpassungen und einer gewissen Straf-
fung der Prozesse offen; die Diskussion wird zum 
gegebenen Zeitpunkt fortgesetzt. Was die Entwürfe 
der vorläufigen Haushaltspläne betrifft, bestand Ei-
nigkeit, dass der Überprüfungsprozess gut funktio-
niere und von Nutzen für die nationalen Debatten 
sei. Einige Mitgliedsstaaten monierten einen Wir-
kungsverlust während der Pandemie und forderten 
eine erneute Stärkung des Prozesses.

Bei der Eurogruppe im inklusiven Format lag 
der Fokus auf dem aktuellen Stand der Beratun-
gen zur Bankenunion. Die Ministerinnen und Mi-
nister tauschten sich über den Stand der Banken-
union aus, insbesondere über das weitere Vorgehen 
im Hinblick auf die Erstellung eines einvernehmli-
chen, mehrstufigen und an Fristen geknüpften Ar-
beitsplans für alle noch ausstehenden Elemente. Es 
fand keine vertiefte inhaltliche Aussprache statt. 
Der Präsident der Eurogruppe, Paschal Donohoe, 
kündigte an, dass er einen eigenen Vorschlag vor-
legen wolle. Ein konstruktiver Dialogprozess sei 
gestartet.

ECOFIN-Rat

Bei dem Treffen der ECOFIN-Ministerinnen und 
-Minister am 18.  Januar  2022 standen folgende 
Punkte auf der Tagesordnung: der Richtlinienvor-
schlag zur Einführung einer globalen effektiven 
Mindestbesteuerung multinationaler Unterneh-
men in der Europäischen Union (EU), die Schwer-
punkte der französischen Präsidentschaft, der 
Stand der Implementierung der Aufbau- und Re-
silienzfazilität, Ratsschlussfolgerungen zur Jähr-
lichen Strategie für nachhaltiges Wachstum und 
zum Frühwarnbericht  2022 sowie die Empfeh-
lungen zur Wirtschaftspolitik des Euroraums, die 
Vorbereitung des Treffens der G20-Finanzminis-
terinnen und -minister und -Notenbankgouver-
neurinnen und -gouverneure im Februar 2022, die 
Schwerpunkte der deutschen G7-Präsidentschaft 
sowie ein Bericht der Europäischen Investitions-
bank (EIB) zu Investitionen.

Die Orientierungsdebatte zum Richtlinienentwurf 
zur globalen effektiven Mindestbesteuerung mul-
tinationaler Unternehmen – die Säule 2 der breiten 
Einigung zum sogenannten Zwei-Säulen-Projekt – 
dominierte den ECOFIN. Der Zeitplan der franzö-
sischen Ratspräsidentschaft ist sehr ambitioniert: 
Frankreich sieht eine Annahme des Rechtstexts 
beim ECOFIN im März vor. Fast alle Mitgliedstaa-
ten beteiligten sich an der Debatte. Bundesfinanz-
minister Christian Lindner begrüßte die rasche 
Vorlage des Richtlinienvorschlags und unterstrich, 
dass der ambitionierte Zeitplan eingehalten wer-
den müsse. Dies sei ein wichtiges Signal europäi-
scher Handlungsfähigkeit bei einem bedeutenden 
globalen Dossier für faire Besteuerung und gegen 
schädliche Steuergestaltung.

Neben Deutschland unterstützte die überwälti-
gende Mehrheit der Mitgliedstaaten grundsätzlich 
den Richtlinienentwurf der EU-Kommission so-
wie die ehrgeizigen Pläne Frankreichs und sprach 
sich für eine schnelle Umsetzung der Richtlinie aus. 
Einige wenige Mitgliedstaaten äußerten sich kriti-
scher und forderten eine enge juristische Verknüp-
fung zur Einführung der globalen effektiven Min-
destbesteuerung (unter Säule 2) mit der Umsetzung 



Aktuelle Wirtschafts- und Finanzlage
Europäische Wirtschafts- und Finanzpolitik

Monatsbericht des BMF 
Januar 2022

von Säule 1 (Reallokation der Besteuerungsrechte). 
Dem widersprachen die Präsidentschaft, die Euro-
päische Kommission und Deutschland.

Darüber hinaus stellte der französische Finanzmi-
nister Bruno Le Maire die Prioritäten der franzö-
sischen Präsidentschaft im ECOFIN vor, die insbe-
sondere auf eine Konsolidierung des Aufschwungs 
zielen. Er kündigte an, dass der informelle ECOFIN 
im Februar sich mit Blick auf die Vorbereitung des 
informellen Gipfels der Staats- und Regierungschefs 
im März zu Fragen eines neuen gerechten, nachhal-
tigen und innovativen Wirtschaftsmodells, das zu 
den Leitgedanken der französischen Ratspräsident-
schaft gehört, austauschen werde. In ihrer kurzen 
Intervention begrüßte die Europäische Kommis-
sion die allgemeinen Ziele der französischen Prä-
sidentschaft und hob insbesondere die Bedeutung 
der Bereiche wirtschaftspolitische Steuerung, Ban-
kenunion, Kapitalmarktunion, internationale Be-
steuerung und Bekämpfung der Geldwäsche her-
vor. Kein Mitgliedstaat intervenierte.

Unter dem Tagesordnungspunkt „Wirtschaftliche 
Erholung in Europa“ tauschten sich die ECOFIN-Mi-
nisterinnen und -Minister zum Umsetzungsstand 
der Aufbau- und Resilienzfazilität aus. Einleitend 
unterrichtete die Europäische Kommission: Die Be-
wertungen der Kommission zu den Aufbau- und 
Resilienzplänen von Schweden, Ungarn, Polen und 
Bulgarien stünden noch aus. Die Kommission stehe 
mit den zuständigen Behörden im Austausch.

Insgesamt 20  Mitgliedstaaten hätten bislang eine 
Vorfinanzierung erhalten. Der Fokus liege nun auf 
der Umsetzung der Pläne. Gegenwärtig würden die 
Auszahlungsanträge von Frankreich, Griechenland 
und Italien geprüft; im Dezember  2021 sei bereits 
eine erste Auszahlung in Höhe von 10 Mrd. Euro an 
Spanien erfolgt. Die französische Präsidentschaft 
betonte abschließend, dass Fortschritte bei der Um-
setzung der RRF zentral seien.

Unter dem Tagesordnungspunkt „Europäisches Se-
mester“ wurden die Ratsschlussfolgerungen zum 
Frühwarnbericht  2022, zur Strategie für nachhal-
tiges Wachstum  2022 und der Vorschlag für die 

Eurozonenempfehlung durch den Rat ohne Wort-
meldungen der Mitgliedstaaten angenommen.

Anschließend wurde das G20-Treffen der Finanz-
minister und -ministerinnen und Zentralbankprä-
sidentinnen und -präsidenten am  17. und 18.  Fe
bruar vorbereitet. Die französische Präsidentschaft 
schlug vor, wie üblich den Wirtschafts- und Finanz
ausschuss mit der Erarbeitung der „EU Terms of 
Reference“ zu beauftragen, um das EU-Mandat bis 
zum G20-Treffen im Februar zu finalisieren.

Unter „Verschiedenes“ umriss Bundesfinanzminis-
ter Christian Lindner kurz die Schwerpunkte des 
Finance Track  2022 der von Deutschland im Ja-
nuar übernommenen G7-Präsidentschaft. Schwer-
punkt sei zum einen die globale makroökonomi-
sche Erholung. Zum anderen wolle man die Debatte 
zu Crypto Assets und digitalen Währungen sowie 
die Arbeit an anderen Themen wie der Klimapoli-
tik fortführen. Die Europäische Kommission führte 
aus, dass die Pandemie die Bedeutung des Gremi-
ums aufgezeigt habe. Für den deutschen Vorschlag 
eines Klima-Klubs äußerte die Europäische Kom-
mission Unterstützung.

Abschließend stellte der Präsident der Europäischen 
Investitionsbank, Werner Hoyer, die zentralen Er-
gebnisse des Investitionsberichts 2022 vor. Er stellte 
eingangs die Bedeutung des Europäischen Garan-
tiefonds für die wirtschaftliche Erholung in der EU 
heraus. Der Investitionsbericht gebe insgesamt ein 
positives Bild der 12.500  befragten Unternehmen 
in der  EU. Dank der beeindruckenden politischen 
Reaktion sei ein wirtschaftlicher Zusammenbruch 
verhindert worden. Während die Unternehmen er-
klärten, sich an die wirtschaftliche Situation an-
zupassen und in die Digitalisierung und Ökologi-
sierung zu investieren, gebe es pandemiebedingte 
Unsicherheiten sowie einen negativen Einfluss der 
hohen Energiepreise auf die wirtschaftliche Aktivi-
tät. Insgesamt gebe der Investitionsbericht Anlass 
zur Zuversicht. Allerdings seien weitere Anstren-
gungen nötig. Die Europäische Kommission teilte 
die Einschätzung, dass weiterhin Herausforderun-
gen bestünden, und stellte insbesondere die Bedeu-
tung der Aufbau- und Resilienzfazilität heraus.
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Finanz- und wirtschaftspolitische Termine

Datum Veranstaltung

17./18. Februar 2022 Treffen der G20-Finanzministerinnen und -Finanzminister und -Notenbankgouverneurinnen und 
-Notenbankgouverneure auf Bali, Indonesien

25./26. Februar 2022 Eurogruppe und informeller ECOFIN-Rat in Paris, Frankreich

14./15. März 2022 Eurogruppe und ECOFIN-Rat in Brüssel, Belgien

4./5. April 2022 Eurogruppe und ECOFIN-Rat in Brüssel, Belgien

18. bis 24. April 2022 Frühjahrstagung von IWF und Weltbank in Washington, D.C.

21. bis 23. April 2022 Treffen der G20-Finanzministerinnen und -Finanzminister und -Notenbankgouverneurinnen und 
-Notenbankgouverneure in Washington, D.C.

23./24. Mai 2022 Eurogruppe und ECOFIN-Rat in Brüssel, Belgien

Aufgrund der Corona-Pandemie stehen Termin und Format der Treffen erst kurz vorher fest.
Quelle: Bundesministerium der Finanzen

Datum Verfahrensschritte

9. März 2022 Kabinettsbeschluss zu den Eckwerten für Regierungsentwurf 2023 und Finanzplan bis 2026

10. bis 12. Mai 2022 Steuerschätzung

22. Juni 2022 Kabinettsbeschluss zum Entwurf des Bundeshaushalts 2023 und Finanzplan bis 2026

Quelle: Bundesministerium der Finanzen

Terminplan für die Aufstellung und Beratung des Bundeshaushalts 2023  
und des Finanzplans bis 2026
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Publikationen

Veröffentlichungskalender¹ der Monatsberichte inklusive der finanzwirtschaftlichen Daten

Publikationen des BMF

Monatsbericht Ausgabe Berichtszeitraum Veröffentlichungszeitpunkt

Februar 2022 Januar 2022 22. Februar 2022

März 2022 Februar 2022 22. März 2022

April 2022 März 2022 22. April 2022

Mai 2022 April 2022 20. Mai 2022

Juni 2022 Mai 2022 21. Juni 2022

Juli 2022 Juni 2022 21. Juli 2022

August 2022 Juli 2022 19. August 2022

September 2022 August 2022 22. September 2022

Oktober 2022 September 2022 20. Oktober 2022

November 2022 Oktober 2022 22. November 2022

Dezember 2022 November 2022 22. Dezember 2022

1  Nach Special Data Dissemination Standard Plus (SDDS Plus) des IWF, siehe http://dsbb.imf.org
Quelle: Bundesministerium der Finanzen
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Entwicklung der Kreditaufnahme des Bundes 

Entwicklung der Kreditaufnahme des Bundes (Haushalt und der Sondervermögen ohne 
Darlehensfinanzierung) 

Entwicklung der Kreditaufnahme des Bundes zur Darlehensfinanzierung 

Kreditaufnahme des Bundes

Nach dem Haushaltsgesetz übernommene Gewährleistungen

Kennziffern für Special Data Dissemination Standard (SDDS) – Haushalt Bund

Kennziffern für Special Data Dissemination Standard (SDDS) – Kreditaufnahme des Bundes

Bundeshaushalt Gesamtübersicht 2015 bis 2021

Ausgaben des Bundes nach volkswirtschaftlichen Arten

Haushaltsquerschnitt: Gliederung der Ausgaben nach Ausgabegruppen und Funktionen

Gesamtübersicht über die Entwicklung des Bundeshaushalts 1969 bis 2020

Entwicklung des öffentlichen Gesamthaushalts

Steueraufkommen nach Steuergruppen

Entwicklung der Steuer- und Abgabenquoten

Entwicklung der Staatsquote

Schulden der öffentlichen Haushalte

Entwicklung der Finanzierungssalden der öffentlichen Haushalte

Internationaler Vergleich der öffentlichen Haushaltssalden

Das nachfolgende Angebot „Statistiken und Dokumentationen“ ist nur online verfügbar im BMF-
Monatsbericht als eMagazin unter www.bmf-monatsbericht.de. Der BMF-Monatsbericht als eMagazin 
bietet darüber hinaus zahlreiche weitere Funktionen und Vorteile, u. a. interaktive Grafiken.
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Übersichten zur 
finanzwirtschaftlichen Entwicklung

https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/01/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-01-entwicklung-kreditaufnahme-bund.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/01/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-02-entwicklung-verschuldung-bundeshaushalt-und-sondervermoegen.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/01/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-02-entwicklung-verschuldung-bundeshaushalt-und-sondervermoegen.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/01/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-03-entwicklung-refinanzierung-der-sondervermoegen.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/01/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-04-kreditaufnahme-des-bundes.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/01/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-05-gewaehrleistungen.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/01/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-06-kennziffern-fuer-sdds-central-government-operations.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/01/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-07-kennziffern-fuer-sdds-central-government-debt.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/01/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-08-bundeshaushalt.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/01/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-09-ausgaben-des-bundes.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/01/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-10-haushaltsquerschnitt.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/01/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-11-gesamtuebersicht-entwicklung-bundeshaushalt.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/01/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-12-entwicklung-des-oeffentlichen-gesamthaushalts.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/01/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-13-steueraufkommen-nach-steuergruppen.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/01/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-14-entwicklung-der-steuer-und-abgabequoten.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/01/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-15-entwicklung-der-staatsquote.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/01/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-16-schulden-der-oeffentlichen-haushalte.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/01/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-17-entwicklung-der-finanzierungssalden.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/01 /Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-18-internationaler-vergleich.html
http://www.bmf-monatsbericht.de/
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Staatsschuldenquote im internationalen Vergleich

Steuerquoten im internationalen Vergleich

Abgabenquoten im internationalen Vergleich

Staatsquoten im internationalen Vergleich

Entwicklung der EU-Haushalte 2020 bis 2021

Entwicklung der Länderhaushalte

Vergleich der Finanzierungssalden je Einwohner 2020/2021

Die Entwicklung der Einnahmen und Ausgaben und der Kernhaushalte des Bundes und der Länder

Die Einnahmen, Ausgaben und Kernhaushalte der Länder

Produktionslücken, Budgetsemielastizität und Konjunkturkomponenten

Produktionspotenzial und -lücken

Beiträge der Produktionsfaktoren und des technischen Fortschritts zum preisbereinigten 
Potenzialwachstum

Bruttoinlandsprodukt

Bevölkerung und Arbeitsmarkt

Kapitalstock und Investitionen

Solow-Residuen und Totale Faktorproduktivität

Preise und Löhne

﻿

Übersichten zur 
Entwicklung der Länderhaushalte

Gesamtwirtschaftliches Produktionspotenzial 
und Konjunkturkomponenten des Bundes

https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/01/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-19-staatsschuldenquoten.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/01/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-20-steuerquoten-im-internationalen-vergleich.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/01/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-21-abgabenquoten-im-internationalen-vergleich.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/01/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-22-staatsquoten-im-internationalen-vergleich.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/01/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-1-23-entwicklung-der-eu-haushalte.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/01/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-2-01-entwicklung-der-laenderhaushalte-soll-ist.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/01/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-2-02-abb-vergleich-finanzierungsdefizite.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/01/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-2-03-entwicklung-einnahmen-ausgaben-und-kernhaushalte-bund-laender.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/01/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-2-04-einnahmen-ausgaben-und-kernhaushalte-laender.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/01/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-3-01-produktionsluecken-budgetsemielastizitaet-konjunkturkomponenten.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/01/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-3-02-produktionspotenzial-und-luecken.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/01/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-3-03-beitraege-der-produktionsfaktoren.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/01/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-3-03-beitraege-der-produktionsfaktoren.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/01/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-3-04-bruttoinlandsprodukt.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/01/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-3-05-bevoelkerung-und-arbeitsmarkt.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/01/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-3-06-kapitalstock-und-investitionen.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/01/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-3-07-solow-residuen.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/01/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-3-08-preise-und-loehne.html
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Kennzahlen zur 
gesamtwirtschaftlichen Entwicklung
Wirtschaftswachstum und Beschäftigung

Preisentwicklung

Außenwirtschaft

Einkommensverteilung

Reales Bruttoinlandsprodukt im internationalen Vergleich

Harmonisierte Verbraucherpreise im internationalen Vergleich

Harmonisierte Arbeitslosenquote im internationalen Vergleich

Reales Bruttoinlandsprodukt, Verbraucherpreise und Leistungsbilanz in ausgewählten 
Schwellenländern

Übersicht Weltfinanzmärkte

Jüngste wirtschaftliche Vorausschätzungen von EU-KOM, OECD, IWF zu BIP, Verbraucherpreisen 
und Arbeitslosenquote

Jüngste wirtschaftliche Vorausschätzungen von EU-KOM, OECD, IWF zu Haushaltssalden,  
Staatsschuldenquote und Leistungsbilanzsaldo

https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/01/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-01-wirtschaftswachstum-und-beschaeftigung.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/01/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-02-preisentwicklung.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/01/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-03-aussenwirtschaft.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/01/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-04-einkommensverteilung.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/01/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-05-reales-bruttoinlandsprodukt.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/01/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-06-harmonisierte-verbraucherpreise.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/01/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-07-harmonisierte-arbeitslosenquote.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/01/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-08-reales-bip-verbraucherpreise-leistungsbilanz-ausgewaehlten-schwellenlaendern.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/01/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-08-reales-bip-verbraucherpreise-leistungsbilanz-ausgewaehlten-schwellenlaendern.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/01/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-09-uebersicht-weltfinanzmaerkte.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/01/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-10-juengste-wirtschaftliche-vorausschaetzungen-1.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/01/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-10-juengste-wirtschaftliche-vorausschaetzungen-1.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/01/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-11-juengste-wirtschaftliche-vorausschaetzungen-2.html
https://www.bundesfinanzministerium.de/Monatsberichte/2022/01/Inhalte/Kapitel-6-Statistiken/6-4-11-juengste-wirtschaftliche-vorausschaetzungen-2.html


Redaktionelle Hinweise
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Zeichen Erklärung

– nichts vorhanden

0 weniger als die Hälfte von 1 in der letzten besetzten Stelle, jedoch mehr als nichts
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